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1. Problem und Methode 
 
Die Herausgeber dieses Kompendiums haben den Verfasser gebeten, die österreichische Fi-
nanzverfassung aus einer ausländischen Perspektive darzustellen, aus der Sicht eines Auslän-
ders freilich, dessen Heimatland mit Österreich viele Gemeinsamkeiten in Bezug auf Sprache, 
Kultur und Geschichte aufweist. Dabei sollte geprüft werden, ob und inwieweit diese Finanz-
verfassung als funktionsfähig betrachtet werden kann. Sie sollte insbesondere auch im Hin-
blick auf den sich verschärfenden Standortwettbewerb evaluiert werden. 
 
Will man die Funktionsfähigkeit einer Finanzverfassung beurteilen, benötigt man eine Norm. 
Es ist mittlerweile Standard, hierzu die Theorien des Marktversagens und des Staatsversagens 
heranzuziehen. Verfassungsökonomisch ist dies auch unmittelbar verständlich, denn die Be-
seitigung solcher Formen von Koordinationsmängeln liegt im wohlverstandenen Langfristin-
teresse aller Bürger und würde in einer Rawlsschen Urvertragssituation als Gemeinwohlziel 
anerkannt. Es entspricht außerdem den rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen Forderun-
gen, (1) „Konsens über die fundamentalen Zwecke und Grenzen politischer Herrschaft herzu-
stellen“ (so der ehemalige Verfassungsrichter Grimm, 1990: 22) sowie (2) Ziele nicht etwa 
aus der Verfassung auszusperren und diese nur als Kompetenzgefüge zu begreifen, sondern 
über Zieldiskussionen wirtschaftswissenschaftliche Erkenntnisfortschritte in den verfassungs-
rechtlichen Konkretisierungs- und Kontrollmechanismus einspeisen zu können (so aus öko-
nomischer Sicht Bös, 1980: 725 - 727).  
 
In der ökonomischen Literatur wird vielfach nur dargelegt, welche Aufgaben der Staat erfül-
len sollte und welche nicht. Eine solche Basiserkenntnis ist wichtig. Darüber hinaus muss 
aber auch geklärt werden, wie die Erkenntnisse im einzelnen umgesetzt und in evolutionärer 
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(nicht revolutionärer) Form in einer konkreten Verfassung kompetenzrechtlich berücksichtigt 
und durch zweckmäßige Informations- und Motivationsregeln ergänzt werden können. Ob-
wohl auf diesem Gebiet in der Verfassungsökonomik in neuerer Zeit Fortschritte erzielt wor-
den sind (Überblick: Erlei/Leschke/Sauerland, 1999: 419 - 515), muss in diesem Aufsatz des-
halb teilweise noch Grundlagenarbeit geleistet werden. 1 
 
Daher geht es im Teil 2 der Abhandlung zunächst einmal darum zu skizzieren, wie die Fi-
nanzverfassung in die Wirtschaftsverfassung eines Landes eingebettet ist und welche Vorkeh-
rungen eigentlich alle demokratischen Finanzverfassungen enthalten müssten, und zwar un-
abhängig davon, ob Staaten unitarisch oder föderalistisch organisiert sind. Damit sollen all-
gemeine Maßstäbe für die Beurteilung der Kompetenz- sowie Informations- und Motivations-
strukturen gewonnen werden, die von Finanzverfassungen und speziell natürlich der heutigen 
österreichischen Finanzverfassung geschaffen werden. Deren Struktur oder gar Wortlaut 
spielt zunächst keine größere Rolle und wird erst im Teil 3 intensiver behandelt. Der Teil 4 ist 
sodann den spezifischen Einflüssen des Standortwettbewerbs gewidmet, Teil 5 einem Fazit. 
 
Es dürfte sich von selbst verstehen, dass die nun folgende Diskussion ökonomischer Verfas-
sungsaufgaben nicht mit einer ausformulierten Muster-Finanzverfassung enden kann; statt 
dessen soll lediglich skizziert werden, wie den einschlägigen Regelungsbedarfen verfassungs-
rechtlich Rechnung getragen werden könnte. Aus arbeitstechnischen Gründen wird dabei in 
den Abschnitten 2.1 und 2.2 noch von Spezialfragen abgesehen, die sich in föderalistisch or-
ganisierten Staaten stellen; die hieraus resultierenden Zusatzaufgaben für die Finanzverfas-
sung werden im Abschnitt 2.3 behandelt. 
                                                        
1 Mit dem Entwurf von Regelungen, die dem Grundtenor verfassungsrechtlichen Denkens entsprechen und in 
konkrete Verfassungen eingebaut werden könnten, gewinnt die bisherige Verfassungsökonomik an Kon-
kretheit: Sie entwickelt sich zu einer Ökonomischen Analyse des Wirtschaftsverfassungsrechts weiter, die me-
thodisch der Ökonomischen Analyse des Privatrechts vergleichbar ist. Mit Blick auf die deutsche Finanzver-
fassung gibt es dafür Ansätze, die in eine ähnliche Richtung gehen, allerdings vorwiegend auf Finanzaus-
gleichsfragen konzentriert sind. Als Beispiele angeführt seien Baretti et al. (2000), Büttner (2000), Grossekett-
ler (1994 u. 2000a) und Stahl (2000).  
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2. Aufgaben der Finanzverfassung als Teil der Wirtschaftsverfassung: Grundlegung 
2.1 Wirtschafts- und Finanzverfassung 
 
 
Die Funktionsfähigkeit einer Volkswirtschaft wird in einem erheblichen Ausmaß von ihrer 
Wirtschaftsverfassung bestimmt. Hierunter versteht man den rechtlich geregelten Teil der 
Wirtschaftsordnung, d.h. die Summe aller formellen Institutionen, durch die Dispositions-
kompetenzen verteilt, Informationskanäle gebahnt und Motivationsstrukturen gestaltet wer-
den.2 Mit der Festlegung einer bestimmten Wirtschaftsverfassung gewinnt eine Volkswirt-
schaft den Charakter eines mit Blick auf Koordinationsaufgaben gestalteten „Wirtschaftssys-
tems“. Mit diesem Begriff wird in diesem Aufsatz in Ahnlehnung an weite Teile der Literatur 
ein arbeitsteiliges Sozialsystem bezeichnet, in dem die Produktions-, Distributions- und Kon-
sumentscheidungen (das Was, Wann, Wie, Wo und Für wen) auf der Basis einer konkreten 
und zum Teil eben bewusst verrechtlichten Wirtschaftsordnung gefällt und hierdurch aufein-
ander abgestimmt werden. Die Geltungsbereiche verschiedener Wirtschaftsverfassungen füh-
ren dazu, dass man Systemverschachtelungen beobachten kann: Die Weltwirtschaftsverfas-
sung beeinflusst die Funktionsfähigkeit des Weltwirtschaftssystems, die EU-
Wirtschaftsverfassung diejenige des EU-Systems und eine nationale Wirtschaftsverfassung 
die Funktionsfähigkeit der Wirtschaft eines Mitgliedsstaates.3 
 
                                                        
2 Der Begriff „Wirtschaftsverfassung“ wird in der Literatur unterschiedlich verwendet. Sein Gebrauch im obi-
gen, systemtheoretischen und entscheidungsorientierten Sinn ist wohl erstmals bei Böhm (1946) nachweisbar, 
der von Nörr (1999: 83) rechtsgeschichtlich „zu den großen Innovatoren unseres Jahrhunderts“ gezählt wird. 
Er hatte den ordnungsbegründenden und damit verfassungsmäßigen Charakter bestimmter Rechtsvorschriften 
schon in seinen Büchern „Wettbewerb und Monopolkampf“ (1933) und „Die Ordnung der Wirtschaft als ge-
schichtliche Aufgabe und rechtsschöpferische Leistung“ (1937) herausgearbeitet. In rechtlicher Hinsicht ist 
dabei zwischen der Wirtschaftsverfassung im formellen Sinn (den wirtschaftsrechtlichen Vorschriften in Do-
kumenten mit Verfassungscharakter) und der Wirtschaftsverfassung im materiellen Sinn zu unterscheiden, die 
alle Rechtsvorschriften umfasst. Die Prinzipien der Wirtschaftsverfassung im formellen Sinn sind aus juristi-
scher Sicht entscheidend für die Ausgestaltungsmöglichkeiten des Wirtschaftsverfassungsrechts im (weiteren) 
materiellen Sinn und für das Wirtschaftsverwaltungsrecht (Stober, 1996). Die Trias „Gestaltung der Dispositi-
onskompetenzen, Informationsflüsse und Motivationsstrukturen“, welche die Voraussetzungen einer zweck-
mäßigen Koordination der Produktions-, Distributions- und Konsumentscheidungen in arbeitsteiligen Syste-
men widerspiegelt, ist später von Neuberger/Duffy (1976) zum so genannten „DIM-approach“ ausgebaut und 
für internationale Systemvergleiche genutzt worden (mit „D“ wie „Decision-making structure“, „I“ wie „In-
formation structure“ und „M“ wie „Motivation structure“). 
3 Will man tiefer gliedern, kann man auch Bundesländer oder sogar Unternehmen als Wirtschaftssysteme im 
obigen Sinn behandeln (Neuberger/Duffy, 1976: 17). 
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Innerhalb einer Wirtschaftsverfassung kann man in Analogie zur Wissenschaftstheorie von 
Lakatos (1974: 89 ff.) einen „harten Kern“ und Randbestimmungen unterscheiden.4 Wird der 
harte Kern geändert, kommt es zu einer Transformation der Wirtschaftsverfassung und damit 
auch des Wirtschaftssystems. Diese Transformation kann bewusst vorgenommen werden 
(Beispiele: Ablösung der kriegswirtschaftlichen Verfassung des „Dritten Reiches“ in Öster-
reich und Deutschland, Neuordnungen im ehemaligem Ostblock), sie kann aber auch das 
nicht intendierte Ergebnis unbewältigter Repressionsprobleme sein (d.h. noch zu besprechen-
der endogener Verfallstendenzen) oder nicht gelöster Adaptionsprobleme (der Anpassung an 
neuartige Herausforderungen). Soll eine unbeabsichtigte Transformation ausgeschlossen wer-
den, muss der Kern der Wirtschaftsverfassung über zweckmäßige Vorkehrungen in der 
Staatsverfassung im formellen Sinn abgesichert werden.5 
 
Marktwirtschaftliche Wirtschaftsverfassungen gliedern sich in zwei Teilverfassungen: Die 
Privatwirtschaftsverfasssung umfasst die Gestaltung der Kompetenz-, Informations- und Mo-
tivationsstruktur im privaten Bereich und damit den Ordnungsrahmen für Marktprozesse und 
den Wettbewerb der Unternehmen. Die Staatswirtschafts- oder Finanzverfassung regelt dage-
gen die Gestaltung der Kompetenz-, Informations- und Motivationsstruktur im öffentlichen 
Bereich. Sie bildet damit den institutionellen Rahmen für das wirtschaftliche Handeln der 
Zwangskörperschaften und den Wettbewerb im politischen Kräftefeld und legt die Grenzen 
staatlichen Handelns fest.6 Innerhalb der Arbeitsteilung zwischen Gesetzgebung, Regierung 
und Verwaltung sowie Rechtssprechung fungieren die Wirtschaftsministerien (als Mitgestal-
ter des Wirtschaftsrechts), die Kartellämter und die zugehörigen Gerichte, als Hauptüberwa-
chungsorgane für die Einhaltung und Stabilisierung der Privatwirtschaftsverfassung, die Fi-
nanzministerien (als Mitgestalter des Haushalts- und Abgabenrechts), die Rechnungshöfe und 
die Verfassungsgerichtsbarkeit dagegen als Hauptüberwachungsorgane für die Finanzverfas-
sung. Die Privatwirtschaftsverfassung ist typischerweise nur lose in der Staatsverfassung im 
                                                        
4 Nörr (1999: 105, 109) spricht von einem „festen Kern“ und bezeichnet die ordoliberalen Forderungen der Frei-
burger Schule z.B. als festen Kern der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. 
5 Vgl. Grossekettler (1997, 1999a, 2000a und 2000b). 
6 Die Privatwirtschaftsverfassung bildet den Rahmen für das wirtschaftliche Handeln der Privaten und ist streng 
von der „Privatwirtschaftsverwaltung“ zu unterscheiden, der österreichischen Bezeichnung für das Handeln der 
Verwaltung auf der Basis des Privatrechts (früher in Deutschland auch fiskalische Verwaltung genannt; zur 
Begrifflichkeit vgl. Pernthaler, 1984: 252 - 264). Handelt der Staat als Fiskus, unterliegt er der Privatwirt-
schaftsverfassung (muss bei Beschaffungsmaßnahmen also z.B. wettbewerbsrechtliche Vorschriften gegen sich 
gelten lassen). Setzt der Staat privatrechtliche Mittel für öffentliche Zwecke ein, ergeben sich schwierige 
Abgrenzungs- und Kontrollfragen. Statt von Privatwirtschaftsverfassung wird in der Literatur zum Teil auch 
von der „Wirtschaftsverfassung im engeren Sinn“ gesprochen. Der Begriff „Finanzverfassung“ wird ebenfalls 
unterschiedlich definiert. Einen Überblick findet man bei Ulsenheimer (1969). Das Gros der Autoren konzent-
riert sich bei einer Beschreibung dieser Verfassung — wie etwa auch Perthaler (1984) — auf die Kompetenz-
verteilung. 
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formellen Sinn verankert (eine Ausnahme bildete — vgl. Nörr, 1999: 12 ff. — die Weimarer 
Verfassung), die Finanzverfassung hat dagegen nahezu stets einen großen Stellenwert.7  
 
Die Hauptaufgaben der Finanzverfassung sollten in einem wohlgeordneten Staat wie gesagt 
aus den Theorien des Markt- und des Staatsversagens unter Berücksichtigung der Erkenntnis-
se der Institutionenökonomik und der Gesetzgebungslehre abgeleitet werden.8 Wollte man 
dies in systematischer und vollständiger Weise tun, so müsste man (1) im Hinblick auf mögli-
ches Marktversagen erläutern, welche kompetenzrechtlichen Ermächtigungen sowie Informa-
tions- und Motivationsstrukturen benötigt werden, (2) bezüglich des Staatsversagens darle-
gen, wie der Staat zu einer Nutzung seiner Kompetenz-Kompetenz bewegt werden kann, die 
der Wirtschaftsordnung konform ist, (3) die Vor- und Nachteile von denkbaren Instrumenten 
zur Realisation wünschbarer Kompetenz-, Informations- und Motivationsstrukturen diskutie-
ren, (4) eine Instrumentenauswahl begründen und auf dieser Basis die Ausgestaltung einer 
idealen Finanzverfassung ableiten, um dann schließlich (5) eine reale Finanzverfassung wie 
die heutige österreichische mit der idealen vergleichen und damit auch kritisieren zu können. 
Solch ein Vorgehen ist — darauf wurde schon hingewiesen — im Rahmen der vorliegenden 
Untersuchung schon allein aus Platzgründen nicht möglich. Darüber hinaus fehlt es in vielen 
Bereichen — etwa bei der Analyse denkbarer verfassungsrechtlicher Instrumente aus ökono-
mischer Sicht — auch noch an der notwendigen Grundlagenforschung. Deshalb kann im Fol-
genden nur erörtert werden, was in einer Finanzverfassung regelungsbedürftig ist und wie es 
in plausibler (aber noch nicht wirklich geprüfter) Form geregelt werden könnte. 
 
                                                        
7 Das Fehlen einer hinreichenden Verankerung der Privatwirtschaftsverfassung in der Staatsverfassung im for-
mellen Sinn ist durchaus nicht unproblematisch, weil sich hieraus Spannungen und Transformationsrisiken er-
geben können. In Deutschland stand und steht einer auch heute noch eher ordoliberal ausgerichteten Privat-
wirtschaftsverfassung mit dem Kartellgesetz als Kernstück z.B. ein vordergründig neutrales (Gersdorf, 2000: 
494 f.), implizit aber eher korporatistisch orientiertes Grundgesetz gegenüber; dieser Dualismus hat nicht uner-
heblich dazu beigetragen, dass die Wirtschaftsverfassung Deutschlands in die eines (nicht nachhaltig bestands-
fähigen) Wohlfahrtsstaates abgeglitten ist. Zum Dualismus zwischen der deutschen Privatrechtsverfassung des 
Leitsätze- und Kartellgesetzes einerseits und den im Grundgesetz implizit angelegten (und anhand der Materia-
lien nachweisbaren) korporatistischen Vorstellungen vgl. Nörr (1999).  
8 Zur Institutionenökonomik vgl. z.B. Erlei/Leschke/Sauerland (1999), zur Technik der Gesetzgebung vgl. etwa 




2.2 Allgemeine Teilaufgaben der Finanzverfassung 
2.2.1 Verfassungsmäßige Absicherung gegen Marktversagen: die Garantenfunktion des Staa-
tes im Allokations-, Redistributions- und Stabilisierungsbereich 
 
Wenn im Folgenden von Aufgaben gesprochen wird, die eine Finanzverfassung in einer 
Volkswirtschaft mit marktwirtschaftlicher Wirtschaftsordnung erfüllen soll, so sind Vorkeh-
rungen gemeint, die das Verfassungsrecht im formellen Sinn vorsehen müsste, damit es in 
dem betrachteten Wirtschaftssystem nicht zu Koordinationsmängeln kommt, zu denen 
marktwirtschaftliche Systeme ohne solche Absicherungen nach den bisherigen Erfahrungen 
typischerweise neigen (also etwa zu verschiedenen Formen der Lastverschiebung auf zukünf-
tige Generationen). Entsprechende Vorkehrungen verfassungsmäßiger Art sind bei Lebewe-
sen Biokatalysatoren (Enzymen) vergleichbar, die pathologische Prozesse verhindern (oder 
ihre Ablaufgeschwindigkeit doch wenigstens herabsetzen) bzw. erwünschte Reaktionen in 
Gang setzen oder beschleunigen. In marktwirtschaftlichen Systemen müssen z.B. Kartellbil-
dungen möglichst schwer gemacht werden, wohingegen politisch unbequeme Entscheidungen 
mit einem „Kosten heute, Nutzen morgen“-Charakter (wie die Sanierung von Alterssiche-
rungssystemen) erleichtert werden sollten. Ein Gestaltungsmittel hierzu sind rechtlich beein-
flussbare Transaktionskosten: Ein Kartellverbot erhöht die Transaktionskosten des Schmie-
dens und Aufrechterhaltens von Kartellen und erschwert damit die Kartellbildung; im Sinne 
von Tragfähigkeitsanalysen ausgestaltete Berichtspflichten über absehbare Entwicklungen 
von Alterssicherungssystemen, verbunden mit Klagerechten gegen Untätigkeit im Falle von 
Funktionsgefährdungen, würden die Transaktionskosten von Maßnahmen gegen das Ver-
schieben von Problemen in zukünftige Wahlperioden senken und könnten deshalb rechtzeitige 
Sanierungsmaßnahmen erleichtern (vgl. hierzu auch den Beitrag von Keuchnigg et al. zum 
Generational Accounting i.d.Bd.).  
 
Rechtstechnisch lassen sich solche Veränderungen von „Reibungswiderständen“ (Transakti-
onskosten) erreichen, indem man in der Staatsverfassung im formellen Sinn einklagbare Prin-
zipien verankert, die vom zuständigen Verfassungsgericht im Lichte fachwissenschaftlicher 
Erkenntnisse jeweils zeitgemäß interpretiert werden können und in der Regel durch einfach-
gesetzliches Recht ergänzt werden. So stellt Art. 81 (ex 85) EGV eine für alle EG-Staaten 
gültige verfassungsmäßige Vorkehrung zur Bekämpfung unerwünschter wirtschaftlicher 
Macht dar, die zusammen mit den einschlägigen nationalen Vorschriften und Meldepflichten 
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die Transaktionskosten für die Bildung und Stabilisierung von Kartellen erheblich erhöht. Die 
in Art. 23 B-VG enthaltenen Informationspflichten des Bundes sowie die Mitwirkungsbefug-
nisse des Bundesrats und der Länder im Rahmen der Tätigkeit Österreichs in der EU (hierzu 
Walter/Mayer, 1996: 109f.) stellen dagegen ein Beispiel für Transaktionskostensenkungen 
dar, hier mit dem Ziel, die Einbringung von Länderinteressen in die EU-Politik zu erleichtern. 
 
Die ökonomischen Aufgaben, welche die Finanzverfassung in marktwirtschaftlich organisier-
ten Demokratien zu lösen hat, lassen sich — wie bereits mehrfach betont — aus den Theorien 
des Markt- und des Staatsversagens ableiten.9 Marktversagen kann nachfrage- und angebots-
seitige Gründe haben und sich im Allokations-, Redistributions- oder Stabilisierungsbereich 
abspielen. Nachfrageseitiges Marktversagen wird nachfolgend, angebotsseitiges im Unterab-
schnitt 2.2.2 behandelt, Staatsversagen im Abschnitt 2.2.3. 
 
Nachfrageseitiges Marktversagen im Allokationsbereich  
 
Ein nachfrageseitiges Marktversagen führt im Allokationsbereich vor allem zu Problemen bei 
der Kollektivgüterversorgung und bei der so genannten Internalisierung (realer) externer Ef-
fekte.10 Als ökonomische Aufgaben für die Finanzverfassung ergeben sich hieraus die Forde-
rungen sicherzustellen, dass diese Probleme aufgegriffen werden (was — man denke an die 
lange Zeit einer Vernachlässigung von Umweltschutzaufgaben — durchaus nicht selbstver-
ständlich ist), und zu klären, wer die Probleme ggf. zu lösen hat, d.h. welche Verwaltungs-
ebene zuständig ist. Sieht man von der im Abschnitt 2.3 zu behandelnden innerstaatlichen 
Kompetenzverteilung zunächst ab, muss also festgelegt werden, wann in diesem Bereich eine 
Staatsaufgabe vorliegt (d.h. wann der Einsatz von Maßnahmen erforderlich ist, die nur dem 
Staat zur Verfügung stehen und ihn zur Lösung von Aufgaben befähigen, welche die Privaten 
nicht lösen können) und wie dafür gesorgt werden kann, dass diese Staatsaufgabe auch als 
                                                        
9 Neben ökonomischen Aufgaben hat eine Finanzverfassung auch andere. Wenn sie etwa verlangt, dass der Bür-
ger vor einer Überbelastung geschützt werden soll und dass alle Einkunftsarten gleich zu behandeln sind, so 
hat dies einen unmittelbaren Bezug zu Grundrechten wie denen der Entfaltungsfreiheit, der Gleichheit vor dem 
Gesetz und der Vereinigungsfreiheit. Solche Grundrechtsschranken stellen aus finanzwissenschaftlicher Sicht 
keine ökonomischen Aufgaben der Finanzverfassung dar, sondern sind Nebenbedingungen für die Lösungs-
möglichkeiten solcher Aufgaben. Juristisch gesehen ist es dagegen eine wichtige Aufgabe der Finanzverfas-
sung, den Grundrechten auch im Bereich staatswirtschaftlicher Tätigkeiten Geltung zu verschaffen.  
10 Natürliche Monopole — ein Stichwort, das manche Leser hier vermissen könnten — lassen sich als eine be-
sondere Form von Klubkollektivgütern auffassen und bilden einen Grenzfall zwischen angebots- und nachfra-
geseitigem Marktversagen (Grossekettler, 1999b: 558 – 563). Zu Kurzdarstellungen der Theorie des Markt-
versagens sowie der finanzwissenschaftlichen Kollektivgütertheorie und der hieraus ableitbaren Finanzierungs- 
und Kompetenzverteilungsregeln vgl. z.B. Erlei/Leschke/Sauerland (1999: 307 – 369), Grossekettler (1999b: 
532 – 563), Nowotny (1991: 28 - 48). 
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solche erkannt (Informationsproblem) und tatsächlich in Angriff genommen wird (Motivati-
onsproblem). 
 
In der juristischen Literatur zu diesen Kompetenzzuteilungs- sowie Informations- und 
Motivationsproblemen gibt es einen Ansatz, der aus ökonomischer Sicht hilfreich, wenn auch 
noch nicht hinreichend ist:11 Nach Peters (1965) wird eine Aufgabe zur „öffentlichen 
Aufgabe“, wenn maßgebliche Teile der Öffentlichkeit an ihrer Regelung interessiert sind 
(wenn es also deutlich geäußerte und weit verbreitete Regelungswünsche gibt); die 
„Staatsaufgaben“ stellen unter diesen öffentlichen Aufgaben dann jene dar, die der Staat zur 
Lösung mit Hilfe des Einsatzes hoheitlicher Mittel (wie z.B. einer Zwangsfinanzierung) an 
sich zieht, weil privat („auf dem Markt“) keine befriedigende Lösung zustande kommt.12 Oder 
in mehr ökonomischen Termini: Das im Wortsinn „öffentliche“ (medienwirksame) Interesse 
an der Versorgung mit einem bestimmten Gut sollte für den Staat zum Aufgreifkriterium 
werden, d.h. zum Anlass dafür, wirtschaftspolitische Maßnahmen ins Auge zu fassen und auf 
ihre Berechtigung zu prüfen; Eingreifkriterium sollte dann aber die Antwort auf die Frage 
sein, ob Marktversagen vorliegt (notwendige Bedingung) und ob der Staat über geeignete, 
erforderliche und verhältnismäßige Mittel zur Heilung dieses Koordinationsmangels verfügt 
(hinreichende Bedingung). Die Lebensmittelversorgung wäre also z.B. eine „öffentliche 
Aufgabe“ in diesem Sinn, normalerweise aber keine Staatsaufgabe, weil die Privaten diese 
Aufgabe befriedigend lösen können. Käme es jedoch z.B. zu kriegsbedingten Engpässen und 
damit marktwirtschaftlichen Versorgungsergebnissen, die von der Bevölkerung als „unsozial“ 
abgelehnt werden, könnte eine Staatsaufgabe vorliegen, weil der Staat über 
                                                        
11 Zur Relativierung s.u., Abschnitt 2.2.3. In der juristischen Literatur zu den Staatsaufgaben wird oft betont, 
dass es keine allgemeingültige Lehre hierzu gebe (vgl. z.B. Herzog, 1996: 84). In der Tat scheitern viele 
rechtswissenschaftliche Versuche aus ökonomischer Sicht daran, dass man über historische Analysen zu „ewi-
gen“ Aufgabenkatalogen vorzudringen versucht (und so z.B. Be- und Entwässerungsanlagen als Per-se-
Staatsaufgaben identifiziert), nicht aber auf — auch vom Stand der Technik abhängige — Gütereigenschaften 
wie den Rivalitätsgrad und die Kosten einer privatrechtlichen Exklusion Zahlungsunwilliger abhebt. Darüber 
hinaus werden — insbesondere bei einer Begründung über eine angeblich notwendige staatliche „Daseinsvor-
sorge“ — typischerweise nachfrageseitig bedingte Bereit- und angebotsseitig bedingte Herstellungsprobleme 
in unzulässiger Weise miteinander vermischt.  
  Es gibt aber auch Ansätze, welche auf die in der angelsächsischen Literatur mittlerweile üblich gewordene 
Buchanansche Unterscheidung zwischen dem „protective“ und dem „productive state“ zurückgreifen, die sich 
letztlich mit der Unterscheidung zwischen dem „Rechts- und Machtzweck des Staates“ bzw. seinem „Cultur- 
und Wohlfahrszweck“ deckt (Wagner, 1876: 253). Hieraus werden Kernaufgaben (Primäraufgaben, geborene 
Staatsaufgaben) abgeleitet, denen kürbare Staatsaufgaben (Sekundäraufgaben) gegenüberstehen, für die es in 
der Verfassung Legitimationsgrundlagen (Staatszielaussagen) und Schranken geben müsse (Stern, 1984). Die-
se Vorgehensweise verträgt sich gut mit der ökonomischen Sicht der Staatsaufgaben und ihrer Verankerung in 
der Finanzverfassung im formellen Sinn. Zu einem Vergleich tatsächlicher moderner Verfassungen in dieser 
Hinsicht vgl. Häberle (1986). 
12 Das Wort „Staat“ wird in diesem Aufsatz i.d.R. im Sinne von „Summe aller Zwangskörperschaften“ ge-
braucht, schließt die Kommunen und sonstige Körperschaften mit Zwangsmitgliedschaft im Gegensatz zum 
juristischen Sprachgebrauch also ein. Das gilt jedoch nicht für offensichtlich anders gemeinte Zusammenset-
zungen wie z.B. bei der Kennzeichnung von Aufsichtsrechten des Bundes und der Länder („Staatsaufsicht“). 
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eine Staatsaufgabe vorliegen, weil der Staat über Verteilungsmöglichkeiten (etwa über han-
delbare Lebensmittelmarken) verfügt, die den Privaten nicht zur Verfügung stehen. 
 
Bei dem vorstehenden Beispiel handelt es sich um die Versorgung mit Individualgütern, bei 
denen es nur in manchen Ausnahmesituationen zu einer ökonomisch nachvollziehbaren Ab-
lehnung von reinen Marktlösungen kommt. Im Hinblick auf Kollektivgüter sowie externe 
Effekte ist es demgegenüber typisch, dass reine Marktlösungen als unbefriedigend empfunden 
und damit verfassungs- und/oder verwaltungsrechtliche Regelungen relevant werden: 
 
(1) Bezüglich staatlicher Regelungsnotwendigkeiten zur Erzielung einer befriedigenden 
Güterversorgung unterscheidet man in der Finanzwissenschaft bekanntlich vier 
Gütergruppen, die sich mit Hilfe von zwei Klassifikationsvariablen abgrenzen lassen. 
Letzere sind die Antwort auf die Frage, ob die Versorgung eines weiteren Nutzers von 
Anlagen wie etwa Lebensmitteldepots, Tennisplätzen, Straßen oder Deichen mit 
zusätzlichen Kosten verbunden ist (sog. Rivalitätsgrad), und die Antwort auf die Frage, 
ob der Ausschluss Zahlungsunwilliger auf der Basis des Privatrechts kostengünstig 
möglich ist (sog. Exkludierbarkeitsgrad). Betrachtet man Extremfälle, liegen beim 
Zusammentreffen von Nutzungsrivalität und Exkludierbarkeit reine Individualgüter vor 
(z.B. Lebensmittel) und beim Fehlen von Nutzungsrivalität und Exkludierbarkeit 
prototypische Kollektivgüter (z.B. Deiche), während beim Zusammentreffen von 
Nichtrivalität und Exkludierbarkeit Klubkollektivgüter (wie z.B. ausreichend große 
Tennisanlagen) gegeben sind und beim Zusammentreffen von Rivalität und 
Nichtexkludierbarkeit Quasikollektivgüter (z.B. überfüllte Innenstadtstraßen). In der 
Literatur ist die Terminologie in diesem Bereich nicht ganz einheitlich, die 
Gruppeneinteilung als solche aber unbestritten. Quasikollektivgüter und 
Klubkollektivgüter werden teilweise auch als Mischgüter bezeichnet. Ihnen ist 
gemeinsam, dass die Versorgungsqualität durch das Auftreten von 
Überfüllungserscheinungen oder ähnliche Überforderungsformen verschlechtert und eine 
(meist implizit abgegebene) Versorgungsgarantie dadurch verletzt werden kann 
(Höchstwartezeiten auf Tennisanlagen werden überschritten, Verkehrsflussgarantien 
nicht erreicht). 
 
Die eben genannten Gütergruppen unterscheiden sich durch die Wahrscheinlichkeit des 
Auftretens von staatlichen Regelungsnotwendigkeiten im Sinne von Peters, d.h. dadurch, 
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wie wahrscheinlich es ist, dass eine Versorgungsaufgabe trotz deutlichen Interesses der 
Öffentlichkeit „auf dem Markt“ (d.h. auf rein privatrechtlicher Basis) nicht befriedigend 
gelöst wird und deshalb vom Staat an sich gezogen werden muss: Bei Individual- und 
Klubkollektivgütern ist dies in normalen Zeiten unwahrscheinlich, bei prototypischen und 
Quasikollektivgütern wahrscheinlich. Bei den zuerst genannten beiden Gütergruppen 
können Unternehmer nämlich Märkte schaffen, auf denen sich — falls eine 
Bedürfnisbefriedigung überhaupt kostendeckend möglich ist — auskömmliche Preise 
erzielen lassen, weil man Nichtzahlungswillige exkludieren und damit 
Zahlungsbereitschaft dadurch erzeugen kann, dass man das betrachtete Gut (z.B. die 
Nutzung eines Lebensmittelvorrats oder einer Tennisanlage) denjenigen vorenthält, die 
nicht willig sind, einen Nutzungspreis oder einen Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Bei 
prototypischen und Quasikollektivgütern geht dies nicht: Baut ein Unternehmer einen 
Deich, könnte er geschützte Hinterlieger auf der Basis des Privatrechts nicht zur Zahlung 
eines Deichbeitrages zwingen (sondern lediglich auf freiwillige Spenden hoffen); für 
Innenstadtstraßen galt bisher etwas Analoges, wobei die Entwicklung der Technik 
neuerdings aber ein „Road-pricing“ immer leichter durchführbar erscheinen lässt (was 
Straßen dann zu Klubkollektivgütern macht). Bei prototypischen und 
Quasikollektivgütern wird somit ein Tätigwerden des Staates erforderlich: Der Staat muss 
zum Beschaffungsagenten derjenigen werden, die einen Deich oder eine Innenstadtstraße 
gemeinsam nutzen wollen. Er sollte ihren gemeinsamen Bedarf in Form einer 
Ausschreibung von Straßen- bzw. Deichleistungen geltend und damit marktfähig machen 
und die Finanzierungslasten unter den Begünstigten über Zwangsbeiträge in Form von 
Anlieger- oder Deichbeiträgen (Entgeltfinanzierung) oder auch über Steuern umlegen. Da 
er dabei nur die Aufgabe hat, den gemeinsamen Bedarf der Begünstigten zu spezifizieren 
und die Finanzierung sicherzustellen (nicht aber z.B. selber Straßen oder Deiche zu 
bauen), spricht man von einer Garantenfunktion des Staates: Werden Bedürfnisse von 
Bürgern aufgrund zu hoher Transaktionskosten nicht in marktmäßig spürbaren Bedarf 
zahlungswilliger Kunden umgesetzt, liegt ein nachfrageseitiges Marktversagen vor, das 
der Staat dadurch heilen soll, dass er als zahlungswilliger Beschaffungsagent seiner 
Bürger (der Auftraggeber) auftritt und die fertige Anlage für diese Bürger zur Nutzung im 
Wege des Gemeingebrauchs (wie etwa bei Straßen) oder des Anstaltsgebrauchs (wie etwa 
im Fall der Grundlagenforschung) bereitstellt.  
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Ein solches Tätigwerden des Staates muss in der Finanzverfassung vorbereitet werden: 
Der Staat muss kompetenzrechtlich sowie informations- und motivationsmäßig dazu an-
gehalten werden, im Falle nachfrageseitigen Marktversagens bei der Versorgung mit Kol-
lektivgütern seiner Garantenfunktion gerecht zu werden, d.h. entsprechende Beschaffun-
gen vorzunehmen (das ist bei der Aufgabenverteilung zu berücksichtigen) und zu finan-
zieren (dies ist für die Verteilung der Einnahmenkompetenzen von Bedeutung). Zur Ver-
deutlichung sollten und könnten diese Garantenaufgaben kompetenzrechtlich in ähnlicher 
Weise in die Verfassung aufgenommen werden, wie das in Deutschland heute in Art. 20a 
GG für den Spezialfall eines Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen geschehen ist. 
Auf die Informations- und Motivationsfragen wird noch eingegangen.  
 
(2) Eine weitere Form des Marktversagens nachfrageseitiger Art entsteht dadurch, dass bei 
Konsum- oder Produktionstätigkeiten Kuppelprodukte entstehen können, die sich für die 
Öffentlichkeit als nützlich oder schädlich erweisen, vom Hauptkoordinationsmechanismus 
von Marktwirtschaften — dem Preissystem — aber nicht erfasst werden. Beispiele für 
solche (realen) externen Effekte sind Emissionen von Chemiewerken, Klimaverbesserun-
gen durch Waldanbau, Emissionen des Autofahrens oder die Erhaltung privater Bau-
denkmäler. Ein Marktversagen ergibt sich hier dadurch, dass von den jeweiligen Gütern 
zu wenig (positive externe Effekte) oder zuviel (negative externe Effekte) nachgefragt 
und produziert wird, weil das öffentliche Kuppelprodukt (die Emission von Schädlichem 
oder Nützlichem) mangels preislicher Kompensation nicht in die Produktions- bzw. Kon-
sumentscheidungen eingeht. Die Garantenfunktion des Staates besteht in diesem Fall dar-
in, Ersatz für die bis dato fehlenden preislichen Anreize zu schaffen (sog. Internalisierung 
externer Effekte), z.B. durch die Besteuerung von Tätigkeiten, die — wie das Autofahren 
— zu negativen externen Effekten führen, oder die Subventionierung von Tätigkeiten mit 
positiven externen Effekten (Waldanbau/Erhaltung von Baudenkmälern). Auch dies muss 
in der Finanzverfassung kompetenzrechtlich vorbereitet werden. Es könnte in der gleichen 
Weise erfolgen, wie eben am Beispiel der Kollektivgüter erläutert. Da es verschiedene In-
strumente gibt, mit denen externe Effekte internalisiert werden können (etwa Emissions-
vorschriften, aber auch Ökosteuern oder Zertifikatslösungen), muss es Prinzipien geben, 
welche die Instrumentenauswahl leiten (hierzu Grossekettler, 1999 b: 581 – 596) und 
muss im Bundesstaat darauf geachtet werden, dass die Kompetenzzuweisungen an den 
Bund und die Länder nicht zu Konflikten führen. In Deutschland gibt es solche Konflikte 
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(der Bund tritt mit Ökosteuer-Vorschriften z.B. in Konkurrenz zu ordnungsrechtlichen 
Kompetenzen der Länder im Umweltschutz).  
 
(3) Die Probleme bei der Kollektivgüterversorgung und bei der Berücksichtigung externer 
Effekte beruhen darauf, dass die Wirtschaftssubjekte mit falschen Anreizen und/oder In-
formationen konfrontiert werden und dass individuell rationale Reaktionen hierauf (unko-
operatives Verhalten bei der Zahlungsbereitschaft für Kollektivgüter bzw. Nachfrage fal-
scher Beschaffungsmengen beim Auftreten externer Effekte) zu Diskrepanzen zwischen 
dem führen, was einerseits individuell und andererseits gesamtwirtschaftlich rational ist. 
Hinzu kommt, dass Menschen bei bestimmten Typen von Entscheidungen erfahrungsge-
mäß dazu tendieren, bei der aktuellen Bedarfsartikulation von dem abzuweichen, was in 
ihrem wohlverstandenen Langfristinteresse läge (Problematik sog. meritorischer bzw. 
demeritorischer Güter). Dies hat zur Folge, dass in den relevanten Bereichen überdurch-
schnittlich häufig Entscheidungen gefällt werden, die später — rückschauend — als falsch 
bezeichnet und bedauert werden. Beispiele finden sich nach den bisherigen Erfahrungen 
vor allem in Bereichen, in denen es um die vorausschauende Berücksichtigung weit in der 
Zukunft liegender Bedürfnisse geht („Gesetz der Minderschätzung zukünftiger Bedürfnis-
se“) oder um Gefahren mit kleinen Eintrittswahrscheinlichkeiten oder um Entscheidungen 
unter psychischem Druck. Solchen Tendenzen kann man über Nutzungsgebote oder -
verbote oder sonstige Transaktionskostenvariationen Rechnung tragen (Beispiele: Versi-
cherungspflichten, Maßnahmen zum Schutz vor den Gefahren des Rauchens, Gurtanlege-
pflicht, Erleichterung des Rücktritts bei Haustürgeschäften). Da die empirische Feststel-
lung von Fehlverhaltenstendenzen schwierig ist und die Regelungen zu ihrer Bekämpfung 
einen patriarchalischen Charakter haben, gehen die Meinungen über einschlägiges staatli-
ches Handeln typischerweise stark auseinander. Umso schwieriger erscheint aus ökono-
mischer Sicht eine Vorklärung der Eingriffsvoraussetzungen in der Finanzverfassung. Ju-
ristisch sind entsprechende Handlungsmöglichkeiten für den Staat (also etwa die Dekre-
tierung einer Sozialversicherungspflicht) meist völlig unstrittig und für Deutschland z.B. 
zum Teil aus Art. 20 GG ableitbar (Sozialstaatsklausel).  
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Nachfrageseitiges Marktversagen im Redistributionsbereich 
 
Das Stichwort „Versicherungspflicht“ leitet über zur staatlichen Redistributionspolitik. Diese 
erfolgt in den deutschsprachigen Ländern vor allem über das Sozialversicherungssystem. 
Beim Abschluss einer Versicherung kauft sich ein einzelnes Mitglied ex ante „Sicherheit“ im 
Sinne von „Streuungsverringerung für das innerhalb der Lebensspanne laufend verfügbare 
Einkommen“; ex post und aus der Sicht des Versicherungskollektivs ergibt sich hieraus ein 
Redistributionssystem zwischen Mitgliedern, bei denen sich das jeweilige Risiko manifestiert 
(Nettozahlungsempfänger) bzw. nicht manifestiert hat (reine Beitragszahler).  
 
Versicherungen haben typischerweise mit Informationsasymmetrien zu kämpfen: Sie können 
es ihren Versicherungsnehmern nicht ansehen, ob diese gute oder schlechte Risiken darstellen 
und sich auch nach Vertragsabschluss gemäß dem Geist des Versicherungsvertrages verhalten 
werden. Deshalb bestehen die Gefahren der Fehlselektion („adverse selection“; es versichern 
sich hauptsächlich diejenigen, bei denen der Eintritt des Risikofalles bereits wahrscheinlich 
ist) und des moralischen Risikos („moral hazard“; Vorsichtsmaßnahmen werden unterlassen, 
Risikofälle möglicherweise sogar in betrügerischer Absicht herbeigeführt). Die Existenz einer 
Mindestsicherung gegen soziale Notlagen wie der Sozialhilfe in Österreich und Deutschland 
kann die Tendenz zu einer Fehlselektion bei anderen Versicherungen noch dazu verstärken, 
weil eine solche Hilfseinrichtung dazu führt, dass den guten Risiken ein Verzicht auf den Ab-
schluss einer eigenen Versicherung durch die staatliche Risikovorsorge erleichtert wird. Dar-
über hinaus spielt auch bei diesen Fragen die Minderschätzung zukünftiger Bedürfnisse eine 
Rolle. Außerdem können Risiken in manchen Zeiten (z.B. während einer Depression) gehäuft 
auftreten, so dass die Liquidität von Versicherungen gefährdet wird. 
 
Als Instrumente zur Lösung der vorstehenden Probleme stehen Versicherungen Selbstbeteili-
gungssysteme, Risikozuschlagssysteme, privatrechtlich vereinbarte Untersuchungsrechte, die 
Bildung liquider Rücklagen und Rückversicherungsmöglichkeiten zur Verfügung. Diese rei-
chen erfahrungsgemäß aber nicht in allen Fällen aus, um zu verhindern, dass bestimmte Ver-
sicherungen auf rein privater Basis wegen der prohibitiven Höhe der erforderlichen Prämien 
nicht entstehen (Beispiel: Arbeitslosenversicherung) oder in ihrer Entwicklung gehemmt wer-
den (Beispiel: Pflegeversicherung). Der Garantenfunktion des Staates entspricht es dann, eine 
Versicherungspflicht nach dem Muster der Kfz-Haftpflichtversicherung zu erlassen (das wäre 
eine Maßnahme gegen Fehlselektionstendenzen) und/oder besondere Kontrollmöglichkeiten 
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und Anpassungspflichten zu schaffen (z.B. „Wisconsin works“-Pflichten für Arbeitslose). 
Auch dies ließe sich in der Finanzverfassung über eine erweiterte Sozialstaatsklausel veran-
kern.13 Mit Blick auf ein mögliches Staatsversagen (s.u., 2.2.3) muss man aber auch beden-
ken, dass Umverteilungsmöglichkeiten leicht zu Stimmenkaufaktionen mißbraucht werden 
können. Dies ist ein Fehlanreiz, der allem Anschein nach die Hauptverantwortung für den 
weltweit beobachtbaren längerfristigen Anstieg der Sozialleistungsquoten trägt (Grossekett-
ler, 2002). Man könnte ihm durch Begründungspflichten Rechnung tragen, die mit dem 
Zwang kombiniert werden, die längerfristige Tragfähigkeit der getroffenen Regelungen nach-
zuweisen und regelmäßig als Frühwarnsysteme dienende Tragfähigkeitsrechnungen durchzu-
führen.  
 
Neben Versicherungsleistungen, die lediglich zu Umverteilungszahlungen innerhalb einer 
Generation führen, gibt es Versicherungsleistungen, die intergenerativer Natur sind (Genera-
tionenverträge). Hierzu kommt es z.B., wenn die jeweils arbeitende Generation bestimmte 
oder gar alle Aufzucht- und Ausbildungsleistungen für diejenigen finanziert, die erst in Zu-
kunft ihre Berufstätigkeit aufnehmen werden, und wenn sie im Rahmen eines „vollständigen“ 
Drei-Generationen-Vertrages hieraus eine Altersrentenanwartschaft gewinnt (d.h. in Form 
von Humankapitalbildung für ihr Alter vorsorgt; vgl. Werding, 1998). Hier stellt sich das 
Problem, dass Generationenverträge empfindlich auf nachhaltige Änderungen der Bevölke-
rungsstruktur reagieren und deshalb durch steuerfinanzierte Zuschüsse und/oder Vermögens-
bildungs- oder Versicherungszwänge ergänzt werden müssen. Dies ist mit intergenerativen 
Gerechtigkeits- und Vertragskündigungsgefahren verbunden. Dieser sog. „Zeitinkonsistenz“ 
von Generationenverträgen (der Gefahr, dass in ihrer Jugend begünstigte Generationen ihren 
implizit übernommenen Verpflichtungen während der Erwerbsphase nicht nachkommen) 
könnte mit verfassungsrechtlichen Regelungen begegnet werden, weil diese formal schwerer 
änderbar sind als einfaches Recht. Eine Verfassungsverankerung würde deshalb ähnliche 
Wirkungen wie eine (ansonsten nicht glaubhaft realisierbare) Selbstbindung späterer Genera-
tionen haben. 
 
                                                        
13 Es soll hier (wie auch bei den Lösungen für andere Probleme) nicht diskutiert werden, welche Detailfragen 
geklärt werden müssen. Das Absicherungssystem wird in manchen Staaten z.B. über eine steuerfinanzierte 
Mindestsicherung gelöst. Das hat Vor- und Nachteile. Finanzverfassungsrechtlich müsste jedenfalls wenigstens 
eine Minimallösung garantiert werden (Bös 1980: 725 f.). 
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Stabilitätspolitisches Marktversagen  
 
Das Streben nach einem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht lässt sich als Markträumungs-
forderung formulieren: Die Summe aus den geplanten Expansionsgrößen „private Investitio-
nen (I)“, „Exporte (X)“ und „Staatsausgaben mit Gegenleistungscharakter (A)“ muss der 
Summe der geplanten Kontraktionsgrößen „Ersparnisse (S)“, „Importe (M)“, „Saldo der Ü-
bertragungsbilanz (Ü)“ und „Steuern minus Transferzahlungen (T)“ entsprechen. Dies wäre 
der Fall, wenn auf dem Kapitalmarkt der Gleichgewichtswert I=S und auf den Außenhan-
delsmärkten das Leistungsbilanzgleichgewicht X=M+Ü schnell und sicher realisiert würden 
und institutionell für einen Budgetausgleich A=T gesorgt würde. Da die aus makroökonomi-
scher Sicht strategischen Preise „Zinssatz“, „Wechselkurs“, „Lohnsatz“ und „Steuersatz“ nun 
aber nicht automatisch so gebildet werden, dass diese Bedingungen erfüllt sind und alle Gü-
ter- und Faktormärkte laufend geräumt werden, muss mit Schwankungen im Auslastungsgrad 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials (Konjunkturschwankungen) gerechnet wer-
den und können auch hartnäckige Unterbeschäftigungsphasen nicht ausgeschlossen werden. 
Nach dem heutigen Stand des Wissens sollte der Staat deshalb im Normalfall eine potential-
orientierte Ausgabenpolitik betreiben (A und T sollten über den Konjunkturzyklus hinweg 
ausgeglichen werden) und in genau zu beschreibenden Bedarfsfällen zur Depressionsbekämp-
fung über eine antizyklische Politik in der Lage sein. Umstritten ist, ob zur „richtigen“ Ein-
stellung der strategischen makroökonomischen Preise korporatistische Arrangements wie die 
österreichische Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft (WSP) eingerichtet werden sollten. The-
oriegestützte empirische Untersuchungen sprechen mit Blick insbesondere auf das Wirt-
schaftswachstum und die Arbeitslosigkeit sowie die Bewältigung exogener Schocks für sol-
che Einrichtungen, lassen es aber noch offen, in welchem Ausmaß die theoretisch begründba-
re Gefahr einer Verzögerung des notwendigen Strukturwandels gegeben ist (Schnei-
der/Wagner, 2000; Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi, 2000). Es muss also vorerst wohl 
noch offen bleiben, ob eine Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft verfassungsmäßig verankert 
werden sollte. Ausgeschlossen werden sollte sie jedenfalls nicht. Mit Blick auf potentielles 
Staatsversagen (Unterabschnitt 2.2.3) sollte es aber eine Auslagerung der Geldpolitik auf eine 
unabhängige Zentralbank geben, die Inflationsgefahren bekämpft, sowie eine Verschuldungs-
ordnung und einen Stabilitätspakt zur Absicherung einer Verschuldungspolitik, die nachhaltig 
tragfähig ist. Dies sollte in der Finanzverfassung vorbereitet werden (vgl. vom Ansatz her Art. 
109 u. 115 GG und weiterführend Funke, 1995, insb. S. 427 ff.). 
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Eine Spezialform stabilitätspolitischen Marktversagens stellen regionale Strukturkrisen dar. 
Kommt es in einer monostrukturierten Region zu einem starken, schnellen und nachhaltigen 
Rückgang der Nachfrage nach den Hauptprodukten der Region (so etwas ergab sich in der 
Nachkriegszeit z.B. in vielen Montanregionen), können die resultierenden negativen Multipli-
katoreffekte auch Unternehmen mit in den Abgrund reißen, welche an sich gesund sind und 
unter der Bedingung langfristig Nachfrage finden würden, dass Ersatz für die überflüssig ge-
wordenen bisherigen Hauptbeschäftigungsträger gefunden wird. Solche vorwiegend regional 
tätigen Unternehmen etwa des Handels- und Gaststätten- sowie Handwerksbereichs können 
vor einem aus gesamtwirtschaftlicher Sicht überflüssigen Kapazitätsabbau bewahrt werden, 
wenn es gelingt, das Einkommensniveau in der Region nicht weiter absinken zu lassen, als es 
zum Ab- und Umbau der bisherigen Kernindustrie erforderlich ist. Instrument hierzu ist einer-
seits der indirekte Finanzausgleich, der sich über die Sozial- und speziell Arbeitslosenversi-
cherung ergibt, andererseits ein indirekter Finanzausgleich in Form von regionaler 
Strukturpolitik („indirekter“ Finanzausgleich, weil Ausgleichszahlungen nicht direkt an 
Budgetdaten anknüpfen, sondern an wirtschaftsstrukturellen Daten wie z.B. 
Arbeitslosenquoten). Im Vorgriff auf Fragen des Staatsversagens sei bereits darauf 
hingewiesen, dass solche Hilfszahlungen wegen der Wahlwirksamkeit auszuufern drohen. 
Deshalb sollte die Ermächtigung zum Leisten solcher Zahlungen mit Beihilfekontrollen 
übergeordneter Körperschaften und Begründungszwängen verknüpft werden.  
 
2.2.2 Verfassungsmäßige Absicherung von Kosten- und Verfahrenspräferenzvorteilen: die 
Betreiberfunktion des Staates 
 
 
Während sich die Garantenfunktion des Staates hauptsächlich aus nachfrageseitigem Markt-
versagen ergibt, folgt die Betreiberfunktion des Staates überwiegend aus angebotsseitigem 
Marktversagen.  
 
Es geht hierbei um eine Antwort auf die Frage, wann der Staat selber Tätigkeiten übernehmen 
soll, die im Prinzip auch von Unternehmen für ihn verrichtet werden könnten, um die Frage 
also, wann das Selbermachen von Produkten (und damit die Disposition über Produktionsfak-
toren in öffentlichen Betrieben) an die Stelle des Kaufens treten soll. Solch eine Kaufen-oder-
Selbermachen-Entscheidung sollte aus ökonomischer Sicht auf der Basis des Subsidiaritäts-
prinzips und eines Kostenvergleichs gefällt werden: Der Staat sollte die Beweislast dafür tra-
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gen müssen, dass er Produkte wirtschaftlicher als Privatunternehmer herstellen kann. Für den 
Kostenvergleich sind drei Arten von Vorteilen relevant: Transformations- und Transaktions-




Unter Transformationskosten versteht man Kosten der Produktion von und/oder des Handelns 
mit Gütern, Kosten, welche die ökonomische Qualität der Güter in sachlicher Hinsicht oder in 
Bezug auf die räumliche oder zeitliche Verfügbarkeit verändern. Diese Kosten stellen einen 
Faktorverzehr dar, der sich in der ökonomischen Qualität der Produkte niederschlägt. Wären 
nur die Transformationskosten relevant, könnten Spezialunternehmen aufgrund von Skalen-
vorteilen in aller Regel preisgünstiger liefern als auf die lokale Selbstversorgung ausgerichtete 
öffentliche Unternehmen. Ein städtisches Bauplanungsbüro würde z.B. im Laufe langer Jahre 
allenfalls eine einzige Stadthalle planen, während ein hierauf spezialisiertes Architekturbüro 
Erfahrungen aus vielen Projekten dieser Art sammeln könnte und im Wettbewerb ständig zu 
effizientem Verhalten getrieben würde. Ein Vergleich der Transformationskosten führt des-
halb normalerweise dazu, dass sich das Selbermachen für die öffentliche Hand nicht lohnt. 
Verstärkt wird dieses Argument dadurch, dass staatliche Unternehmen oft vor Wettbewerb 
geschützt werden und deshalb zur X-Ineffizienz neigen. 
 
Ausnahmen können sich ergeben, wenn der Wettbewerb auf den einschlägigen Beschaf-
fungsmärkten durch künstliche oder natürliche Monopole beschränkt ist. Künstliche Monopo-
le entstehen aus Konzentrations- und Kooperationsaktivitäten mit wettbewerbsbeschränken-
der Absicht und bilden einen Regelungsgegenstand der Privatwirtschaftsverfassung. Ist diese 
hinreichend ausgebildet, werden ausbeuterische Preise verhindert und entfällt dieser Grund 
für eine Produktionstätigkeit der öffentlichen Hand. Natürliche Monopole resultieren daraus, 
dass Fixkostenblöcke wie z.B. die Errichtungs- und Erhaltungskosten von Schienennetzen im 
Vergleich zur (meist regional beschränkten) Nachfrage ein so großes Gewicht haben, dass ein 
einziges Unternehmen den jeweiligen Markt im Prinzip billiger versorgen könnte als eine 
Kombination von Unternehmen. Man kann zeigen, dass solch eine Situation aus ökonomi-
scher Sicht derjenigen bei der Versorgung mit überfüllten Klubkollektivgütern gleicht (Gros-
sekettler, 1999b: 558 ff.). Eine wohlfahrtsoptimale Lösung lässt sich erreichen, wenn ein 
zweiteiliger Tarif verlangt wird, der für eine Abdeckung der Grenzkosten (etwa für die Belie-
ferung mit Strom) über eine bei jedem Nutzungsakt zu entrichtende Gebühr sorgt und für die 
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Abdeckung der Restkosten über einen Mitgliedsbeitrag im „Nutzerklub“. Auch hier ist eine 
Missbrauchsaufsicht durch das Kartellamt hinreichend. Anders als es der Gemeinwirtschafts-
ideologie entspricht, die in Österreich und Deutschland im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts 
vorherrschte, ist ein natürliches Monopol also kein Grund für eine Verstaatlichung der ein-




Transaktionskosten sind Nebenkosten, die beim Kaufen (z.B. in Form von Notarkosten) oder 
Produzieren (z.B. als Überwachungskosten) anfallen; sie dienen dazu, Verträge zustande-
zubringen und für deren sinngemäße Umsetzung zu sorgen, und stellen einen Faktorverzehr 
dar, der in einer Welt vollkommener Information (anders als die Transformationskosten) ent-
fallen würde, weil es dort ex definitione keine Informationsmängel oder Betrugsmöglichkei-
ten gäbe. Transaktionskostenvorteile können dazu führen, dass eine staatliche Produktionstä-
tigkeit ökonomisch sinnvoll ist. Lässt sich die Qualität eines zu beschaffenden Gutes z.B. 
nicht werkvertragsgerecht beschreiben und ex post nur schwer messen, kann eine qualitätsori-
entierte Produktion in eigener Regie zu Transaktionskostenvorteilen führen. Das ist z.B. zu 
erwarten, wenn sich die Eigenschaften eines „guten“ Outputs nicht völlig spezifizieren und ex 
post kontrollieren lassen, wenn der Staat aber Karrierepläne anbieten kann, die dafür sorgen, 
dass die von ihm in der Produktion Beschäftigten (seine Agenten) zur Abgabe hoher Leistun-
gen guter Qualität motiviert werden. Vieles spricht dafür, dass dies etwa im Bereich der Steu-
erverwaltung der Fall ist. Der Einzug von Steuern wäre auch über private Steuerpächter 
machbar; es erscheint jedoch nahezu unmöglich, Verträge über die sachgemäße Durchführung 
einschlägiger Arbeiten zu konstruieren, die aus der Sicht der Bürger (die letztlich die Auf-
traggeber [„Prinzipale“] sind) nicht zu (noch) größeren Mängeln führen als die Tätigkeit einer 
öffentlichen Steuerverwaltung. Transaktionskostenvorteile können eine öffentliche Wirt-
schaftstätigkeit also im Prinzip rechtfertigen, lassen sich jedoch immer nur für konkrete Ein-




Verfahrenspräferenzvorteile genießt der Staat, wenn die Bürger in sensiblen Bereichen aus 
Angst vor einem Machtmissbrauch eine (für Verwaltungen typische) regelorientierte Aufga-
benverrichtung einer (für Unternehmen typischen) erfolgsorientierten Aufgabenverrichtung 
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vorziehen: Es hat in der Geschichte immer wieder Privatpolizeien, Söldnerstreitkräfte oder 
private Steuerpächter gegeben, und es ist zu vermuten, dass eine rein erfolgsorientierte Orga-
nisation solcher Tätigkeiten in einem gewissen Sinn zu Kosteneinsparungen führen würde. 
Aber muss man nicht befürchten, dass etwa eine Polizei, die umgekehrt proportional zur Zahl 
der Straftaten und proportional zur Zahl der aufgeklärten Verbrechen in ihrem Gebiet entlohnt 
wird und ansonsten freie Hand genießt, ihre Aufgaben in einer Weise verrichtet, die an die 
Mafia erinnert? Und entspricht es deshalb nicht einem Streben nach „Wirtschaftlichkeit höhe-
rer Art“, wenn man die Polizei in die Regeln des öffentlichen Rechts einspannt und die hier-
durch verursachten Kostenerhöhungen als Preis einer Versicherung gegen Machtmissbrauch 
in Kauf nimmt? Und wird man analoge Überlegungen nicht für die Entscheidung der Frage 
anwenden müssen, ob man knappe Transplantate oder Garantien dafür ersteigern können soll, 
dass bestimmte Standorte von unangenehmen Einrichtungen (z.B. Atommeilern) freigehalten 
werden? Von Ökonomen werden solche Fragen relativ selten diskutiert (Ausnahme z.B. Ng, 
1988). Am Beispiel so genannter Not in my back-yard-Güter wie Atommeilern haben 
Pommerehne/Hart/Schneider (1997) aber gezeigt, dass Verfahrenspräferenzen in der Bevöl-
kerung vorhanden und empirisch ermittelbar sind. Solche Präferenzen können ebenfalls für 
eine öffentliche Produktionstätigkeit sprechen, wenn sie nachweislich ein deutliches Ausmaß 
annehmen. 
 
Insgesamt ergibt sich damit, dass es untypisch ist, dass sich eine staatliche Produktionstätig-
keit durch Transformationskostenvorteile rechtfertigen lässt und dass dann meist Wettbe-
werbsbeschränkungen vorliegen, welche von der Privatwirtschaftsverfassung erfasst werden 
sollten. Transaktionskostenvorteile und Verfahrenspräferenzvorteile können eine staatliche 
Produktion in Ausnahmefällen allerdings ökonomisch legitim erscheinen lassen, und an Ähn-
liches denken Juristen wohl auch, wenn sie bestimmte Tätigkeiten als „hoheitlich“ qualifizie-
ren. Die Finanzverfassung müsste deshalb aus ökonomischer Sicht eine Regel enthalten, nach 
der die Übernahme solcher Tätigkeiten durch den Staat begründungspflichtig ist. Würde man 
diese Begründungspflicht mit staatlichen Nachweispflichten und Klagemöglichkeiten für Un-
ternehmer koppeln, die sich durch aus ihrer Sicht nicht hinreichend begründete staatliche Tä-
tigkeiten in ihrer Entfaltungsfreiheit beschränkt sehen, ergäbe sich ein Verfahren zur zweck-
mäßigen Abgrenzung von Bereichen, in denen der Staat Betreibertätigkeiten übernehmen 
sollte (Grossekettler, 1999b: 550 - 563).  
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2.2.3 Verfahrensmäßige Absicherung gegen Staatsversagen 
 
Staatsversagen liegt vor,  
 
· wenn der Staat auf Marktversagen nicht mit Korrekturmaßnahmen reagiert, obwohl ihm 
das zu Kosten möglich wäre, die als angemessen angesehen werden können, 
· wenn er zur Bekämpfung von Marktversagen Mittel auswählt, die nicht als geeignet, er-
forderlich und verhältnismäßig bezeichnet werden können, oder 
· wenn er — getrieben von Lobbyistenwünschen oder dysfunktionalen Formen des Strebens 
nach Wahlstimmenmaximierung — in Bereichen tätig wird, in denen gar kein Marktver-
sagen vorliegt, d.h. wenn er — ökonomisch gesehen — seine Kompetenz-Kompetenz in 
sachlich nicht gerechtfertigter Form überdehnt (z.B. zur Protektion inländischer Industrie-
zweige oder zur Sicherung von Sinekuren für ehemalige Politiker). 
 
Es gibt verschiedene Gründe für das Entstehen von Staatsversagen. Unterstellt man als richtig 
(was noch weiter verdeutlicht werden wird), dass sich die Bürger durch Aufnahme geeigneter 
Prinzipien in die Finanzverfassung gegen Staatsversagen „versichern“ können, lässt sich das 
Fehlen entsprechender Vorkehrungen in der Verfassung und damit letztlich ein „Verfassungs-
versagen“ als Generalursache für Staatsversagen deklarieren (Erlei/Leschke/Sauerland, 1999: 
448). Das hilft jedoch nur weiter, wenn man auf einen Katalog von Prinzipien und sonstigen 
Regelungen verweisen kann, der in Finanzverfassungen zum Schutz gegen Staatsversagen 
enthalten sein sollte. Das Aufstellen solch eines Kataloges setzt Erfahrungen mit pathologi-
schen Prozessen voraus, die sich aufgrund typischer Fehlentscheidungstendenzen im politi-
schen Kräftefeld ergeben. Deshalb kann dieser Katalog — wie für die Anwendung von Erfah-
rungswissen typisch — niemals abgeschlossen sein. Immerhin kann man folgende Prognose 
aufstellen: Durch Verfassungsgestaltung vermeidbares Staatsversagen ist zu erwarten, wenn 
die Finanzverfassung im formellen Sinn nicht für eine Kompetenz-, Informations- und Moti-
vationsstruktur sorgt, die den Staat dazu drängt, immer dann und nur dann mit finanzpoliti-
schen Maßnahmen tätig zu werden, wenn diese zur Bekämpfung von Marktversagen geeignet, 
erforderlich und verhältnismäßig sind.  
 
Diese Formulierung des Problems verweist auf einen ersten Mangel der oben (S. 8 f.) erläu-
terten Staatsaufgabendefinition von Peters: Zwar kann es dem Staat aufgrund seiner Kompe-
tenz-Kompetenz letztlich nur vorübergehend an Kompetenzen zur Bekämpfung von heilba-
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rem Marktversagen fehlen; aber es kann auf Dauer dazu kommen, dass ihn Informationen 
über Marktversagen nicht erreichen oder dass politische Anreize einer Bekämpfung entgegen-
stehen oder dass letztere eine Kompetenzüberdehnung evozieren. Anders als es etwa die op-
timistische Pluralismustheorie unterstellt, führt die Tätigkeit von Interessengruppen nämlich 
nicht dazu, dass jeder Koordinationsmangel als „öffentliche Aufgabe“ erkannt und seine Hei-
lung erforderlichenfalls zur Staatsaufgabe wird; und wie die Ökonomische Theorie der Politik 
zeigt (Grobüberblick: Tullock, 1998), muss im Feld der politischen Willensbildung auch mit 
dysfunktionellen Eigeninteressen von Regierungs- und Parteipolitikern, Verwaltungen, Ver-





Hieraus folgt, dass die Finanzverfassung Vorkehrungen enthalten muss, die dafür sorgen, dass 
Adaptionserfordernissen Rechnung getragen wird, d.h. dass bisher noch nicht erkannte oder 
im Zuge der Entwicklung neu entstandene Formen des Marktversagens in der betrachteten 
Volkswirtschaft identifiziert (Informationserfordernis) und erforderlichenfalls über 
finanzpolitische Maßnahmen bekämpft werden (Motivationserfordernis). Während gut 
organisierte Interessengruppen Koordinationsmängel, die sie selbst als Problem empfinden, 
zur öffentlichen Aufgabe im Sinne von Peters machen würden, ist das bei schlecht 
organisierten Gruppen oder bei Mängeln, von denen gut organisierte Gruppen oder sonstige 
Einflussträger im politischen Feld profitieren, nicht unbedingt der Fall.14 Benachteiligte 
Gruppen sind vor allem Konsumenten, Sparer, Rentner, zukünftige Generationen und 
Ausländer, und zwar sowohl ausländische Arbeitnehmer (mit und ohne Beschäftigung) als 
auch Unternehmen als (potentielle) Importeure und Investoren. Den Belangen dieser Gruppen 
kann man durch spezielle „Beauftragte“ zu einer „Stimme“ verhelfen 
(Informationserfordernis).15 Über Klagerechte bei Diskriminierung ließe sich außerdem 
Untätigkeit des Staates bekämpfen (Motivationserfordernis). Zur Bekämpfung mancher 
Formen von Informationsmängeln könnten darüber hinaus Volksbegehren und 
Routineuntersuchungen der Kartellämter unter Einsatz von speziellen Diagnosekonzepten 
eingesetzt werden (Grossekettler, 1997: 123 -132). Basis solcher Institutionen könnten 
                                                        
14 Zur Gruppentheorie vgl. Erlei/Leschke/Sauerland (1999: 346 - 369), Olson (1992 u. 1998), Pies/Leschke  
(1997). 
15 „Beauftragte“ sollen - wie etwa Ausländer- oder Wehrbeauftragte - lediglich über bestimmte Probleme infor-
mieren und in manchen Fällen auch über Klagerechte verfügen; darüber hinaus sind „Kammern“ (etwa für 
künftige Generationen) mit weitergehenden Rechten gefordert worden (v. Lersner, 2000). Dies erscheint je-
doch problematisch (Watrin, 2000).  
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tionen könnten Verfassungsbestimmungen sein, die darauf ausgerichtet sind, die Verfassung 
„lernfähig“ in bezug auf neue Probleme zu machen, damit ein Land diesen Herausforderungen 




Während das Fehlen von verfassungsmäßigen Vorkehrungen der vorstehend beschriebenen 
Art dazu führt, dass Adaptionsprobleme der Finanzverfassung im materiellen Sinn ungelöst 
bleiben, lässt sich ein Zuviel an Staat oder ein Zuviel an Zentralität im Staat als Ausfluss von 
ungelösten Repressionsproblemen begreifen, speziell als Mangel an Mitteln zur Unterdrü-
ckung pathologisch wirkender Motivationsstrukturen: Es fehlen Vorkehrungen, die Tenden-
zen zu einer Ausdehnung der Staatstätigkeit auf Felder unterdrücken, in denen gar kein 
Marktversagen vorliegt. Hinzu kommt, dass finanzpolitische Maßnahmen unnötig eingriffsin-
tensiv oder zu zentralistisch und dann in der Regel auch unnötig kostspielig und bürokratisch 
sein können. Deshalb wird es erforderlich, dass die Finanzverfassung auch in Bezug auf den 
Instrumenteneinsatz lernfähig wird. Dies lässt sich erreichen, indem man explizit den Nach-
weis der ökonomischen Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit von Mitteln und 
einen Ausweis (legitimer) Ziele verlangt, denen diese Mittel dienen sollen (Grossekettler, 
1997: 103 – 123). 
 
Eine Überdehnung der Staatstätigkeit erfolgt meist in Form der Übernahme von Unterneh-
mertätigkeiten durch Verwaltungen oder öffentliche Betriebe und lässt aufgrund des Fehlens 
von Marktversagen einen Privatisierungsbedarf entstehen. Unnötig eingriffsintensive Maß-
nahmen führen im Bereich der Privatwirtschaftsverfasssung zu einer Überregulierung von 
Entscheidungen über die Verwendung von Produktivvermögen und damit zu einem Deregu-
lierungsbedarf; im Bereich der Finanzverfassung betreffen sie vor allem Kosten der Steuerer-
hebung und -entrichtung sowie Zusatzbelastungen (excess burden). Letztere resultieren zu 
einem großen Teil aus Verstößen gegen allgemein anerkannte Besteuerungsprinzipien (Leis-
tungsfähigkeit, Äquivalenz, Neutralität). Sie zeigen sich in unsystematischen Ausnahmerege-
lungen bei der Definition von Steuerbemessungsgrundlagen und führen zu Forderungen nach 
einer Steuervereinfachung (d.h. nach mehr Systemhaftigkeit). Hinzu treten Protektionsmaß-
nahmen, die einen subventionsähnlichen Charakter haben, und echte Subventionen, z.B. in 
                                                        
16 Zur Ableitung einschlägiger Prinzipien mit Blick auf die Soziale Marktwirtschaft in Deutschland vgl. Grosse-
kettler (1997: 103 – 123). 
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Form verzerrender regionaler Strukturbeihilfen. Zentralisierungstendenzen widersprechen 
dem Subsidiaritätsprinzip und führen zu Entbürokratisierungsbedarfen sowie Forderungen 
nach mehr innerstaatlichem Wettbewerb der Regionen. Ein solcher Wettbewerb kann Macht 
nämlich im Prinzip durch Teilung erträglicher machen (weil regionale Belange berücksichtigt 
und Ausweichmöglichkeiten geschaffen werden) und darüber hinaus auch Informationen ge-
nerieren (Wettbewerb als Entdeckungsverfahren). 
 
Dem durch systematische Fehlanreize im Feld der politischen Willensbildung bedingten Ent-
stehen von Privatisierungsbedarfen kann durch Begründungspflichten Rechnung getragen 
werden, die den Staat dazu verpflichten, auf Verlangen potentieller privater Konkurrenten 
nachzuweisen, dass eine bestimmte Art der Betätigung (z.B. als Anbieter von Leistungen im 
Personennahverkehr) als eine Maßnahme angesehen werden kann, die zur Heilung eines an-
gebotseitigen Marktversagens geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist (so in etwa Art. 
29 der Bayerischen Gemeindeordnung). Kann ein solcher Nachweis nicht geführt werden, 
sollte eine Privatisierungspflicht oder wenigstens eine Pflicht zur Ausschreibung entspre-
chender Leistungen bestehen (an der sich beim Fehlen einer Privatisierungspflicht auch öf-
fentliche Betriebe beteiligen können).  
 
Das Entstehen von Steuervereinfachungsbedarfen kann bekämpft werden, indem periodische 
Berichte vorgeschrieben werden, in denen Verstöße gegen — als solche in die Verfassung 
aufzunehmende — Besteuerungsprinzipien und daraus resultierende Komplizierungen des 
Rechts in nachvollziehbarer Weise als effektive, erforderliche und verhältnismäßige Mittel 
zur Verfolgung von Gemeinwohlzielen dargestellt werden müssen. Gelingt der Nachweis 
nicht, ist ein Verfahren zur gesetzlichen Abschaffung der jeweiligen Regelungen einzulei-
ten;17 ist der Nachweis nach Ansicht der Regierung gelungen, sollten von Bürgern und vor 
allem Wissenschaftlern Gegengutachten vorgelegt werden können, die nach einer gerichtli-
chen Prüfung ebenfalls zur Einleitung von Abschaffungsmaßnahmen führen sollten. 
 
Einer Überdehnung der Staatstätigkeit durch dem Stimmenkauf dienende Umverteilungs- und 
Protektionsmaßnahmen sowie Subventionszahlungen kann durch eine Subventionsordnung 
und eine Beihilfenkontrolle durch übergeordnete Gebietskörperschaften bis hin zur EU 
und/oder durch die Rechnungshöfe in gewissen Grenzen vorgebeugt werden. Klagerechte 
benachteiligter Unternehmen wären auch hier hilfreich. 
                                                        
17 Einschlägige Vorschriften gibt es z.B. in Australien (Holmes/Argy, 1997). 
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Eine Entbürokratisierung durch Dezentralisierung kann erreicht werden, indem man das Sub-
sidiaritätsprinzip in der Verfassung verankert (was bisher zwar ansatzweise in der EU, nicht 
jedoch in den nationalen Verfassungen Österreichs und Deutschlands geschehen ist). In die-
sem Sinn müssten Funktionalreformen zugunsten „oberer“ Stellen (also Kompetenzverlage-
rungen auf die Länder oder den Bund) stets mit Nachweispflichten für diese Stellen gekoppelt 
werden: Sie hätten darzulegen, dass ein Problem „unten“ aller Erfahrung nach nicht geregelt 
werden kann, während „weiter oben“ geeignete, erforderliche und verhältnismäßige Mittel zur 
Verfügung stehen. Solch eine Regelung würde darauf hinauslaufen, die Schaffung von Be-
darfskompetenzen in Österreich bzw. die Ausübung der Konkurrierenden und der Rahmenge-
setzgebung in Deutschland beträchtlich zu erschweren. 
 
Allen vorstehend genannten und weiteren Repressionserfordernissen können außerdem De-
klarationspflichten dienen: Wenn man eine Wirtschaftsordnung über einschlägige Vorkehrun-
gen in der Wirtschaftsverfassung im formellen Sinn so weit abgesichert hat, dass man eindeu-
tig erkennen kann, wann Spannungen zwischen bestimmten politischen Maßnahmen und der-
jenigen Ordnung auftreten, die von der Verfassung bisher als erstrebenswert deklariert wurde, 
könnte man verlangen, dass solche Maßnahmen als potentielle Verstöße gegen die Wirt-
schaftsverfassung gekennzeichnet (und vielleicht einem speziellen Diskussionsverfahren un-
terworfen) werden müssen. Sie liefen ja auf eine partielle Verschlechterung der Koordinati-
onseffizienz der bisherigen Wirtschaftsverfassung oder auf eine Änderung dieser Verfassung 
hinaus. Eine solche Kennzeichnungspflicht würde die Fachöffentlichkeit und die Presse 
gleichsam zu ordnungspolitischen Verfassungswächtern machen und könnte in manchen Fäl-
len (etwa bei einer ungerechtfertigten Beschränkung der Betätigungsrechte privater Unter-




Sowohl den Adaptions- als auch den Repressionserfordernissen und den Informations- und 
Anreizerfordernissen einer regelgerechten Staatstätigkeit wird gedient, wenn die öffentliche 
Hand über ein zweckmäßiges Controllingsystem verfügt. „Controlling“ ist hier im weiten 
angelsächsischen Sinn gemeint, den man bildlich mit „Systeme zur Unterstützung eines Auf-
kurshaltens des Staatsschiffs“ beschreiben kann. Ziel muss es sein, der Regierung und der sie 
tragenden Parlamentsmehrheit Planungs- und Kontrollinstrumente an die Hand zu geben, die 
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eine systematische Politik ermöglichen und eine Verselbständigung der Verwaltung verhin-
dern; gleichzeitig muss es der Bevölkerung einfach gemacht werden, dass Kontrollinstrument 
„Wahlen“ möglichst rational einzusetzen. Hierzu muss die Finanzverfassung nicht nur eine 
Haushalts- und Finanzplanung im traditionellen Sinn fordern, sondern auch Kosten-Nutzen- 
und Kostenwirksamkeitsanalysen sowie Gesetzesfolgenabschätzungen, Begründungs- und 
Berichtspflichten sowie besondere Verfahren zur Einleitung notwendiger Kürzungen und zur 
Vermeidung von Konsolidierungsschäden (Schwarzner, 1991), zur Ordnung des Einsatzes 
von Subventionen (Nieder-Eichholz, 1993) und zur Aufnahme von Staatsschulden (Funke, 
1995). Muss der Staat bei jeder Maßnahme die zugehörigen Ziele (und damit den erreichbaren 
Nutzen) sowie die geschätzten Kosten deklarieren (und zwar im volkswirtschaftlichen Sinn, 
also nicht etwa nur die Verwaltungsausgaben), lässt sich die Effektivität, Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit von Maßnahmen überprüfen. Würde man dies etwa im Sinne der Cassis-
de-Dijon-Rechtsprechung des EuGH tun, würde nach Ansicht des Verfassers bei vielen staat-
lichen Maßnahmen (etwa bei der Steinkohlesubventionierung in Deutschland) aufgedeckt, 
dass sie offensichtlich nicht geeignet sind, die deklarierten Ziele zu erreichen. Das läge dann 
meist wohl daran, dass diese Ziele nur vorgeschoben sind, um zu verbergen, dass es um die 
Befriedigung von Partikularinteressen geht.18 
 
 
2.3 Zusatzaufgaben in föderalistischen Staaten 




Bisher wurde relativ undifferenziert davon gesprochen, dass der Staat im Falle des Auftretens 
eines finanzpolitisch relevanten Marktversagens über Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmen-
kompetenzen verfügen soll, die es ihm erlauben, Marktversagen durch eine zweckmäßige 
Gestaltung seiner Ausgaben-, Einnahmen- und Regulierungsstruktur zu heilen, und dass er 
über zweckmäßige Informations- und Motivationseinrichtungen dazu angehalten werden soll. 
In einem unitarischen Staat ist diese Maxime eindeutig, weil es dort „den“ Staat als Adressa-
ten gibt. Zwar können auch hier verschiedene Verwaltungsebenen tätig werden, aber diese tun 
                                                        
18 Zu einem einschlägigen Prüfverfahren und zu einer Formulierung des Übermaßverbots mit ökonomisch inter-
pretierten Forderungen nach Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit vgl. Grossekettler (2000a: 5 - 
9) und die dort genannte Spezialliteratur. Vgl. auch Rose-Ackerman (1992), die darauf hinweist, dass die De-
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dies letztlich doch nur als räumlich dislozierte „Schalter“ einer Entscheidungszentrale, welche 
die entsprechenden Verhaltensvorschriften vorgibt. In einem föderalistischen Staat wie Öster-
reich oder Deutschland verfügen Bund und Länder dagegen jeweils über ein eigenes „Haus-
gut“, und außerdem gibt es typischerweise Einrichtungen mit Selbstverwaltungskompetenzen, 
die zwar der Rechtsaufsicht des Bundes oder der Länder unterliegen, im sachlichen Bereich 
aber über eigene Entscheidungskompetenzen verfügen (z.B. Hilfsfisci wie Kammern). Des-
halb muss nun geklärt werden, in wessen Kompetenzbereich welche Arten von Entscheidun-
gen zur Bekämpfung von Marktversagen fallen sollen. Diese Frage ist bisher vor allem im 
Rahmen der Ökonomischen Theorie des Föderalismus diskutiert worden (Überblicke: Apolte, 
1999: 11 - 25; Genser, 1997: 103 - 106; Groenewegen, 1998). 
 
Diese Theorie kann man entweder als Theorie der optimalen Dezentralisierung auffassen 
(„Wann würde ein wohlwollender Staat/Fürst Kompetenzen zur Steigerung der Wohlfahrt an 
seine Bürger/Untertanen delegieren?“ = Sicht des Problems, wie sie der europäischen Rechts-
geschichte entspricht) oder als Theorie der optimalen Zentralisierung („Wann würden Bürger 
Kompetenzen an ‚höhere Verbände‘ abtreten?“ = Sicht des Problems aus der Perspektive ei-
ner Siedlergesellschaft wie der amerikanischen). Für echte Bundesstaaten, in denen der Zen-
tralhaushalt wie in Österreich und Deutschland (aber anders als in der EU) typischerweise der 
größte ist, empfiehlt die Theorie cum grano salis, stabilitäts- und distributionspolitische Kom-
petenzen auf der Zentralebene anzusiedeln.19 Allokationspolitische Kompetenzen sollen da-
gegen nach dem Kongruenz- oder dem Konnexitätsprinzip verteilt werden. Dies sind Zuord-
                                                                                                                                                                             
klaration von Zielen eine richterliche Nachprüfung der Eignung von Maßnahmen gestattet, ohne den Gesetz-
geber in der Ziel- und Mittelwahl ungebührlich einzuschränken. 
19 Vgl. z.B. Apolte (1999: 16 f.) oder Baretti et al. (2000). Die Redistributionspolitik wird in modernen Volks-
wirtschaften hauptsächlich über Zahlungen der Sozialversicherung und Sozialhilfe vorgenommen. Deren Zent-
ralisierung und Vereinheitlichung wird mit der Verhinderung „falscher“ Wanderungen begründet: Produktivi-
tätsorientierte Faktorwanderungen, die das Sozialprodukt ceteris paribus erhöhen, sollen nicht durch rein trans-
ferorientierte Wanderungen verzerrt werden, zumal letztere zu einer Segregation von Gebieten führen können, 
in denen sich „Reiche“ bzw. „Arme“ konzentrieren, weil erstere von niedrigen, letztere dagegen von hohen 
Umverteilungszielen angezogen werden. Dem wird vor allem entgegengehalten, dass Sozial- und Arbeitslo-
senhilfe wie Mindestlöhne wirkten und regionale Produktivitätsdifferenzen widerspiegeln müssten (hierzu und 
zu weiteren Aspekten vergleiche Apolte, 1999: 128 - 163). 
Die Forderung nach Zentralisierung der Stabilitätspolitik wird damit begründet, dass regionale oder sogar loka-
le Körperschaften aufgrund ihrer hohen Importquoten und der damit einhergehenden niedrigen Multiplikator-
wirkungen wenig Anreize zu einer gesamtwirtschaftlich richtigen Budgetpolitik hätten und dass ihnen Mög-
lichkeiten zur internationalen Koordination und zur Abstimmung mit der Geldpolitik fehlten. Dies wird auch 
durch empirische Untersuchungen gestützt (Seitz, 2000). Dem wird entgegengehalten, dass Konjunkturverläufe 
in größeren Gebieten unterschiedlich seien und ein differenziertes Vorgehen erforderlich machen könnten.  
Auf diese Diskussion kann in diesem Aufsatz nicht näher eingegangen werden. Nach Ansicht des Verfassers 
sind Dezentralisierungsvorschläge für Gebilde wie die EU durchaus angemessen; für kleinere Staaten wie Ös-
terreich mit relativ homogenen Präferenzen, geringen Mobilitätshemmnissen und hoher Konjunkturverfloch-
tenheit erscheinen sie aber hinsichtlich der Redistributionspolitik (trotz der erfolgreichen Anwendung des 
Heimatprinzips in der Schweiz, eines Verfahrens, das aber nur zum Teil als Gegenbeispiel taugt) eher fragwür-
dig und jedenfalls nicht vordringlich und hinsichtlich der Stabilitätspolitik abwegig. 
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nungsprinzipien für Kompetenzen und speziell für Finanzierungslasten, die sich vor allem 
hinsichtlich der Frage fundamental unterscheiden, welches Gewicht der Forderung nach An-




Das Kongruenzprinzip geht davon aus, dass gute Nachfrageentscheidungen ein ernsthaftes 
Abwägen des Nutzens und der Kosten voraussetzen, die mit der Beschaffung eines Gutes ver-
bunden sind. Deshalb sollen die Kompetenz zur Bedarfsäußerung auf dem Markt, die Pflicht 
zur Übernahme der damit verbundenen Kosten und das Recht zur Kontrolle der einschlägigen 
Geschäftsführungsbefugnisse grundsätzlich in einer Hand (bei ein und demselben Verband) 
liegen (Grossekettler, 1999b: 543f.). Verstöße gegen diese Regel sind stets mit Fehlanreizen 
verbunden und kommen sowohl bei Individual- als auch bei Kollektivgütern vor. Ein Beispiel 
für einen Verstoß im Individualgüterbereich findet man bei Arzneimitteln: Begünstigt ist der 
Patient, Kostenträger ist typischerweise eine Krankenkasse, die Nachfrageentscheidung trifft 
ein Arzt. Ein Beispiel im Kollektivgüterbereich ist die Hochschulausbildung: Begünstigt sind 
die Studenten, Zahler sind zum Teil die Studenten, zum größeren Teil aber alle Staatsbürger, 
und die Nachfrageentscheidungen zerfallen — wie bei der Nutzung von Kollektivgütern üb-
lich — in eine Bereitstellungsentscheidung über das Vorhalten von Kapazitäten, die hier poli-
tisch gefällt wird, und eine Kapazitätsnutzungsentscheidung, welche die Studenten treffen. 
 
Das Kongruenzprinzip ist eng mit den Prinzipien verwandt, die F.W. Raiffeisen 1864 als 
Genossenschaftsprinzipien aufgestellt hat (Mändle, 1992: 537 f.): Selbsthilfe durch 
gemeinsame Nutzung kollektiver Einrichtungen, Selbstverantwortung durch Übernahme aller 
hierdurch verursachten Kosten und Selbstverwaltung in Form einer demokratischen Kontrolle 
durch die Mitglieder, Kongruenz also von Nutzen, Kosten und Entscheidungsmacht in ein und 
demselben Kollektiv. Will man das Kongruenzprinzip in einer Volkswirtschaft möglichst gut 
realisieren, muss man im Sinne der Forderung nach Selbstverwaltung dafür sorgen, dass die 
Kompetenz zum Entfalten von Nachfrage nicht in die Gesetzgebungskompetenz eines 
Verbandes 1 (z.B. des Bundes) und in die Verwaltungskompetenz eines anders strukturierten 
Verbandes 2 (z.B. eines Landes) aufgeteilt wird, weil sonst die Kontrolle durch die 
Begünstigten und Zahlungsverpflichteten erschwert wird und Prinzipal-Agenten-Probleme 
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zwischen den Trägern der Gesetzgebungs- und der Verwaltungskompetenzen entstehen.20 
Außerdem muss man bei der Wahl des Beschaffungsverbandes nach einer möglichst 
weitgehenden Realisierung des Prinzips der fiskalischen Äquivalenz streben (Deckung der 
Kreise von Nutzern und Kostenträgern) und dabei bedenken, dass es zwar in allen 
Volkswirtschaften unterschiedliche Verbandstypen gibt, die als Träger von 
Nachfrageentscheidungskompetenzen infrage kommen, dass die rechtlichen 
Ausgestaltungsformen dieser Verbandstypen allerdings aus Kostengründen beschränkt sind. 
Man kann die zulässigen Typen nach den Verbandskompetenzen auf dem Gebiet der 
Refinanzierungsmöglichkeiten bei den jeweiligen Mitgliedern (der Finanzhoheit) auf einer 
Skala anordnen, die das so genannte Extensionsniveau e der Finanzhoheit beschreibt, d.h. die 
Kostenumlagemöglichkeiten, die den jeweiligen Verbänden zur Verfügung stehen 
(Grossekettler, 1999b: 543 ff.): Ein Individuum (als unechter Verband mit e = 0) hat keine 
Kostenumlagemöglichkeiten, sondern kann bei einer Beschaffungsentscheidung lediglich in 
Opportunitätskosten (Schattenpreisen) denken; ein Verein (e = 1) kann seine 
Beschaffungskosten über Nutzungsgebühren und (freiwillige) Beiträge seiner Mitglieder 
refinanzieren;21 eine Zwangsgenossenschaft (e = 2) verfügt über die Refinanzierungs-
möglichkeiten eines Vereins und zusätzlich über die Möglichkeit, von den Zwangsmitgliedern 
Zwangsbeiträge zu erheben;22 einer (politischen) Gemeinde (e = 3) stehen die Mittel einer 
Zwangsgenossenschaft zur Verfügung und zusätzlich die Möglichkeit, lokale Steuern zu 
erheben;23 ein Bundesland (e = 4) könnte darüber hinaus landesweite Steuern erheben, der 
                                                        
20 Zimmermann (1999: 75, 90) bezeichnet diesen Aspekt des Kongruenzprinzips als „Prinzip der ungeteilten 
Verantwortung“. Pernthaler (1984: 262) spricht hier von einer Entflechtung durch Vermeidung von Kompe-
tenzteilung. Geteilte Verantwortung stellt außerdem einen Verstoß gegen die so genannte Ziel-Mittel-Träger-
Regel dar, die eine eindeutige Zuordnung von Zielen und Mitteln auf nach dem Subsidiaritätsprinzip zu ermit-
telnde Träger verlangt  (Grossekettler, 1999b: 581 f.). 
21 Die Worte „Gebühren“ und „Beiträge“ werden hier im finanzwissenschaftlichen Sinn gebraucht, der vom 
rechtlichen Sinn abweichen kann: Gebühren sind Zahlungen, die bei jedem einzelnen Nutzungsakt zu leisten 
sind und Grenzkostenpreisen entsprechen sollten (in der Realität aber oft davon abweichen); Beiträge sind 
Zahlungen, die das Recht zur Nutzung einer Einrichtung zu Grenzkostenpreisen vermitteln und damit Options-
preise darstellen, welche die über Grenzkostenpreise nicht refinanzierten Restkosten decken sollten (haupt-
sächlich die fixen Vorhaltekosten; auch dies ist aber in der Realität oft nicht der Fall). Zu den rechtlichen Defi-
nitionen in Österreich vgl. Mayer (1997: 435 - 437). 
22 Zwangsgenossenschaften heißen so, weil sie in aller Regel nach dem Vorbild privatrechtlicher Beschaffungs-
genossenschaften organisiert sind, weil die Mitgliedschaft aber durch hoheitlichen Zwang dekretiert wird. Bei-
spiele sind Liegenschaftsverbände wie etwa Deich- oder Wasserverbände oder Jagdgenossenschaften, Berufs-
verbände wie Ärzte- oder Rechtsanwaltskammern und Betriebskörperschaften wie etwa Wirtschaftskammern 
in Österreich oder Industrie- und Handelskammern in Deutschland. Zwangsgenossenschaften sind auf einen 
bestimmen Zweck festgelegt, verfügen also über keine Kompetenz-Kompetenz. Zu österreichischen Formen 
solcher Zwangsgenossenschaften vgl. Pernthaler (1984: 81 f. u. 102 - 106). 
23 Ökonomisch kann man eine Gemeinde als Mehrzweck-Zwangsgenossenschaft mit regionaler Kompetenz-
Kompetenz charakterisieren. Für sie wie für alle anderen Gebietskörperschaften ist es typisch, dass sich in ihr 
die Nutzerkreise vieler Güter überschneiden (normalerweise aber nicht im Sinne eines „perfect mapping“ [Bre-
ton] völlig decken). 
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Bund (e = 5) bundesweite.24 Mit dem Recht, sich über Steuern zu refinanzieren, die — anders 
als Gebühren und Beiträge — ex definitione keine konkrete Gegenleistung zur Voraussetzung 
haben, geht typischerweise das Recht einher, zusätzliche Aufgaben im Verbandsbereich zu 
übernehmen (regionale Kompetenz-Kompetenz oder Allzuständigkeit). Will man das für ein 
Gut wohlfahrtsoptimale Extensionsniveau (den richtigen Verbandstyp) herausfinden, muss 
man nach dem Subsidiaritätsprinzip (das Informations- und Motivationsvorteile vermittelt) 
„von unten nach oben“ vorgehen und fragen, bei welchem Verbandstyp erstmalig eine 
möglichst gute Realisation des Kongruenzprinzips erreicht wird.  
 
Untersucht man öffentliche Budgets, findet man häufig, dass öffentliche Verbände Garanten-
funktionen für Güter übernommen haben, deren wohlfahrtsoptimales Extensionsniveau tiefer 
liegt als es dem Niveau der entsprechenden Körperschaften entspricht. Kommunen bieten z.B. 
sehr viele Klubkollektivgüter an, Güter also, die ihrer ökonomischen Natur nach auch von 
Vereinen angeboten werden könnten (z.B. Museumsvereinen, Theatergemeinden, Schwimm-
vereinen). Zum Teil mag man dies mit verbandsexternen Effekten (Spillovers) erklären, zum 
Teil mit Kontrollvorteilen (es ist aus der Sicht der Bürger lästig, zu viele Vereine im kommu-
nalen Bereich kontrollieren zu müssen). Kann man solche Gründe aber auch zur Rechtferti-
gung anführen, wenn Kommunen öffentliche Tennisanlagen betreiben (d.h. nicht nur das Gut 
steuerfinanziert bereitstellen, sondern auch die damit verbundenen Betreiberaufgaben von der 
Verwaltung lösen lassen)? Führt das nicht nur dazu, dass Nichtnutzer mitentscheiden (was zu 
sachfremden Einflüssen führt) und mitzahlen (was dem Äquivalenzprinzip widerspricht), dass 
Nutzer immer größere Kapazitäten verlangen und dass Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte 
beim Betrieb vernachlässigt werden? 
 
Konnexitätsprinzip 
Das Kongruenzprinzip stellt eine Regel für die Verteilung von Allokationskompetenzen dar, 
nach der die Gebietskörperschaften sowohl über die Gesetzgebungs- als auch Verwaltungs-
kompetenzen verfügen sollen, die mit den von ihnen jeweils zu verantwortenden Leistungen 
                                                        
24 Die Werte des Extensionsniveaus beschreiben weit verbreitete und ökonomisch plausible rechtliche Möglich-
keiten der Zuweisung von Refinanzierungskompetenzen zu verschiedenen Verbandstypen. Eine konkrete Fi-
nanzverfassung kann die zulässigen Verbandstypen und ihre Finanzierungskompetenzen im Prinzip natürlich 
hiervon abweichend regeln; das österreichische Verbandsorganisationsrecht weicht von den vorgestellten Ex-
tensionstypen aber nicht grundsätzlich ab. Umgekehrt proportional zur Weite der Refinanzierungsmöglichkei-
ten der einzelnen Verbandstypen verhalten sich in diesen Verbänden die Möglichkeiten eines typischen Mit-
glieds, seinen Willen bei der Nutzung des Verbandsguts durchzusetzen: Bei einem Individuum sind diese Ei-
gentumsrechte nicht verwässert, bei einem Verein müssen sie mit weitgehend Gleichgesinnten geteilt werden, 
und bei Zwangskörperschaften sind sie umso stärker verwässert, je größer die Mitgliederzahl ist und je hetero-
gener die Interessen sind. 
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(„Produkten“) verbunden sind, und nach der die Finanzierung im Sinn einer möglichst guten 
Realisation des Äquivalenzprinzips bei der Aufgabenverteilung stets mitbedacht werden soll. 
Das Konnexitätsprinzip geht dagegen davon aus, dass die Aufgaben nach einem Katalog 1 
verteilt werden, bei dem auch zwischen Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen unter-
schieden wird, und dass — hierauf aufbauend — ein Katalog 2 dafür festzulegen ist, wer für 
die Finanzierung zuständig sein soll.25 Dies führt dazu, dass das Kongruenzprinzip eine Äqui-
valenzfinanzierung anstrebt, bei der Ausgaben- und Einnahmenentscheidungen uno actu und 
unter Abwägung von Nutzen und Kosten gefällt werden, während das Konnexitätsprinzip an 
einer Leistungsfähigkeitsfinanzierung orientiert ist, die von einer Trennung von Aufgaben- 
und Einnahmenentscheidungen ausgeht. Das Kongruenzprinzip sieht deshalb wie gesagt eine 
Entgeltfinanzierung oder wenigstens eine Finanzierung über nach Gebietskörperschaften ge-
trennte Steuern als erstrebenswert an.26 Das Konnexitätsprinzip geht demgegenüber davon 
aus, dass das Ausgabenvolumen öffentlicher Budgets und damit auch der Umfang der Finan-
zierungslast nach der Regel „Sozialer Grenznutzen öffentlicher Leistungen = soziale Grenz-
kosten in Form von Verzicht auf private Einkommensnutzung“ bestimmt wird und dass die 
Umlage der Finanzierungslast auf die Bürger — unabhängig von der Nutzenverteilung — 
nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip erfolgt. Und ein weiterer Unterschied: Das Kongruenz-
prinzip plädiert für eine möglichst direkte Anbindung der entscheidenden Politiker an den 
Willen der einzelnen Bürger, das Konnexitätsprinzip läßt dagegen auch eine mehrfach vermit-
telte Kontrolle zu.27 
 
Das Konnexitätsprinzip findet sich sowohl in der österreichischen als auch in der deutschen 
Finanzverfassung (§ 2 F-VG bzw. Art. 104 a Abs. 1 GG); in Vorschlägen für eine anstehende 
                                                                                                                                                                             
 
25 Die Unterschiede zwischen dem Kongruenz- und dem Konnexitätsprinzip korrespondieren mit denen zwi-
schen einem interstaatlichen und einem intrastaatlichen Föderalismus (Döring, 2000:54f.; Schultze, 1990:480). 
Ersterer verteilt die Kompetenzen zwischen den Staatsebenen nach Politikfeldern („Produkten“), beachtet das 
Prinzip der ungeteilten Verantwortung (Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und [untere] Rechtsprechungskompe-
tenzen für die jeweiligen Politikfelder ungeteilt beim zuständigen Staat) und ist auf horizontalen Wettbewerb 
angelegt; letzterer teilt Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen vertikal auf (funktionale Differenzie-
rung; so genannter Vollzugsföderalismus) und ist kooperationsorientiert. 
26 Streng genommen fordert das Kongruenzprinzip eine Entgeltfinanzierung. Anders als es der heutigen Praxis 
entspricht, ist es im Prinzip auch tatsächlich möglich, alle Arten von Kollektivgütern über Entgelte (also Ge-
bühren, freiwillige Beiträge oder Zwangsbeiträge) zu finanzieren. Zu den Vor- und Nachteilen einer solchen 
Äquivalenzfinanzierung aus ökonomischer und juristischer Sicht vgl. Sacksofsky/Wieland (2000). 
27 Das Kongruenzprinzip fordert mit anderen Worten also eine möglichst gute Annäherung an eine Immediat-
kontrolle: Die NATO ist ein Zweckverband der Staaten und wird — ebenso wie viele Zweckverbände auf der 
Kommunalebene — indirekt kontrolliert, was dem Kongruenzprinzip widerspricht; die deutsche Bundeswehr 
ist eine Verteidigungseinrichtung aller Bürger und wird zwar über den Bundestag  (und insofern indirekt), aber 
nicht über von den Landesregierungen gewählte Gremien (also mehrfach indirekt) kontrolliert. Apolte (1999: 
186 - 204) unterscheidet mit Blick auf solche Abweichungen vom Prinzip der Immediatkontrolle zwischen ei-
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Reform der schweizerischen Verfassung wird dagegen explizit auf Regelungen Bezug ge-
nommen, die dem Kongruenzprinzip entsprechen (Stalder, 1999; Rey, 1999). In Österreich 
und Deutschland bestimmt das Konnexitätsprinzip nach herrschender juristischer Lehre, dass 
die Kostentragungspflicht im Normalfall der Verwaltungskompetenz für die jeweiligen Auf-
gaben folgt (Buchsteiner, 1998: 13, 119 f.; Mayer, 1997: 437 - 439). In Österreich wird diese 
Regelung neuerdings jedoch durch den so genannten Konsultationsmechanismus relativiert 
(hierzu Thöni/Garbislander, 1999), in Deutschland durch Artikel 106 Abs. 8 GG. Bedenkt 
man, dass die Gesetzgebungskompetenzen meist beim Bund, die Verwaltungskompetenzen 
dagegen vielfach bei den Ländern liegen, stehen hinter der Normalfallregelung folgende Vor-
stellungen:  
 
· Bei der Einnahmenverteilung werden die Länder und ihre Gemeinden so gestellt, dass sie 
im Normalfall auch in der Lage sind, die ihnen zur Verwaltung übertragenen Bundesge-
setze zu vollziehen und damit auch zu finanzieren.  
· Beim Vollzug eines Gesetzes ergeben sich i.d.R. erhebliche Gestaltungsmöglichkeiten; 
damit diese nicht gegen den Auftraggeber (den Bund) ausgenutzt werden, muss die Aus-
führung eines Gesetzes eine „eigene“ Angelegenheit des Verwaltungsberechtigten sein 
und aus dessen eigener Tasche bezahlt werden. 
 
Man hat also eine Auftraggeber-Auftragnehmer-Situation vor Augen (eine Prinzipal-Agenten-
Beziehung) und unterstellt, dass es Informationsasymmetrien gibt, die der Auftragnehmer für 
sich ausnutzen könnte, ohne dass der Auftraggeber dies merkt.28 Dem soll durch die Pauschal-
finanzierung der Verwaltungsleistungen von Ländern und Gemeinden bei der Finanzmittel-
verteilung und durch die Kopplung der Finanzierungspflicht für einzelne Leistungen an die 
Verwaltungskompetenz Rechnung getragen werden. Tatsächlich wird über eine solche „Aus-
führungskonnexität“ eine Ausbeutung des Bundes durch die Länder und Gemeinden er-
schwert.29 Dafür ergibt sich aber die Möglichkeit, dass der Bund sich nun auf Kosten von 
                                                                                                                                                                             
nem Basis- und einem Pyramidenmodell des Föderalismus. Ersteres paßt zu den Kontrollvorstellungen des 
Kongruenzprinzips, letzteres zu denen des Konnexitätsprinzips. 
28 Eine asymmetrische Prinzipal-Agenten-Beziehung zwischen Regierung und Verwaltung besteht sogar in ei-
nem Einheitsstaat: Hier mögen Regierung und Parlamentsmehrheit im Bereich der Sozialhilfe z.B. das „Was“ 
und damit eine Mindestgarantie für den Lebensstandard als Bedarf konkretisieren; über das „Wie“ im Einzel-
fall müssen dann aber letztlich doch die Gemeindebehörden vor Ort entscheiden, und das führt dazu, dass die 
zu Bedarfsdeckung erforderlichen Pro-Kopf-Ausgaben erfahrungsgemäß unterschiedlich sind und nicht nur 
dem Brechtschen Gesetz folgen, sondern auch örtlichen Vergabeusancen (=Eigenarten des Agenten). 
29 Man könnte glauben, dass öffentliche Verbände sich nicht gegenseitig betrügen. Das ist jedoch falsch. Hierzu 
ein Beispiel: In Deutschland gibt es Formen der Kofinanzierung von Hochschulprogrammen (z.B. im Bereich 
der Datenverarbeitung) durch Bund und Länder. Der Bund stellt hierbei Mittel unter der Bedingung zur 
Verfügung, dass die Länder einen gleich hohen Betrag bezahlen. Manche Länderministerien bieten ihren Uni-
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Ländern und Gemeinden großzügig gibt. So werden die Gemeinden in Deutschland z.B. 
durch ein Bundesgesetz verpflichtet, bestimmte Mindestzahlen von Kindergartenplätzen vor-
zuhalten, und hierdurch finanziell stark belastet (d.h. der Fähigkeit beraubt, selbstbestimmte 
Aufgaben wahrzunehmen). Dies würde ausgeschaltet, wenn man das Konnexitätsprinzip so 
interpretierte, dass die Finanzierungslast der Gesetzgebungskompetenz folgt (sog. „Veranlas-
sungskonnexität“). Das würde dann aber wieder den Ländern zu oben bereits erwähnten un-
erwünschten Gestaltungsmöglichkeiten verhelfen und ließe sich nach Auskünften von Prakti-
kern auch über pauschalierte Zweckzuweisungen nicht befriedigend ausschalten. 
 
Spaltet man die Kompetenz zur Bedarfskonkretisierung in eine Gesetzgebungs- und eine 
Verwaltungskompetenz auf, ergeben sich also unabhängig von der konkreten Interpretation 
des Konnexitätsprinzips immer Fehlanreize. Diese ließen sich vermindern, wenn man Ent-
scheidungen über die Anwendung der Prinzipien der Ausführungs- bzw. der Veranlas-
sungskonnexität von der Breite der jeweils relevanten Ermessensspielräume der Verwaltung 
abhängig machte. Gänzlich vermieden würden diese Anreize jedoch nur, wenn man nicht 
zwischen Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen differenzierte, sondern die 
Staatsaufgaben nach dem Kongruenzprinzip mit dem Ziel aufteilte, eine möglichst gute De-
ckung der Kreise von Nutzern und Zahlern zu erreichen und diesen eine möglichst direkte 
Kontrolle über Wahlen zu ermöglichen. Dies würde bedeuten, dass Bund, Länder und Ge-
meinden ihre jeweiligen Aufgaben entsprechend dem Prinzip der ungeteilten Verantwortung 
voll verantworten und über eigene Verwaltungen durchführen lassen müssten. Es entspräche 
dem Organisationsprinzip, dass die Selbstverrichtung von Verwaltungsleistungen an die Stelle 
ihres Kaufens treten sollte, wenn damit ceteris paribus Transaktionskostenvorteile verbunden 
sind (hier Informations- und Motivationsvorteile der Zusammenfassung von Gesetzgebungs- 
und Verwaltungskompetenzen). Will man nicht so weit gehen, sollte es wenigstens eine Rege-
lung geben, nach der obere Gebietskörperschaften, welche untere belasten, eine Pflicht zum 
Ausweis der jeweiligen Kosten haben (so z.B. der Unfunded Mandate Reform Act von 1995 
in den USA), und sollten Möglichkeiten zu Verhandlungen über „unten“ zu erfüllende Ver-
waltungsleistungen und „oben“ dafür zu zahlende Pauschalpreise eröffnet werden (Stichwort: 
Kontraktmodell). 
 
                                                                                                                                                                             
versitäten nun inoffiziell an, entsprechende Förderanträge zu unterstützen und mit den erforderlichen 
Landesmitteln auszustatten, wenn die Universitäten bei einem anderen Haushaltstitel auf Mittel verzichten. 
Auf diese Weise kann sich ein Land um seinen Finanzierungsanteil drücken, den Bund also praktisch betrügen. 
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Betrachtet man es als Datum, dass eine Vorgehensweise nach dem Kongruenzprinzip — aus 
welchen Gründen auch immer — in weiten Bereichen trotz der grundsätzlichen Möglichkeit 
nicht realisiert werden soll, verbleiben nur eine Ausgestaltung nach dem Konnexitätsprinzip 
oder prinzipienlose Ad-hoc-Entscheidungen. In der Finanzverfassung sollte deshalb festgelegt 
werden, wann nach dem Kongruenz- und wann nach dem Konnexitätsprinzip vorzugehen ist, 
wie letzteres im Regelfall zu interpretieren ist und wann von der Regelinterpretation abgewi-
chen werden darf oder gar muss. Eine Regelung gemäß der heute vorherrschenden Ausfüh-
rungskonnexität böte sich dabei um so eher an, je größer die finanzwirksamen Entscheidungs-
spielräume der Verwaltungen sind; einen Ausweis der jeweiligen Kostenbelastung und Rege-
lungen nach dem Kontraktmodell wären in jedem Fall angemessen.  
 
2.3.2 Informations- und Motivationsprobleme beim Dominieren einer Steuerfinanzierung 
nach dem Verbundsystem 
 
Obwohl anderes denkbar wäre (Sacksofski/Wieland, 2000), dominieren bei der Finanzierung 
von Bund und Ländern in Österreich und Deutschland die Steuern.30 Dies führt dazu, dass 
sich das Problem der Verteilung von Steuererträgen unter den Gebietskörperschaften stellt. 
Dies Problem kann man grundsätzlich über ein Trenn- oder ein Verbundsystem lösen. Beim 
Trennsystem kann jede Gebietskörperschaft auf alle Arten von Steuern zugreifen (ungebun-
denes Trenn- oder Konkurrenzsystem) oder die Erträge bestimmter Steuern für sich reklamie-
ren (gebundenes Trennsystem); beim Verbundsystem fließen die Steuererträge dagegen ge-
danklich erst einmal in einen gemeinsamen Fonds und werden dann über verschiedene Me-
thoden zwischen den Gebietskörperschaften aufgeteilt.31 Auf die Detailprobleme, die mit die-
sen Systemen und ihren Varianten verbunden sind, kann hier nicht eingegangen werden. Es 
                                                        
30 Für den Gesamtstaat gilt dies nicht (Sacksofski, 2000: 198 f.); der auf Schumpeter zurückgehende Begriff des 
Steuerstaates beschrieb ursprünglich nicht etwa das Vorherrschen einer Steuerfinanzierung im öffentlichen 
Bereich, sondern war als Gegenbegriff zum älteren „Unternehmerstaat“ gedacht, der sich vor allem über die 
Nettoerlöse eigener Unternehmen und darin zum Teil enthaltene Monopolrenten sowie Regalien finanzierte 
(ebenda). Kennzeichnet man einen Staat durch die vorherrschenden Finanzierungsformen und berücksichtigt 
man neue Modelle der Entgeltfinanzierung wie z.B. die Projektfinanzierung, hat es inzwischen den Anschein, 
dass die Finanzgeschichte vom Unternehmer- über den Steuer- zum Gebühren- und Beitragsstaat verläuft. 
Diese Entwicklung könnte beschleunigt werden, wenn mit der Steuerfinanzierung von Kollektivgütern 
verbundene dysfunktionale Wanderungen sich als eine ernsthafte Gefahr herausstellen und regionale 
Kollektivgüter in einem größerem Umfang genutzt werden, ohne der Region Steuern dafür zu entrichten. Die 
Möglichkeit des Ausweichens auf eine Entgeltfinanzierung relativiert die Sorgen derjenigen, die bei 
Steuerwettbewerb dysfunktionale Wirkungen auf die Kollektivgüterversorgung befürchten. Zur richtigen 
Anwendung der Entgeltfinanzierung vgl. Grossekettler (1999 b: 532 - 563). 
31 Zur näheren Unterteilung und empirischen Bedeutung dieser Systeme vgl. Pernthaler (1984: 33 - 36). In Ös-
terreich und Deutschland herrscht ein Mischsystem, in dem Verbundsteuern dominieren.  
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sei lediglich auf die wichtigsten Probleme verwiesen, die sich beim Dominieren einer Steuer-
finanzierung nach dem Verbundsystem ergeben. 
 
(1) Realisiert man ein Trennsystem (das wie gesagt zum Kongruenzprinzip passt), steht den 
Leistungen einer Gebietskörperschaft aus der Sicht der Bürger ein bestimmtes, von den 
Politikern dieser Körperschaft letztlich allein zu verantwortendes Abgabenvolumen ge-
genüber. Es gibt also eine klare Verantwortungsstruktur und eine durch das Abgabenvo-
lumen getrennt von anderen Gebietskörperschaften fixierte Budgetbeschränkung, inner-
halb derer politisch eine optimale Budgetstruktur festzulegen ist. Die Bürger können bei 
Wahlen darüber abstimmen, ob sie diese Optimierungsentscheidung für angemessen hal-
ten und ob ihnen das Verhältnis von Leistungen und Abgaben insgesamt angemessen er-
scheint oder ob sie von Oppositionsparteien vorgeschlagene Umstrukturierungen bzw. 
Ausdehnungen oder Einschränkungen des Budgetvolumens vorziehen. Dies kann in Ab-
stimmungen geschehen, die für Bundes-, Landes- und Gemeindebudgets und die zugehö-
rigen Arten von Gütern getrennt erfolgen. Die Bürger verfügen somit über ein System zur 
Übermittlung von Informationen über ihre Zufriedenheit mit der Versorgung, und die Po-
litiker haben die Kompetenz und ein Motiv, den Signalen der Bürger zu folgen. 
(2) Realisiert man ein Verbundsystem, gibt es im Prinzip keine getrennten Budgets der ein-
zelnen, sondern lediglich ein gemeinsames Budget aller Gebietskörperschaften. Über die 
verschiedenen Formen der Beteiligung der einzelnen Gebietskörperschaften an dem ge-
meinsamen Steueraufkommensfonds gelangt man zwar rein formal zu getrennten Budgets; 
hierbei ist aber zweierlei zu beachten: (a) Für den Umfang des Fonds und damit der ge-
meinsamen Budgetbeschränkung sind die entscheidenden Politiker aller Gebietskörper-
schaften über gemeinschaftlich gefällte Besteuerungsentscheidungen stets gemeinsam 
verantwortlich. Da die Belange aller Gebietskörperschaften berücksichtigt werden müssen 
und dies im Rahmen von Abstimmungsprozessen im politischen System erfolgt, gilt dies 
selbst dann, wenn der Bund — wie in Österreich — die Letztverantwortung trägt. (b) Die 
Höhe der Beteiligungen der einzelnen Körperschaften am gemeinsamen Fonds hat — öko-
nomisch gesehen — letztlich darauf gerichtet zu sein, dass der letzte Steuer-Euro bei allen 
Gebietskörperschaften den gleichen Grenznutzen stiftet. Dies erfordert eine Gleichheit des 
Zusatznutzens marginaler Leistungspakete, welche die verschiedenen Gebietskörperschaf-
ten bei einer Ausweitung ihrer jeweiligen Budgets bereitstellen würden, und somit auch 
eine Institution wie einen Finanzplanungsrat, in der Vergleiche der Grenz-Leistungspakete 
stattfinden können (Grossekettler 2000 a: 18 - 22; Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 
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2000 a: 12 - 21). Der Bürger kann folglich nur die Gesamtheit aller entscheidenden Bun-
des-, Landes- und Gemeindepolitiker für die Gesamtheit aller Budgetstrukturen und Bud-
getniveaus verantwortlich machen und steht bei Wahlen vor dem Phänomen, dass alle für 
alles verantwortlich sind und jeweils auf andere deuten können. Da eine solche Verant-
wortungsteilung das Tragen von Verantwortung künstlich zu einem Kollektivgut macht, 
das erfahrungsgemäß allenfalls in unzureichendem Umfang bereitgestellt wird, kann man 
auch sagen, dass Verbundsysteme stets den Keim einer organisierten Unverantwortlich-
keit in sich tragen. 
(3) Versteht man unter „Finanzausgleich“ Maßnahmen zur Linderung von Unterschieden bei 
Spannungen, die bei allen Gebietskörperschaften nach Abschluß der Primärverteilung der 
Steuereinnahmen jeweils zwischen Aufgaben und Einnahmen bestehen, und konzentriert 
man sich auf den aktiven Finanzausgleich durch Einnahmenumverteilung, sind Finanz-
ausgleichsmaßnahmen sowohl im Rahmen von Trenn- als auch im Rahmen von Verbund-
systemen erforderlich.32 Das liegt hauptsächlich daran, dass es in der Bevölkerung von 
Ländern wie Österreich und Deutschland ein Bedürfnis nach einem gewissen Mindestmaß 
an Chancengleichheit und damit auch an Vergleichbarkeit der hierfür besonders wichtigen 
öffentlichen Leistungen im Raum gibt, dass verbandsexterne Effekte existieren (Spillo-
vers) und dass es keine völlig überzeugender Formen der horizontalen Steuerzerlegung 
zwischen Ländern bzw. Gemeinden gibt. Dem Finanzausgleich kommt bei Verbundsys-
temen aber ein höheres Gewicht zu, weil hier nicht nur die eben genannten Probleme ge-
klärt werden müssen, sondern weil wegen des unter (2) beschriebenen Budgetverbundes 
auch noch Einigkeit darüber erzielt und in Umverteilungszahlungen ausgedrückt werden 
muss, wie groß die verschiedenen gebietskörperschaftlichen Budgets bei vorgegebenem 
öffentlichen Gesamthaushalt sein sollen. In Österreich wird diese Austarierungsaufgabe 
dem Bundesgesetzgeber zugewiesen, der hier die Kompetenz-Kompetenz hat (§ 3 F-VG) , 
aber den so genannten Paritätsgrundsatz der Entsprechung von Aufgaben und Einnahmen 
                                                        
32 Der passive Finanzausgleich über eine Aufgabenumverteilung und damit über Funktional- und/oder Gebietsre-
formen spielt in der Praxis allein schon aus Kostengründen nur von Zeit zu Zeit eine Rolle, während der aktive 
Finanzausgleich ein laufend auftretendes Problem darstellt. Das Wort „Finanzausgleich“ kennzeichnet im Fol-
genden deshalb immer den aktiven Finanzausgleich über Transferzahlungen. (Zur Vermeidung von Miß-
verständnissen sei darauf hingewiesen, dass Pernthaler, 1984: 30, der in dieser Arbeit mehrfach zitiert wird, 
die Bezeichnungen „aktiv“ bzw. „passiv“ im Gegensatz zur finanzwissenschaftlichen Literatur im umgekehr-
ten Sinn verwendet.) 
Das Wort „Ausgleich“ kann zur Beschreibung eines Zustands oder eines Prozesses verwendet werden. Prozes-
se führen von einem Zustand 1 zu einem Zustand 2. Man kann also sagen, Finanzausgleichstransfers führten in 
einem Ausgleichsprozeß von einem Primärzustand mit stärkeren Unterschieden bei den Aufgaben-Einnahmen-
Spannungen zu einem Sekundärverteilungszustand mit weniger starken Unterschieden. Diese Sprechweise 
wird hier übernommen. „Finanzausgleich“ kennzeichnet demnach einen Umverteilungsprozeß über Finanzaus-
gleichstransfers, der von einem Primär- zu einem Sekundärverteilungszustand der Steuererträge führt.  
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bei allen Gebietskörperschaften beachten muss (§ 4 F-VG; Bös/Genser/Holzlmann, 1983: 
127) und zu Verhandlungen mit den Ländern und Gemeinden verpflichtet ist, allerdings 
nur einfachgesetzlich (§ 5 FAG; Bös, 1980: 728 - 734); in Deutschland soll diese Aufgabe 
über die Umsatzsteuerverteilung gelöst werden, die nach Art. 106 Abs. 3 GG über ein zu-
stimmungsbedürftiges Bundesgesetz den (gleichrangigen) Deckungsbedürfnissen von 
Bund und Ländern anzupassen ist. In beiden Staaten versuchen die Verfassungsgerichte, 
ein justiziables System für diese Austarierungsaufgabe zu entwickeln (Pernthaler, 1984: 
147 f.; Maßstäbegesetz-Urteil des BVG vom 11.11.1999). Eine zweckmäßige Finanzver-
fassung müsste solche Interpretationsbemühungen durch Übernahme von Forderungen 
wie der nach einem Maßstäbegesetz überflüssig machen. Um eine Überzentralisierung 
von Kompetenzen zu verhindern, wie sie bei Zuweisung der Kompetenz-Kompetenz zum 
Bund zu befürchten ist, könnte sich auch die Einrichtung eines mit Klagerechten versehe-
nen Föderalismusbeauftragten anbieten, auf die noch einzugehen ist (Abschnitt 4).  
(4)  Aus ökonomischer Sicht besteht ein wichtiger Grund für eine föderalistische Organisation 
von Staaten darin, dass durch den Wettbewerb um mobile Faktoren und auch aus sonsti-
gen Gründen entstandene Unterschiede in den Preis-Leistungs-Verhältnissen, welche 
Kommunen oder Länder den Nachfragern nach Unternehmensstandorten oder Wohnorten 
bieten, Informationen über unterschiedliche Problemlösungsmöglichkeiten geschaffen 
werden (Entdeckungsfunktion des Wettbewerbs im Sinne von Hayeks); darüber hinaus 
wirkt die Möglichkeit einer Standortverlagerung machtbegrenzend (Entmachtungsfunkti-
on des Wettbewerbs im Sinne Böhms). Entscheidet man sich für ein Verbundsystem, 
werden beide Funktionen geschwächt: Der Anreiz, sich um neuartige Lösungen zu bemü-
hen und dadurch auch Informationen für andere zu schaffen, schwindet ja — je nach De-
tailgestaltung — mehr oder weniger stark, weil damit wegen der Vorteilsteilung nur noch 
reduzierte finanzielle Vorteile einhergehen; außerdem kommt es zu Kartellabsprachen un-
ter den Standortanbietern, die vielfach eher den Politikern als den Bürgern nutzen und 
Auswahlmöglichkeiten versperren. Typischerweise werden hierbei Landtage und Ge-
meinderäte zugunsten von Absprachen der Regierenden auf „dritten Ebenen“ entmachtet 
(„Exekutivföderalismus“; vgl. Pernthaler, 1984: 77 f.). Auch wenn man sich grundsätz-
lich für ein Verbundsystem entschieden hat, sollte man dem über eine explizite Aufnahme 
des Subsidiaritätsprinzips in die Verfassung sowie Begründungspflichten für Kooperati-
onseinrichtungen und Klagemöglichkeiten für einen Föderalismusbeauftragten und/oder 
für parlamentarische Gruppen begegnen. 
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Ebenso wie aus ökonomischer Sicht eine Aufgaben- und Einnahmenverteilung nach dem 
Kongruenzprinzip vorziehenswert erscheint, ergibt sich aus dieser Sicht grundsätzlich eine 
Präferenz für das Trennsystem, das wie gesagt zum Kongruenzprinzip paßt. Für die Verfas-
sungsgestaltung sind jedoch nicht nur ökonomische Überlegungen ausschlaggebend, sondern 
auch andere und vor allem historisch bedingte Pfadabhängigkeiten. Deshalb darf man bei der 
Kritik einer konkreten Finanzverfassung nicht darauf beharren, dass die (in Österreich wie in 
Deutschland gefällte) Entscheidung für die Kombination „Konnexitätsprinzip plus dominante 
Verbundfinanzierung“ falsch war, sondern muss auf Regelungsmöglichkeiten verweisen, wel-
che bei Akzeptanz dieser Vorentscheidung offen bleiben und die Funktionsfähigkeit des Sys-
tems verbessern könnten. Eine solche Möglichkeit ist die der Zuschlagsbesteuerung, die zu 
einer Annäherung an ein Trennsystem führt und auf die im Teil 3 zurückzukommen ist. Ihre 
Einführung ist — wie im Teil 4 dargelegt wird —vor dem Hintergrund des internationalen 
Standort- und speziell Steuerwettbewerbs zu erwägen, diente vor allem aber auch der Entde-
ckungsfunktion des Wettbewerbs (Ermöglichung regionaler Experimente). 
 
2.3.3 Zwischenergebnis: In einer Finanzverfassung für Bundesstaaten generell zu berücksich-
tigende ökonomische Regelungserfordernisse 
 
Die vorstehenden Überlegungen waren auf die Gewinnung von Maßstäben zur ökonomischen 
Beurteilung konkreter Finanzverfassungen gerichtet und galten der Klärung der Frage, welche 
Absicherungen in Finanzverfassungen vorgenommen werden müssen, damit die Koordinati-
onsaufgaben, die sich in Volkswirtschaften als hochgradig arbeitsteiligen Wirtschaftssyste-
men stellen, nach den bisherigen Erfahrungen nicht in vorhersehbarer Weise verletzt werden. 
Solche Verletzungen hätten zur Folge, dass man einer Volkswirtschaft nicht das Prädikat er-
teilen könnte, sie sei — wie es Eucken (1990: 367) schon zu Beginn der 50er Jahre gefordert 
hat — bewusst mit einem Institutionenkostüm ausgestattet worden, das an den Forderungen 
nach Funktionsfähigkeit und Menschenwürde orientiert ist; statt dessen müsste damit gerech-
net werden, dass es in dieser Volkswirtschaft zu pathologischen Prozessen wie etwa einer aus-
ufernden Staatsverschuldung kommt. 
 
Die verfassungsmäßigen Absicherungsmaßnahmen wurden in solche untergliedert, die in al-
len Volkswirtschaften erforderlich sind, und solche, die nur in föderalistisch organisierten 
Staaten anfallen. Diese Unterscheidung ist zunächst einmal nur arbeitstechnischer Natur. Sie 
trägt aber außerdem der Tatsache Rechnung, dass eine föderalistische Organisation ökono-
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misch zwar vorziehenswert erscheint, dass eine unitarische Ordnung in einem Land aber aus 
(meist historischen) Gründen als ein Datum betrachtet werden könnte. Für Österreich und 
Deutschland trifft dies allerdings nicht zu. 
 
In allen Volkswirtschaften sind Maßnahmen zur Verhinderung von pathologischen Entwick-
lungen im Allokations-, Redistributions- und Stabilisierungsbereich erforderlich. Unterstellt 
man mit Peters (1965), dass es Mechanismen gibt, die Funktionsdefekte aufdecken (d.h. als 
Informationssystem fungieren), und dass der Staat gleichsam als wohltätiger Diktator handelt 
(d.h. dass im politischen Feld keine Motivationsdefekte existieren), sollte der Staat verpflich-
tet werden, in Bereichen tätig zu werden, die von der Bevölkerung als wichtige Aufgabenfel-
der angesehen werden („öffentliche Aufgaben“), von den Privaten erfahrungsgemäß aber 
nicht hinreichend erledigt werden können. Hier kann man eine Garantenfunktion und eine 
Betreiberfunktion des Staates unterscheiden. 
 
Die Erfüllung seiner Garantenaufgaben im Allokationsbereich verlangt vom Staat, als Agent 
der Privaten oder als Korrektor von Fehlentscheidungstendenzen tätig zu werden, wenn die 
Bürger entgegen ihrem wohlverstandene Langfristinteresse,  
· keine Nachfrage nach Kollektivgütern mit Exklusionsproblemen entfalten,  
· fühlbare Kuppelprodukte ihrer Produktions- und Konsumentscheidungen aufgrund des 
Fehlens finanzieller Anreize mißachten und dadurch korrekturbedürftige externe Effekte 
erzeugen oder wenn sie  
· aufgrund von für menschliches Entscheidungsverhalten charakteristischen Schwächen 
insbesondere bei Langfristentscheidungen und im Bereich der Abwehr von Gefahren mit 
kleinen Eintrittswahrscheinlichkeiten oder unter psychischem Druck zu Kurzfristentschei-
dungen neigen, die später typischerweise bedauert werden. 
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Im Redistributionsbereich muss garantiert werden können,  
· dass es ein funktionsfähiges Sozialversicherungssystem gibt und 
· dass Generationenverträge eingehalten werden. 
 
Im Stabilitätsbereich sollten die Möglichkeiten eröffnet werden, 
· eine potentialorientierte Politik zu verfolgen,  
· schwere Krisen mit antizyklischen Maßnahmen zu bekämpfen und 
· regionale Strukturkrisen im Wege eines indirekten Finanzausgleichs mildern zu können. 
 
Zur Übernahme von Betreiberfunktionen beim Vorliegen von angebotsseitigem Marktversa-
gen benötigt der Staat vor allem die Legitimation, in Bereichen wirtschaftlich tätig zu werden, 
in denen er über Transaktionskostenvorteile oder Verfahrenspräferenzvorteile verfügt, die so 
groß sind, dass eventuelle Transformationskostennachteile überkompensiert werden. Dies ist 
in weiten Bereichen der Hoheitsverwaltung der Fall. Der Staat sollte aber stets mit einschlägi-
gen Beweislast- und Berichtspflichten konfrontiert werden. 
 
Die oben genannten Informations- und Motivationsannahmen werden in der Realität in man-
chen Bereichen typischerweise verletzt. Dies führt dazu, dass Formen des Staatsversagens 
auftreten, d.h. dass der Staat auf korrekturbedürftiges Marktversagen nicht reagiert oder dass 
er in Gebieten tätig wird, in den gar kein Marktversagen vorliegt, oder dass er Maßnahmen 
ergreift, die im weitesten Sinn als unverhältnismäßig bezeichnet werden können. Deshalb 
bedarf es einer verfassungsmäßigen Absicherung von Adaptions-, Repressions- und Control-
lingerfordernissen.  
 
Über die Berücksichtigung von Adaptionserfordernissen in der Finanzverfassung soll sicher-
gestellt werden, dass der Staat auf Marktversagen reagiert und dass er z.B. Kürzungsaufgaben 
im eigenen Bereich ebenso wahrnimmt wie sonstige Aufgaben mit einem „Kosten heute, Nut-
zen morgen“-Charakter, welche die Politiker gerne in die Zukunft verschieben. 
Tätigkeitshemmnisse können hier darin bestehen, dass Funktionsdefekte nicht erkannt werden 
oder dass ihre Heilung den Partialinteressen mächtiger Gruppen widerspricht. Aus der 
Ökonomischen Theorie der Politik ist bekannt, dass es schwer organisierbare Gruppen wie 
z.B. zukünftige Generationen und Ausländer gibt, deren Interessen vernachlässigt zu werden 
drohen. Damit diesen Interessen eine Stimme verliehen wird, sollte die Finanzverfassung 
besondere Beauftragte und die Möglichkeit eines Volksbegehrens vorsehen sowie 
Klagemöglichkeiten für den Fall von wirtschaftlichen Diskriminierungen. Rechtzeitige 
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Fall von wirtschaftlichen Diskriminierungen. Rechtzeitige Kürzungen erfordern außerdem das 
Vorhandensein einer speziellen Kürzungsordnung im staatlichen Haushaltswesen. 
 
Repressions- und Controllingerfordernisse ergeben sich vor allem aus der Tendenz zur ord-
nungspolitisch unbegründeten Ausdehnung der Staatstätigkeit, aus der Möglichkeit des Stim-
menkaufs, aus den Gefahren einer unkontrollierten Ausdehnung der Geldmenge und/oder der 
Staatsverschuldung, aus Verstößen gegen Besteuerungsprinzipien und natürlich auch aus dem 
Interesse der Bürger an einem Nachweis dafür, dass sich der Staat ordnungsgemäß verhält. 
Hier können sich Begründungspflichten im Rahmen eines staatlichen Controllingsystems, die 
Unabhängigkeit der Zentralbank, die explizite Aufnahme von Besteuerungsprinzipien in die 
Verfassung sowie Tragfähigkeitsrechnungen als Frühwarnsysteme und eine Verschuldungs-
ordnung als hilfreich erweisen. Die Begründungspflichten können bestimmte neuralgische 
Tätigkeitsbereiche betreffen oder durch das Überschreiten kritischer Werte (z.B. für Staats- 
oder Steuerquoten) ausgelöst werden. Kommt es zu Gesetzesänderungen, die als Änderungen 
der bisher realisierten Wirtschaftsverfassung aufgefasst werden müssen, sollte außerdem eine 
Deklarationspflicht bestehen. 
 
Bei den Zusatzaufgaben in föderalistischen Staaten kann man solche unterscheiden, die gene-
rell bestehen, und solche, die länderspezifisch sind, weil sie von der geographischen Lage 
eines Landes und der Art des Standortwettbewerbs abhängen, dem dieses Land ausgesetzt ist. 
 
Die zuletzt genannten Aufgaben werden erst in Teil 4 behandelt. Generell muss entschieden 
werden, ob die Aufgabenverteilung in einer Volkswirtschaft dem Kongruenz- oder dem Kon-
nexitätsprinzip folgen und ob die Steuerfinanzierung nach dem Trenn- oder dem Verbundsys-
tem ausgestaltet werden soll. In Österreich und Deutschland hat man sich für die Kombination 
„Konnexitätsprinzip plus Verbundsystem“ entschieden. Dies macht es erforderlich, mit dieser 
Kombination verbundenen Kartellierungstendenzen vorzubeugen und eine Verschleierung 
von Verantwortlichkeiten abzuwehren — so gut das bei solch einer Konzeption überhaupt 
möglich ist. Dem können Begründungspflichten für die faktische Ausschaltung von Gemein-
deräten und Länderparlamenten, Klagerechte eines Föderalismusbeauftragten und/oder unter-
geordneter Entscheidungseinheiten auf Rückübertragung von Kompetenzen und Instrumente 
wie das jüngst in Deutschland verlangte Maßstäbegesetz dienen, das Finanzausgleichsent-
scheidungen justiziabel machen und einem „Kuhhandel“ unter den Parteien vorbeugen soll. 
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Hält man sich den vorstehenden Anforderungskatalog vor Augen, drängen sich zwei Fragen 
auf: (1) Wer soll dafür sorgen, dass die Handlungsbeschränkungen für Politiker, die mit der 
postulierten Verfassung verbunden wären, auch tatsächlich in die Verfassung aufgenommen 
werden? Diese Beschränkungen müssen ja von Politikern beschlossen werden, welche in der 
Realität nicht unter dem Rawlsschen Schleier des Nichtwissens entscheiden. (2) Würde der 
Einbau von Instrumenten zur Bekämpfung des Staatversagen die Finanzverfassung nicht letzt-
lich überfordern?  
 
Die erste Frage kann hier nicht diskutiert werden; der Verfasser ist darauf in den in Fn. 5 ge-
nannten Veröffentlichungen näher eingegangen und sieht zum einen Realisationschancen und 
zum anderen keine Alternativen, die eher verwirklichbar wären. Die zweite Frage läßt sich 
wohl eindeutig so beantworten, dass die Aufnahme von Vorkehrungen, die dem Schutz einer 
wohlgeordneten Marktwirtschaft als Institution dienen sollen, Verfassungsrichter nicht über-
fordern würden. Hierfür spricht, dass auch juristische Autoren einen verfassungsgerichtlichen 
Kontroll- und Konkretisierungsmechanismus gefordert haben, wie er durch solche Vorschrif-
ten eröffnet würde (Pernthaler, 1984: 222 f.; Rose-Ackerman, 1992), und hierfür sprechen 
auch Beispiele wie etwa die Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung des EuGH.  
 
3. Lösung der Verfassungsaufgaben in Österreich 
3.1 Grobüberblick über die Hauptcharakteristika der österreichischen Staatsorganisation; 
Vollständigkeit der Finanzverfassung 
 
Obwohl Österreich verfassungsrechtlich alle Attribute eines Bundesstaates aufweist (Perntha-
ler, 1999: 210 - 212), hat es aufgrund seiner historischen Entwicklung vor allem im Bereich 
der Finanzverfassung (immer noch) so starke Charakterzüge eines dezentralisierten Einheits-
staates bewahrt (Pernthaler, 1984: 112), dass Gamper (2000: 251) von einem „Paradoxon des 
zentralistischen Bundesstaates“ spricht. Grundsätzlich gibt es nach dem B-VG vier Möglich-
keiten zur Kompetenzverteilung auf Bund und Länder: (1) Gesetzgebung und Vollzug durch 
den Bund (Art. 10 B-VG), (2) Gesetzgebung durch den Bund, Vollzug durch die Länder (Art. 
11 B-VG), (3) Grundsatzgesetzgebung durch den Bund, Ausführungsgesetzgebung und Voll-
zug durch die Länder (Art. 12 B-VG) sowie (4) Gesetzgebung und Vollzug durch die Länder 
(Art. 15 B-VG).  
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Von diesen Möglichkeiten wird aber nicht gleichgewichtig Gebrauch gemacht. Das stark aus-
geprägte Übergewicht des Bundes kommt vielmehr in folgenden Sachverhalten besonders 
deutlich zum Ausdruck: (1) Der Bund verfügt über die Kompetenz-Kompetenz in Bezug auf 
die Aufgabenverteilung (Art. 10 Abs. 1 Z 1 B-VG: Ermächtigung zum Erlass von Bundesver-
fassungsgesetzen). (2) Bund und Länder verfügen zwar über gemeinsame Organe (Pernthaler, 
1999: 211), und die Länder wirken über den Bundesrat an der Gesetzgebung des Bundes mit 
(Art. 24 und 42 B-VG); der Nationalrat kann den Bundesrat aber mit einem Beharrungs-
beschluß überstimmen, und der Bundesrat spiegelt — weil von den Landtagen (nicht Regie-
rungen) gewählt (Art. 35 B-VG) — die Parteiinteressen in ähnlicher Weise wider wie der Na-
tionalrat und stellt deshalb keine Gegenkraft dar, die so stark an den Präferenzen von Landes-
regierungen orientiert ist wie etwa der deutsche Bundesrat, der die Landesregierungen reprä-
sentiert (Gamper, 2000: 259). (3) Außerdem gilt (Pernthaler, 1999: 212 f.), dass im wirt-
schaftlichen Bereich eindeutig die ausschließlichen Gesetzgebungskompetenzen des Bundes 
dominieren, dass die Verwaltung auch in den Ländern sehr stark den Charakter der „mittelba-
ren Bundesverwaltung“ hat und damit von Weisungen der Bundesminister abhängig ist und 
dass die Besteuerungskompetenzen durch ein einfaches Bundesgesetz (das Finanzausgleichs-
gesetz) auf Bund und Länder aufgeteilt werden (so dass dem Bundesrat nur ein suspensives 
Veto zusteht), nicht aber — wie z.B. in Deutschland — direkt durch die Verfassung.  
 
Dem formellen Übergewicht des Bundes steht in der Praxis allerdings gegenüber, dass die 
Länder im Prinzip die Kompetenz-Kompetenz für noch nicht geregelte Aufgaben haben (Art. 
115 Abs. 1 B-VG), dass sie ihre Schwäche auf dem Wege einer kooperativen Einflußnahme 
zu mindern trachten (Koordinationsinstrumente sind z.B. die Landeshauptmännerkonferenz 
und die Verbindungsstelle der Bundesländer, vgl. Rosner, 2000) und dass sie in der so ge-
nannten Privatwirtschaftsverwaltung eine (an das jeweilige Territorium gebundene) eigen-
ständige Basis entwickelt haben (Pernthaler, 1999: 213 f.). Letztere wird von den zentralisti-
schen Kompetenzverteilungsvorschriften der Verfassung nicht erfasst (Art. 17 B-VG) und 
erlaubt es den Ländern, jeweils allein oder auch über „horizontale Konkordate“ bedeutsame 
Aktivitäten auf all jenen Gebieten zu ergreifen, in denen die Verwaltung mit privatrechtlichen 
Mitteln arbeitet oder in denen sie die Bürger — anders als in der Hoheitsverwaltung — be-
günstigt (Tätigkeiten im Bereich der sog. Daseinsvorsorge und der regionalen Wirtschaftsför-
derung sowie der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Gesundheitspolitik). Gerade auf diesem Gebiet 
haben die Länder — und vor allem die Länderparlamente — durch den EU-Beitritt Öster-
reichs freilich an Einfluß verloren (Pernthaler, 1999: 222; Gamper, 2000: 263). Ein wichtiger 
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Grund hierfür besteht darin, dass die EU eine eigene Regionalpolitik betreibt und die ein-
schlägigen Aktivitäten der Mitgliedsstaaten über ihre auf die Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen gerichtete Beihilfekontrolle beschränkt. Hinzu kommt, dass die Freizügigkeits-
garantien des EGV immer stärker für Konkurrenz auf ehemals geschützen Daseinsvorsorge-
Gebieten sorgen und dass das EG-Ausschreibungsrecht eine Bevorzugung eigener öffentli-
cher Unternehmen durch die Länder und Gemeinden untersagt (Burtscher, 1990: 88; Gut-
knecht, 1999: 99).  
 
Fragt man vor diesem Hintergrund und der in Unterabschnitt 2.3.3 zusammengestellten An-
forderungsliste nach der Vollständigkeit der Finanzverfassung und damit danach, ob — unab-
hängig von der konkret beauftragten Staatsebene — sichergestellt ist, dass die im Hinblick auf 
potentielles Markt- oder Staatsversagen erforderlichen Vorkehrungen getroffen sind, so ergibt 
sich das Folgende: 
 
(1) Unterstellt man zunächst, dass der Staat wie ein perfekt informierter wohlwollender Dikta-
tor agiert, so sind die Kompetenzen zur Bereitstellung von Kollektivgütern, zur Internali-
sierung externer Effekte und zur Korrektur von Fehlentscheidungstendenzen (insbesondere 
im Versicherungsbereich und damit der Redistributionspolitik) grundsätzlich vorhanden. 
Sie werden zwar nicht gesondert aufgeführt und mit einschlägigen Zielsetzungen verknüpft 
(was nachteilig ist, vgl. Bös, 1980: 725 - 727), ergeben sich jedoch aus der Kompetenz-
Kompetenz des Staates und dem Fehlen von Restriktionen, die der Nutzung dieser Kompe-
tenz-Kompetenz (wie etwa im Bereich der Grundrechte) abwehrend gegenüberstehen 
könnten. Aufbauend auf Art. 17 B-VG und die Judikatur zur Privatrechtsverwaltung ist au-
ßerdem auch die Möglichkeit zur Übernahme von Betreiberfunktionen verfassungsmäßig 
abgesichert (Walter/Mayer, 1996: 223 f.). 
 
Seit dem Abschluß des Österreichischen Stabilitätspakts (BGBl I Nr. 101/1999) und des 
zugehörigen Konsultationsmodus (BGBl I Nr. 35/1999) — zweier Vereinbarungen gemäß 
Art. 15 a B-VG — ist in Verbindung mit Art. 13 Abs. 3 B-VG auch geklärt, wie der Euro-
päische Stabilitätspakt intern umgesetzt und stabilitätspolitisches Marktversagen vermie-
den werden soll. Hervorzuheben ist dabei die mittelfristige Orientierung der Haushaltsfüh-
rung (Art. 2 StabP). Sie führt zusammen mit dem Konsultationsmechanismus dazu, dass 
faktisch eine mittelfristige Ausgleichs-Finanzplanung realisiert wird, wie sie in Deutsch-
land von Art. 106 Abs. 1 GG verlangt (von der Staatspraxis aber nie realisiert) und vom 
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Wissenschaftlichen Beirat beim BMF (2000a: 16 - 21) im Zuge seiner Stellungnahme zum 
Maßstäbegesetz im Anschluß an das Bundesverfassungsgerichtsurteil erneut gefordert 
worden ist. Die Unabhängigkeit der Notenbank ist aufgrund der Zugehörigkeit Österreichs 
zur EWU ebenfalls sichergestellt (vgl. speziell § 2 Abs. 5 des NBG 1984 in der ab 1999 
geltenden Fassung). 
 
Kompetenzrechtlich umstritten ist dagegen die Zeitkonsistenz von Generationenverträgen 
(d.h. die Erschwerung einer „Kündigung“). Ein indirekter Schutz solcher Verträge über ei-
ne entsprechende Auslegung der Unverletzlichkeit des Eigentums (Art. 5 StGG) wird 
durch die Ansicht des Verfassungsgerichtshofs in Frage gestellt, dass Art. 5 StGG nur Pri-
vatrechte schütze (Walter/Mayer, 1996: 501). Hier wäre also eine verfassungsrechtliche 
Klärung erforderlich. 
 
(2) Ein allwissender und wohlwollender Staat könnte — sieht man einmal vom Fehlen explizi-
ter Zielsetzungen und vom möglicherweise nicht ausreichenden Schutz von Generationen-
verträgen ab — Marktversagen nach dem unter (1) Gesagten kompetenzrechtlich beseiti-
gen. Lässt man nun zunächst einmal nur die Prämisse der perfekten Information fallen, er-
hebt sich mit Blick auf die Adaptionsfähigkeit der Finanzverfassung im materiellen Sinn 
die Frage nach einer verfassungsrechtlichen Unterstützung von Gruppen, die im Wettbe-
werb der Interessen im politischen Kräftefeld benachteiligt sind. Hierfür sind keine Vor-
kehrungen getroffen. Man könnte zwar die Vorschriften zur Volksanwaltschaft anführen 
(Art. 148 a - 148 j B-VG und die einschlägigen LVG); diese sollen jedoch Missstände in 
der Verwaltung bekämpfen (Walter-Mayer, 1996: 461 f.), können benachteiligten Gruppen 
im Feld der politischen Willensbildung also nicht helfen. Außerdem könnte man an die 
Möglichkeit einer Volksabstimmung denken (Art. 43 B-VG). Diese ist jedoch auf eine Ja-
Nein-Stellungnahme zu Gesetzen gerichtet, die das parlamentarische Verfahren bereits 
passiert haben (Walter/Mayer, 1996: 188 f.), kommt also auch nicht in Frage. Eine — 
wenn auch recht begrenzte — Hilfe bietet allerdings die Möglichkeit, ein Volksbegehren in 
die Wege zu leiten (Art. 41 Abs. 2 B-VG i.V.m. VbegG 1973); späteren Generationen oder 
Ausländern steht diese Möglichkeit aber nicht offen. Über einschlägige EG-Vorschriften 
hat sich jedoch die Möglichkeit ergeben, dass ausländische Unternehmen wegen Diskrimi-




(3) Lässt man auch die Prämisse fallen, dass der Staat als Ergebnis der Willensbildung im po-
litischen Kräftefeld wie ein wohlwollender Diktator handelt, wird die bereits konstatierte 
Benachteiligung unterrepräsentierter Gruppen verschärft und richtet sich der Blick auf Re-
gelungen zum Controlling der öffentlichen Hand und speziell zur Verhinderung eines 
Staatsversagens (Stichworte: öffentliches Rechnungs- und Berichtswesen sowie Repressi-
onsvorkehrungen, die das Entstehen von Privatisierungs-, Deregulierungs-, Dezentralisie-
rungs-, Systematisierungs- und Vereinfachungsbedarfen ebenso verhindern wie Protekti-
ons- und [ungerechtfertigte] Subventionsmaßnahmen).  
 
Controllingerfordernissen wird in der österreichischen Finanzverfassung im materiellen 
Sinn in einer Weise Rechnung getragen, die weitgehend dem Stand der Technik auf diesem 
Gebiet entspricht, das sich momentan ja in einem starken Wandel befindet (Stichworte: 
Verwaltungsmodernisierung, Globalbudgetierungsverfahren, Übergang zum kundenorien-
tierten und schlanken Staat, Harmonisierung des öffentlichen Rechnungswesens in der EG; 
vgl. etwa Ahlgrimm, 1999). Die Regelungen in § 16 F-VG sind zwar ebenso wie Art. 51 B-
VG und die Rechnungshof-Artikel (121 - 128 B-VG) offensichtlich noch an der Vorstel-
lung eines traditionellen Budgets als Hauptelement des staatlichen Rechnungswesens ori-
entiert (vgl. hierzu auch Smekal/Gantner, 1983: 584 - 586); das BHG (Bundesgesetzblatt I 
Nr. 26/2000) zeigt in § 2 (Ziele der Haushaltsführung) aber schon ein erweitertes Ver-
ständnis für ein modernes Controllingsystem, und das Budgetprogramm 2000 - 2003 der 
Bundesregierung unterstützt diesen Eindruck (Bundesministerium für Finanzen, 2000a: 20 
- 22). Obwohl man also nicht sagen kann, dass weltweit erkennbaren Reformtendenzen in 
einem breiten Umfang und vielleicht sogar bewusst nicht gefolgt werde, wäre es sinnvoll, 
die o.a. Verfassungsregeln so zu ändern, dass sich hieraus ein Zwang ergibt, neuere fach-
wissenschafliche Entwicklungen und ausländische Erfahrungen auf ihre Verwertbarkeit in 
Österreich zu prüfen. 
 
Sieht man von der EG-Beihilfenkontrolle und den EG-Ausschreibungsvorschriften ab (also 
Rechtsregeln, die seit dem Beitritt auch für Österreich gelten und Verfassungsrang haben), 
sind in der Finanzverfassung aber keinerlei Repressionsvorkehrungen der oben geforderten 
Art erkennbar. Deshalb ist es wohl auch zu dem hohen Privatisierungsbedarf gekommen, 
der in Österreich immer noch besteht, zur ausgeprägten Zentralisierung im öffentlichen Be-
reich und zu den zahlreichen Verstößen gegen Besteuerungsprinzipien, auf die hier nicht 
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näher eingegangen werden kann. Hier sollte für eine ergänzende finanzverfassungsrechtli-
che Absicherung gesorgt werden. 
 
Insgesamt zeigt sich damit, dass die österreichische Finanzverfassung aus ökonomischer Sicht 
als unvollständig eingestuft werden muss: Wie die meisten Finanzverfassungen ist sie — ver-
gröbert ausgedrückt und von den EG-Bestimmungen abgesehen — weitgehend noch so ges-
taltet, als sei der Staat ein perfekt informierter und altruistischer Treuhänder, der nur das öko-
nomische Wohl seiner Bürger im Auge hat. Vergleicht man diese Grundeinstellung mit dem 
Katalog der Grundrechte, der von der Verfassung garantiert wird, zeigt sich eine gewisse 
Schizophrenie: Hier der gute „Vater Staat“, dort ein durchaus expansionslüsterner Staat, ge-
gen den der Bürger auf Abwehrrechte angewiesen ist. 
 
Da die Informations- und Motivationsstrukturen von der österreichischen Finanzverfassung 
nicht geregelt werden, wird im Folgenden nur noch auf die Kompetenzverteilungsvorschriften 
eingegangen. 
 
3.2 Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmenverteilung 
3.2.1 Verteilung der Aufgaben- und Ausgabenkompetenzen 
 
Die Aufgaben werden in der österreichischen Verfassung zwischen den Gebietskörperschaf-
ten - betriebswirtschaftlich ausgedrückt - sowohl nach dem Verrichtungs- als auch nach dem 
Objektprinzip verteilt: Entsprechend dem Verrichtungsprinzip wird zwischen den Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs- und Rechtsprechungsfunktionen unterschieden, gemäß dem Objekt-
prinzip zwischen Gemeinde-, Landes- und Bundesaufgaben. Die Rechtsprechung lässt sich 
sowohl nach dem Verrichtungsprinzip (eigene staatsinterne Funktionen) als auch nach dem 
Objektprinzip (eigene Sparte von „Produkten“ und „Kunden“) als Form der organisatorischen 
Spezialisierung begreifen. Sie würde auch bei einer Organisation nach dem Kongruenzprinzip 
organisatorisch verselbständigt. Die Aufteilung von Gesetzgebungs- und Verwaltungsaufga-
ben auf verschiedene Staatsebenen entspricht dagegen - wie dargelegt - dem Konnexitäts- und 
widerspricht dem Kongruenzprinzip und speziell dem Prinzip der ungeteilten Verantwortung. 
 
Als Gemeindeaufgaben werden in Art. 118 B-VG ähnlich wie in Deutschland Aufgaben des 
eigenen und des übertragenen Wirkungsbereichs unterschieden. Im eigenen Wirkungsbereich 
sind Gemeinden zur weisungsfreien Verwaltungsführung berufen, im übertragenen Bereich 
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sind sie weisungsgebundene „untere Schalter“ der Staatsverwaltung i.e.S. Der eigene Wir-
kungsbereich umfasst in Bundes- und Landesgesetzen genannte und der Staatsaufsicht unter-
liegende Aufgaben der lokalen Hoheitsverwaltung (Art. 118 Abs. 2 und 3 B-VG; Wal-
ter/Mayer, 1996: 332 - 335) sowie eine uneingeschränkte privatwirtschaftliche Betätigung 
(Art. 116 Abs. 2 B-VG). Ersteres kann zum Teil mit Marktversagen im Allokationsbereich 
begründet werden, insbesondere mit der Garantenfunktion des Staates bei der Bereitstellung 
von Zwangsgenossenschafts- und Gemeindegütern. Letzteres widerspricht der Forderung, 
dass die öffentliche Hand nur dort Betreiberaufgaben übernehmen soll, wo sich dies über be-
sondere Vorteile (insb. Transaktionskosten- und Verfahrenspräferenzvorteile) rechtfertigen 
lässt. Es stellt eine verfassungsmäßig angelegte (und wohl auf die Gemeinwirtschaftsideolo-
gie insb. der 20er Jahre zurückführbare) Form des Staatsversagens in Gestalt einer ökono-
misch nicht zu rechtfertigenden Überdehnung wirtschaftlicher Kompetenzen der öffentlichen 
Hand dar, die erfahrungsgemäß zu Wohlfahrtsverlusten führt. Wie bereits angemerkt wurde, 
ergibt sich hieraus ein Privatisierungsbedarf. Seit dem EU-Beitritt Österreichs folgt aus dem 
EG-Beihilfe- und Vergaberecht ein Zwang, die Wirtschaftstätigkeit der Gemeinden wenigs-
tens dem privaten Wettbewerb zu öffnen; dies könnte längerfristig zusammen mit den Ver-
schuldungsvorschriften der EU zu einer ökonomisch erwünschten Befriedigung des Privati-
sierungsbedarfs führen. 
 
Als Landesaufgaben werden in der Verfassung an sich alle Aufgaben genannt, die nicht aus-
drücklich dem Bund zugewiesen sind (Art. 115 Abs. 1 B-VG) oder den Gemeinden zustehen 
(wobei die Gemeinden in juristischer Sicht Teil der Länder sind und deshalb in Art. 115 Abs. 
1 nicht gesondert genannt zu werden brauchen). Diese an sich länderfreundliche und dem 
Subsidiaritätsprinzip entsprechende Regelung hat faktisch jedoch deshalb nur eine geringe 
Bedeutung, weil die Verfassung dem Bund per Enumeration und Auslegung durch die Recht-
sprechung fast alle wichtigen wirtschaftlichen Kompetenzen im überörtlichen Bereich zuord-
net. Wie bereits erwähnt, haben die Länder aber in der Privatwirtschaftsverwaltung unbe-
schränkte Kompetenzen. Für die hieraus resultierenden wirtschaftlichen Tätigkeiten gilt das 
eben für die Gemeinden Ausgeführte mutatis mutandis.  
 
Die Bundesaufgaben werden in den Artikeln 10 - 15 a des B-VG aufgeführt, und zwar unter-
schieden danach, ob der Bund über Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen verfügt 
(was dem Prinzip der ungeteilten Verantwortung entspricht und gemäß Art. 10 B-VG wesent-
liche Teile der bundesweiten Infrastrukturausstattung und Hoheitsverwaltung umfasst), ob er 
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die volle Gesetzgebungs-, nicht jedoch die Vollzugskompetenz inne hat (was zu einer Ver-
antwortungsteilung führt und gemäß Art. 11 B-VG neben weiten Teilen der Hoheitsverwal-
tung insb. auch den Umweltschutz betrifft) oder ob er nur über die Kompetenzen zur 
Grundsatzgesetzgebung verfügt (was eine noch stärkere Verantwortungsteilung zur Folge hat 
und gemäß Art. 12 B-VG in finanzwirtschaftlicher Hinsicht insbesondere die sozialpoliti-
schen Belange betrifft). Gemischt sind die Regelungen auf dem Gebiet des Schulwesens (Art. 
14, 14 a, 15 Abs. 2 ff. und 15 a B-VG). Außerdem darf sich der Bund ebenfalls unbeschränkt 
privatwirtschaftlich betätigen (Art. 17 B-VG), was auf die bereits mehrfach genannten Be-
denken stößt.  
 
Die Ausgabenkompetenzen (oder besser Finanzierungspflichten) sind — wie bereits dargelegt 
— grundsätzlich nach dem Konnexitätsprinzip verteilt (§ 2 F-VG); in einzelnen Gesetzen 
kann davon jedoch abgewichen werden und wird dies zum Teil auch. 
 
Das starke Übergewicht des Bundes wird im Schrifttum zum österreichischen Föderalismus 
normalerweise kritisiert (vgl. z.B. Bös, 1980: 726 - 728; OECD, 1994: 60 – 66; Pernthaler, 
1984). Hierzu ist Zweierlei zu bemerken. 
 
(1) Soweit die Kritik auf eine stärkere Durchsetzung des Kongruenzprinzips gerichtet ist, 
muss ihr grundsätzlich zugestimmt werden. Das gilt z.B. für die Generalkritik der OECD 
(1994: 66), dass die Verbindung zwischen Ausgaben- und Einnahmenverantwortung in 
Österreich zu schwach ausgeprägt sei. Auch Bös (1980: 734 f.) fordert nach Ansicht des 
Verfassers mit Recht, die Imparität zugunsten der verfassungsrechtlich geregelten Aufga-
benverteilung und der über das FAG nur einfachgesetzlich geregelten Einnahmenvertei-
lung (s.u.) aufzuheben und über mehr Möglichkeiten zur Realisierung des Prinzips der 
fiskalischen Äquivalenz (und damit der Annäherung an das Kongruenzprinzip) nachzu-
denken.  
(2) Man muss aber auch bedenken, dass das Kongruenzprinzip am besten über eine Entgeltfi-
nanzierung zu realisieren wäre und dass es mit Bezug auf Gebietskörperschaften voraus-
setzt, dass man sinnvolle Vielzweck-Zwangsverbände als politische Einheiten bilden 
kann, in denen sich die Nutzerkreise von vielen Kollektivgütern möglichst stark überlap-
pen, so dass die Spillovers zwischen den Verbänden klein sind und man Verbundvorteile 
bei der Kontrolle der Güterbereitstellung über ein einziges Parlament verwirklichen kann. 
Will man — aus welchen Gründen auch immer — keine Entgelt-, sondern eine Steuerfi-
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nanzierung auf der Basis des Konnexitätsprinzips und nimmt man diese Entscheidung als 
Datum, stellt sich das Problem, dass zur Vermeidung von Zusatzlasten einerseits Steuern 
mit breiten Bemessungsgrundlagen wünschbar sind, dass andererseits aber die Probleme 
einer verantwortungsgerechten Zerlegung der Steuererträge umso schwerwiegender wer-
den, je kleiner die politischen Einheiten sind, auf die zerlegt werden soll. In Deutschland 
sind die Bundesländer sinnvolle Mehrzweckkollektive und wichtige Steuern in etwa noch 
verantwortungsgerecht zerlegbar. Gleichwohl wird häufig verlangt, die Zahl der Bundes-
länder zu verkleinern, um den genannten Problemen (und vor allem der sog. Stadtstaaten-
problematik) besser Herr werden zu können. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es problematisch, dass man den Begriff „Bundeslän-
der“ in verschieden großen Staaten in der Literatur vielfach ohne Bedenken gleichsetzt. 
Deutschland hat rund 80 Mio. Einwohner, Österreich gut 8 Mio; die durchschnittliche 
Einwohnerzahl in einem Bundesland beträgt in Deutschland etwa 5 Mio., in Österreich 
etwa 900.000; Nordrhein-Westfalen ist mit rund 18 Mio. Einwohnern mehr als doppelt so 
groß wie Österreich, Bayern mit über 11 Mio. Einwohnern immer noch deutlich größer, 
Baden-Würtemberg mit fast 10 Mio. Einwohnern auch. Ein Regierungsbezirk in Nord-
rhein-Westfalen hat etwa 3,6 Mio. Einwohner und damit die vierfache Einwohnerzahl ei-
nes durchschnittlichen Bundeslandes in Österreich. Die kleineren österreichischen Flä-
chenländer sind von ihren Einwohnerzahlen her gesehen mit größeren Kreisen in Nord-
rhein-Westfalen vergleichbar. Angesichts dieser Vergleichszahlen fragt es sich — und 
dies ist eine nicht einfach zu beantwortende Faktenfrage, die näherer Untersuchungen be-
dürfte —, ob die österreichischen Bundesländer aufgabenmäßig genügend geschlossene 
Einheiten sind oder dazu gemacht werden könnten. Zweifel hieran sind auch in Öster-
reich vorgetragen worden (Nowotny, 1994: 13). Sie werden nicht nur durch Zahlen wie 
die obigen genährt, sondern z.B. auch dadurch, dass in der österreichischen Verfassung 
— völlig anders als in der deutschen — Schulfragen einen so breiten Raum einnehmen. 
Das mag auch ideologische und sonstige Gründe haben; ein Grund liegt aber sicher darin, 
dass ganz Österreich eher mit einem deutschen Bundesland als mit Deutschland insge-
samt vergleichbar ist (in den deutschen Bundesländern spielen Schulfragen auch eine 
wichtige Rolle). Vergleicht man Österreich mit einem deutschen Bundesland, zeigt sich 
jedenfalls ein ähnlich starker „Zentralismus“; in Bayern dürfte er eher noch stärker aus-
geprägt sein als in Österreich, in Nordrhein-Westfalen vielleicht etwas weniger stark. Die 
Forderung nach mehr Autonomie für Gebilde wie Regierungsbezirke (die im Schnitt wie 
gesagt größer sind als die österreichischen Bundesländer) ist in Deutschland nicht ernst-
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haft diskutiert worden. Dies könnte darauf hindeuten, dass es zwar Gemeinde- und Lan-
desgüter, nicht aber Bezirksgüter gibt.33 Auch in den nun zu diskutierenden Finanzie-
rungsfragen zeigt sich eine Parallele zwischen der Stellung des Bundes gegenüber den 
Ländern in Österreich und der Stellung der Länder gegenüber ihren Untergliederungen in 
Deutschland: Die Finanzverteilung im Bund wird in Österreich durch ein Finanzaus-
gleichsgesetz des Bundes geregelt, die Finanzverteilung innerhalb eines Landes in 
Deutschland (meistens) durch ein Gemeindefinanzierungsgesetz des Landes.  
 
3.2.2 Primärverteilung der Einnahmenkompetenzen und Finanzausgleich 
 
Die Finanzierung des öffentlichen Gesamthaushalts im umfassenden Sinn erfolgt im Wege 
der endgültigen Deckung über Erwerbseinkünfte, Entgeltabgaben (Gebühren und Beiträge) 
und Steuern sowie im Wege der vorläufigen Deckung über die Aufnahme von Krediten. In-
nerhalb des öffentlichen Gesamthaushalts können die eingeflossenen Mittel über verschiedene 
Formen von Transfers und Kostenübernahmeverpflichtungen umverteilt werden (Überblick: 
Pernthaler, 1984: 128 f.). Erwerbseinkünfte spielen hauptsächlich im Rahmen der Privatwirt-
schaftsverwaltung, Entgeltabgaben hauptsächlich im Bereich der Zwangsgenossenschaften 
eine Rolle (Selbstverwaltungskörper einschließlich der Sozialversicherung). Die Kreditauf-
nahme ist — wie bereits erwähnt — über den österreichischen Stabilitätspakt so geregelt, dass 
eine Verträglichkeit mit dem Vertrag von Maastricht und langfristige Tragfähigkeit erhofft 
werden kann. Angesichts dieser Spezialregelungen beschränken sich die folgenden Ausfüh-
rungen auf die für den Bund und die Länder wichtigsten Abgaben — die Steuern — und die 
Umverteilung ihrer Erträge im Rahmen des Finanzausgleichs. 
 
Hinsichtlich dieser Materie ist zunächst einmal der schon erwähnte Sachverhalt auffällig, dass 
die Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Ertragskompetenzen (anders als etwa im deutschen 
Grundgesetz) nicht im Stamm-Verfassungsgesetz geregelt werden (dem B-VG), sondern in 
einem gesonderten Verfassungsgesetz — dem F-VG — und vor allem in einem in der Regel 
für sechs Jahre erlassenen einfachen Bundesgesetz, dem Finanzausgleichsgesetz (zuletzt im 
FAG 1997). Besonders in letzterem zeigt sich auch rechtlich eine Verwandtschaft mit den 
                                                        
33 Dem entspricht, dass Regierungsbezirke in den deutschen Ländern sehr unterschiedlich organisiert sind, „dass 
die Notwendigkeit von Regierungspräsidien eher beschworen als begründet wird und es keine ‚Theorie‘ dieser 
Institutionen gibt“ (Ellwein/Hesse, 1997: 93f.) und dass Regierungsbezirke keine eigenständigen Aufgaben 
wahrnehmen und über kein Aufgabenfindungsrecht verfügen, sondern vorwiegend verwaltungsinterne Auf-
sichtsaufgaben erledigen (ebenda: 139). Mit Blick auf eine Abflachung von Hierarchien und einen stärkeren 
Verantwortungsbezug wird deshalb auch über ihre Auflösung diskutiert (ebenda: 173 - 188). 
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Gemeindefinanzierungsgesetzen, welche in deutschen Bundesländern erlassen werden: Der 
Bund behandelt die Länder in Österreich nicht wie prinzipiell mit ihm gleichberechtigte Staa-
ten, die sich von ihm nur durch andere Aufgabenbereiche unterscheiden, sondern wie nachge-
ordnete Stellen in einen Einheitsstaat, denen Mittel zugewiesen werden, und zwar auch im 
Durchgriff auf die Gemeinden. 
 
Die Ausgliederung des Finanzverfassungsgesetzes aus dem B-VG erfolgt in dessen Art. 13 
Abs. 1; in Abs. 2 wird gleichzeitig die Einhaltung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
postuliert. Das F-VG regelt die Kompetenzen des Bundes und der Länder auf dem Gebiet des 
Finanzwesens (verstanden im engeren Sinn als Finanzierungswesen, § 1 F-VG) und enthält in 
§ 2 das Konnexitätsprinzip. In § 3 F-VG wird dem Bund die Kompetenz-Kompetenz auf dem 
Gebiet des Abgabenwesens erteilt, § 4 schränkt diese Kompetenz des Bundes (in Maßen) über 
den bereits erwähnten Paritätsgrundsatz ein, und § 5 ist Sitz des Legalitätsprinzips, das Geset-
ze als Basis der Erhebung von Abgaben fordert.  
 
Die ersten fünf Paragraphen prägen somit die grundsätzliche Kompetenzverteilung. Die 
nächsten Paragraphen sind den Möglichkeiten gewidmet, die in einem Mischsystem mit Ver-
bundsteuerdominanz zur Aufteilung von Steuererträgen bestehen (§ 6 F-VG), sowie den um-
fassenden Einspruchsrechten, die der Bund bei ausschließlichen Landes- bzw. Gemeindeab-
gaben hat (§§ 8 - 10 F-VG). § 11 regelt die Verwaltungskompetenzen, und die §§ 12 - 16 F-
VG sind Finanzzuweisungen und Zuschüssen (§§ 12 u. 13), der Kreditaufnahme des Staates 
insgesamt (§ 14), der staatsinternen Kreditvergabe (§ 15) und dem Haushaltsrecht (§ 16) ge-
widmet. 
 
Die jeweiligen FAGs bauen auf diesen Verfassungsgrundlagen auf und regeln die Kostentra-
gung der mittelbaren Bundesverwaltung, das Abgabenwesen sowie Finanzzuweisungen 
(Schlüsselzuweisungen) und Zuschüsse (Zweckzuweisungen). Sie weisen das österreichische 
System der Verteilung der Steuererträge als ein Mischsystem mit sehr starker Dominanz der 
Verbundsteuern aus, welche nahezu alle wirklich ertragreichen Steuern umfassen (vgl. hierzu 
insb. § 7 FAG 1997). Anders als in Deutschland, wo man im Bund-Länder-Finanzausgleich 
cum grano salis zwischen einer vertikalen Primärverteilung der Verbundsteuererträge zwi-
schen Bundes- und Länderebene, einer horizontalen Primärverteilung auf der Länderebene 
(Zerlegung), einer Umverteilung auf der Länderebene (Finanzausgleich im engeren Sinn) und 
Bundesergänzungszuweisungen unterscheiden kann, entspricht das österreichische System der 
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Finanzmittelverteilung eher einem vertikalen Finanzausgleich mit horizontalem Effekt 
(Bös/Genser/Holzmann, 1983: 133): Die Einnahmen werden vom Bund über das FAG nach 
unterschiedlichen Maßstäben und unter Nutzung praktisch aller prinzipiell anwendbaren Auf-
teilungsmöglichkeiten für Verbundsteuererträge auf die einzelnen Gebietskörperschaften ver-
teilt, und zwar bis hinunter zu den Gemeinden und teilweise unter Verwendung eines „abge-
stuften Bevölkerungsschlüssels“ (§ 8 Nr. 8 FAG 1997). Dieser baut vom Grundgedanken her 
auf dem Brechtschen Gesetz in seiner ursprünglichen Fassung auf, wird im einzelnen aber 
ausgehandelt (Bös/Genser/Holzmann, 1983: 135). Auch hier wird wieder eine Parallele zum 
kommunalen Finanzausgleich in den deutschen Bundesländern sichtbar, der eine vergleichba-
re Struktur hat.34 
 
Wären Bund und Länder in Österreich gleichberechtigt in dem Sinn, dass die Länder gegen 
das FAG im Bundesrat ein wirksames Veto einlegen könnten, würde man bei einem solchen 
Verteilungssystem kartellartig verkrustete Quoten für die einzelnen Gebietskörperschaften 
erwarten. Die überaus starke Dominanz des Bundes, das Fehlen eines Vetorechts und die zu-
sätzliche Möglichkeit, die Steuerverteilung auch noch über Kofinanzierungsabkommen im 
Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung zu ergänzen, dürften diesem System — bei aller Un-
durchschaubarkeit und Verantwortungsdiffusion — aber dennoch ein Mindestmaß an Flexibi-
lität verleihen; eine gewisse Rigidität der Ertragsanteile ist jedoch gleichwohl zu beobachten 
(Bös/Genser/Holzmann, 1983: 139 f.). 
 
Die Kritik am System der Einnahmenverteilung (einschließlich des Finanzausgleichs im enge-
ren Sinn) richtet sich vorrangig auf das Übergewicht des Bundes, den hohen Verflechtungs-
grad und die große Bedeutung von Transfers sowie die — für eine Organisation nach dem 
Konnexitätsprinzip allerdings typische — Unklarheit der Verantwortungsstruktur 
(Bös/Genser/Holzmann, 1983: 158 - 162; Pernthaler, 1984: 224 - 264). Hinzu kommt, dass 
— ähnlich wie in Deutschland — zwar Bund und Gemeinden über individuell veränderbare 
Steuereinnahmen verfügen, die Länder aber praktisch kaum. Dieser Kritik könnte in Maßen 
Rechnung getragen werden, wenn man an die Stelle der heute nahezu verkümmerten Zu-
schlagsabgaben der Länder (vgl. hierzu Pernthaler, 1984: 164 f., u. § 14 FAG 1997) deutliche 
Zuschlagsmöglichkeiten der Länder und Gemeinden vor allem bei der Einkommensteuer setz-
te (Pernthaler, 1984: 230 -238). Zusammen mit einer eindeutigen Aufgabenabgrenzung könn-
                                                        
34 In den deutschen Ländern gibt es keine „Landesumlage“ wie in Österreich (§ 4 FAG 1997; zur Problematik 
Pernthaler, 1984: 244), wohl aber Umlagen unter den Gemeinden zugunsten der Kreise und — wo vorhanden 
— der Landschaftsverbände.  
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te dies — wie bereits erwähnt — als ein Schritt in Richtung auf eine stärkere Realisierung des 
Kongruenzprinzips betrachtet werden. Solch ein Schritt könnte sich auch vor dem Hinter-
grund des internationalen Standortwettbewerbs anbieten, auf den nun einzugehen ist.  
 
4. Einflüsse des Standortwettbewerbs auf die Funktionsfähigkeit der Finanzverfassung 
 
Sieht man zunächst einmal von Größenunterschieden ab und betrachtet ein Land wie etwa 
Deutschland, so stellen sich mit Blick auf den institutionellen Wettbewerb von Standorten für 
mobile Unternehmen und von Wohnorten für mobile Arbeitnehmer zwei Gruppen von Fra-
gen, die für eine zweckmäßige Gestaltung der Finanzverfassung von erheblicher Bedeutung 
sind. 
 
Die erste Gruppe dieser Fragen ist allokationspolitischer Natur. Sie ergibt sich daraus, dass es 
durch das Fallen von Transport- und Transaktionskosten und den Abbau von Mobilitäts-
hemmnissen sonstiger Art möglich geworden ist, dass ein Teil der Unternehmen und der Ar-
beitnehmer im Vergleich zu früher viel empfindlicher auf Preis-Leistungs-Unterschiede zwi-
schen Standorten reagiert. Der Preis eines Standorts umfasst aus unternehmerischer Sicht 
nicht etwa nur die Kosten des Bodens, sondern auch produktionsrelevante Steuern, Regulie-
rungskosten und nicht produktivitätsgerechte Lohnunterschiede. Die Leistung zeigt sich in der 
Qualität der Infrastruktur und der Servicequalität der Verwaltung. Auf die Arbeitnehmersicht 
soll nicht näher eingegangen werden; es genügt der Hinweis, dass auch hier die Steuern eine 
Rolle als Preisbestandteil spielen. Angesichts dieser Sachverhalte erheben sich die Fragen, (1) 
ob die für eine Steuerfinanzierung typische Trennung von Leistung und Gegenleistung dazu 
führt, dass diese Finanzierungsart angesichts internationaler Ausweichmöglichkeiten ihren 
Zwangscharakter verliert und das Trittbrettfahrerproblem der Kollektivgüterfinanzierung des-
halb in Gestalt der Verlagerung von Geschäftssitzen wieder auftritt (jeder will eine gute Infra-
struktur nutzen, alle versuchen aber, ihrer Finanzierung über formelle Sitzverlagerungen aus-
zuweichen), (2) ob unfairer Steuerwettbewerb der Staaten oder Regionen dieses Problem noch 
verschärft, (3) ob die Konzentration der Steuerlast bei den immobilen Unternehmen und Ar-
beitnehmern nicht zu einem unerträglichen Ausweichen in die Schattenwirtschaft führt und 
(4) ob der Wettbewerb der Staaten und Regionen im Raum nicht danach verlangt, dass die 
Teilregionen der Staaten sich jeweils auf den Wettbewerb mit denjenigen Teilregionen ande-
rer Staaten konzentrieren können müssen, mit denen sie unmittelbar konkurrieren. 
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Die zweite Gruppe von Fragen ist distributionspolitischer Art. Hier muss man prüfen, (5) ob 
nationale Formen der Sozialpolitik nicht zu Wanderungsanreizen führen, die den Geboten der 
Produktionseffizienz widersprechen und eine „zu soziale“ Sozialpolitik (gemessen an den 
Nachbarn) auch rein finanziell untragbar werden lassen, und ob diejenigen entwickelten Län-
der, die eine Reduktion sozialpolitischer Maßnahmen auf ein für Rückstandsländer gerade 
noch tolerierbares Niveau nicht hinnehmen wollen, in der Sozialpolitik deshalb zum Heimat-
prinzip übergehen müssen. 
 
Beide Gruppen von Fragen sind von erheblicher Bedeutung für die Gestaltung des Steuer-
Transfer-Systems und damit auch für die Art der Staatsfinanzierung und die Gestaltung der 
Sozialleistungen, die in der Finanzverfassung abzusichern sind. Sie gewinnen angesichts der 
Ost-Erweiterung der EU und der absehbaren Entwicklung der Erwerbsquoten (geringe Kin-
derzahl und Erhöhung des Durchschnittsalters) an Brisanz. Da es unmöglich ist, den Stand der 
Literatur zu diesen Fragen im Rahmen dieses Aufsatzes detailliert zu schildern, müssen zu-
sammenfassende Globalaussagen und knappe Verweise auf weiterführende Literatur genügen, 
um ein Urteil zu begründen, das der Verfasser für insgesamt vertretbar hält.  
 
(1) Die in Deutschland insbesondere von Sinn (1997) verfochtene These, dass 
Steuerwettbewerb zu einem „race to the bottom“ führen und der Infrastrukturfinanzierung 
ihren Boden entziehen könne, weil mobile Unternehmen (und zum Teil auch mobile 
Arbeitnehmer wie etwa Künstler oder Sportler) die Infrastruktur eines Staates nutzen 
könnten, ohne ihm Steuern zu zahlen, wird in der Literatur zum Teil akzeptiert, zum Teil 
abgelehnt.35 Generell folgt hieraus, dass weder diejenigen, die Steuerwettbewerb fordern, 
noch diejenigen, die ihn ablehnen, sich darauf berufen können, dass ihre Thesen allgemein 
anerkannten ökonomischen Erfahrungssätzen entsprechen, die theoretisch gut begründet 
und empirisch gut abgesichert sind. Gleichwohl wird man sagen können, dass ein 
begrenztes Ausmaß an Steuerwettbewerb innerstaatlicher Art (etwa über begrenzte 
Hebesatzrechte bei der Einkommensteuer) erstrebenswert erscheint, weil er einerseits zu 
einer Annäherung an eine Finanzierung nach dem Kongruenzprinzip sowie zu 
Machtdisziplinierung und neuen Entdeckungen führen würde, andererseits angesichts 
seiner Begrenztheit nach dem heutigen Stand der Literatur aber wohl kaum mit größeren 
Nachteilen verbunden wäre. 
                                                        
35 Literaturübersichten vermitteln z.B. Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungs-
institute (1999), Huber (1997) und  Schulze/Ursprung (1999). 
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(2) Die Definition „fairen Steuerwettbewerbs“ führt zu den gleichen Schwierigkeiten wie die 
Definition „fairen Leistungswettbewerbs“ im Bereich der Wettbewerbsgesetzgebung. 
Immerhin lässt sich eine steuerliche Maßnahme wohl dann als „unfair“ charakterisieren, 
wenn sie im Lichte gemeinwohlorientierter Besteuerungsprinzipien wie Leistungsfähig-
keit, Äquivalenz und Neutralität unverständlich erscheint, im Lichte eines — im Zweifel 
gemeinwohlschädlichen — Strebens nach Ausbeutung der Steuerkraft anderer Staaten 
bzw. Regionen dagegen verständlich wird (ähnlich auch Krause-Junk, 1999: 146). In die-
sem Sinn gibt es unfairen steuerlichen Wettbewerb sowohl inter- als auch intrastaatlich 
(Otremba, 1997). Intrastaatlich dürfte dies eher dafür sprechen, einen begrenzten Steuer-
wettbewerb zuzulassen und ihn sinnvoll zu ordnen, als ihn gleichsam in den Untergrund 
abzudrängen oder durch einen (z.T. ebenfalls „schwarzen“) Subventionswettlauf zu erset-
zen.  
(3) Im Prinzip könnte ein internationaler Steuerwettbewerb dazu führen, dass mobile Unter-
nehmen immer weniger und immobile Arbeitnehmer immer stärker besteuert werden. 
Sänke hierdurch die Breite der Gesamt-Besteuerungsbasis, müsste ceteris paribus mit ei-
ner Zunahme der Zusatzlast und damit dann auch einem vermehrten Ausweichen in die 
Schattenwirtschaft gerechnet werden. Nun ist zwar anerkannt, dass hohe Steuern zu den 
Triebkräften einer Vergrößerung der Schattenwirtschaft gehören (Schneider/Enste, 2000), 
und ein steigender Lastanteil des Faktors Arbeit ist empirisch ebenfalls nachweisbar 
(Bergmann, 1999); eine als gefährlich einzustufende Verringerung der Unternehmens- 
und Kapitalbesteuerung wird vorerst aber noch nicht generell anerkannt.36 Vor allem im 
Hinblick auf den innerstaatlichen Wettbewerb wird man deshalb (noch) nicht davon spre-
chen können, dass ein begrenzter Steuerwettbewerb zu einer merklichen Zunahme der 
Schattenwirtschaft führen würde (zumal er durchaus mit Senkungen des durchschnittli-
chen Steuerniveaus einhergehen könnte).  
(4) Schaut man sich die Regionen an, mit denen die östlichen Teile der neuen Bundesländer 
in Deutschland in Wettbewerb stehen (bzw. nach der Ost-Erweiterung der EU stehen wer-
den) und vergleicht sie mit den Wettbewerbern etwa Baden-Württembergs, so zeigt dies, 
dass interregionale Flexibilität und damit auch ein gewisses Maß an Steuerautonomie für 
solche Regionen objektiv erstrebenswert sein müsste (wenn es auch vielleicht politisch 
unbequem wäre): Wer mit Niedriglohnländern mit schlechter Infrastruktur konkurriert, ist 
gut beraten, sein Steuer-Leistungs-Verhältnis anders zu gestalten als einer, der mit Hoch-
lohnländern mit hoher Infrastrukturqualität im Wettbewerb steht. Sobald mit „Regionen“ 
                                                        
36 Vgl. hierzu die in Fn. 33 genannten Literaturüberblicke. 
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solche von der Dimension (größerer) deutscher Bundesländer gemeint sind, dürfte sich die 
Forderung nach einem begrenzten Ausmaß an Steuer(satz)autonomie also nicht nur ver-
teidigen lassen, sondern geradezu aufdrängen. 
(5) Für internationale Wanderungen besonders bedeutsam ist das Sozialhilfeniveau, das ein 
Zuwanderer/Flüchtling als „Mindestlohn“ einkalkulieren kann. Rein national kommt es 
darauf an, diesen Mindestlohn so zu gestalten, dass er mit der heimischen Grenzprodukti-
vität der Arbeit kompatibel ist und dass der Übergang aus dem System der Unterstützten 
in das System der Erwerbstätigen nicht behindert wird. Bei offenen Grenzen (und vor al-
lem in einer erweiterten EU) müssen darüber hinaus die Wanderungsanreize bedacht wer-
den, die von Unterschieden in den Sozialhilfeniveaus ausgehen. Je niedriger die verblei-
benden Wanderungshemmnisse (insbesondere sprachlicher und kultureller Art), desto 
größer ist die Gefahr, dass Länder mit einem hohen Unterstützungsniveau durch starke 
Zuwanderungen überfordert zu werden drohen und dieses Niveau deshalb senken müssen. 
Drängt man daher auf eine Harmonisierung auf einem eher mittleren Niveau, ergibt sich 
die Gefahr, dass Rückstandsländer eine Mindestlohnarbeitslosigkeit akzeptieren müssten, 
wie man sie in Deutschland in den neuen Bundesländern hingenommen hat.  
 
Eine Möglichkeit zur Lösung dieser Frage bestünde in der Rückkehr zum Heimatprinzip, 
das in Bayern noch bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts galt (dort dann aber — wie vor-
her schon in den übrigen deutschen Ländern — vom Aufenthaltsprinzip abgelöst wurde) 
und heute noch in modifizierter Form in der Schweiz angewandt wird.37 Die Rückkehr 
zum Heimatprinzip ist von Sinn (1995: 247) vorgeschlagen worden (mit Bezug auf Wan-
derungen in der EU). Es gibt aber auch ein vermittelndes Prinzip: das 1855 in Preußen 
eingeführte und 1870 vom Norddeutschen Bund übernommene Unterstützungswohnsitz-
prinzip, das einen Wohnort erst dann zur Unterstützung verpflichtete, wenn sich ein 
„Armer“ dort eine bestimmte Zeit aufgehalten hatte (Frerich/Frey, 1996: 81 f.). Dieses 
Prinzip ist mit Freizügigkeitsvorstellungen besser vereinbar und wird mit Blick auf die 
EU (und vor allem deren Osterweiterung) als „Prinzip der verzögerten Integration“ in 
modifizierter Form vom Wissenschaftlichen Beirat beim BMF (2000b) vertreten. 
 
Zieht man ein Fazit aus den Problemen, die von dem verschärften Standortwettbewerb auf 
nationale Steuer- und Transfer-Systeme ausgehen und in der Finanzverfassung berücksichtigt 
                                                        
37 Zum Heimatprinzip in der Schweiz vgl. Feld (2000: 200 - 205). Die heutige Anwendung des Prinzips korri-
giert zwar unerwünschte interkantonale Verteilungseffekte in einem gewissen Umfang, nicht jedoch die indivi-
duellen Anreizeffekte. 
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werden sollten, so ergibt sich für ein Land wie Deutschland, dass die Möglichkeit einer Zu-
schlagsbesteuerung für die Länder in der Verfassung vorgesehen und darüber hinaus im Be-
reich der Sozialhilfe Ausländern gegenüber die Realisation des Prinzips der verzögerten In-
tegration ermöglicht werden sollte. Regionalisierung in diesem Sinn könnte somit eine Ant-
wort auf die Herausforderungen durch die Globalisierung sein. Es fragt sich aber, ob eine Zu-
schlagsbesteuerung auch für Länder wie Österreich angemessen wäre. 
 
Dafür könnte zunächst einmal sprechen, dass sich die wirtschaftlichen Verhältnisse etwa im 
Westen Vorarlbergs, das Deutschland und der Schweiz zugewandt ist, absolut doch sehr deut-
lich von denen etwa des Burgenlandes unterscheiden, das mit dem Westteil Ungarns jahrhun-
dertelang eine Einheit bildete (Lichtenberger, 1997: 344): hier eine Wachstumsregion mit 
starker Exportorientierung, früher Industrialisierung und überdurchschnittlichem Einkommen 
(Europäische Kommission, 1996: 54), dort eine Agrarregion mit Entwicklungsproblemen und 
Verdienstrückständen (ebenda, S. 6). Ein Vergleich wichtiger wirtschaftlicher Daten zeigt 
jedoch, dass Österreich weniger starke relative Unterschiede als die meisten anderen födera-
listischen Staaten aufweist. Gemessen am Variationskoeffizienten ist die (relative) Variati-
onsbreite bei der Fläche und der Bevölkerung der Bundesländer in Österreich deutlich niedri-
ger als in den USA, Kanada, der Schweiz und Deutschland; und beim BIP pro Einwohner 
rangiert die (relative) Variationsbreite zwar vor derjenigen der USA und Kanadas, aber deut-
lich hinter derjenigen Deutschlands und der Schweiz.38 Der anschaulichere Spannweitenkoef-
fizient weist für das BIP pro Einwohner für Österreich aus, dass die Spannweite ungefähr das 
0,9fache des (ungewichteten) Mittelwerts der Bundesländer ausmacht, während Deutschland 
einen Wert von etwa 1,3 erreicht und die Schweiz einen von etwa 1,1. Dies relativiert die in 
Österreich selbst vielleicht als sehr stark empfundenen absoluten Unterschiede und insbeson-
dere das immer wieder herausgestellte West-Ost-Gefälle.  
 
Gleichwohl ist die entscheidende Frage für die Beurteilung der Sinnhaftigkeit einer Zu-
schlagsbesteuerung nicht die nach der Diversität der Bundesländer als solcher; es muss viel-
mehr gefragt werden,  
 
· ob ein Bedarf danach besteht, dass die Bundesländer unterschiedlich auf Wettbewerb aus 
anderen europäischen Regionen reagieren können, und ob diesem Bedarf im gegebenen 
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System der korporatistisch-konsensualistischen Willensbildung nicht genügend Rechnung 
getragen wird und 
· ob es berechtigte Hoffnungen dafür gibt, dass eine größere Selbständigkeit der Bundes-
länder bei der Ausgaben- und Einnahmengestaltung zu besseren Preis-Leistungs-
Verhältnissen bei der Güterbereitstellung und verstärkten Lerneffekten führen würde.  
 
Greift man wieder auf das (freilich extreme) Beispielpaar „Vorarlberg: Burgenland“ zurück, 
erscheint es einsichtig, dass beide Länder bei der Gestaltung ihrer regionalen Preis-Leistungs-
Verhältnisse die Ausgaben- und die Steuerseite autonom und länderweise verändern können 
sollten. Weniger eindeutig ist allerdings die Antwort auf die Frage, ob die momentane Form 
der Willensbildung überzeugend begründeten Differenzierungswünschen auch angesichts der 
vergleichsweise großen Überschaubarkeit Österreichs nicht weit genug entgegenkommt. Die 
Klagen über den österreichischen Zentralismus in der Föderalismusliteratur dieses Landes 
sprechen eher gegen die These, dass berechtigten Flexibilisierungswünschen genügend Rech-
nung getragen wird. 
 
Ob eine Zuschlagsbesteuerung zu mehr Lerneffekten führen würde, hängt davon ab, ob die 
österreichischen Länder Preis-Leistungs-Pakete bereitstellen, die einerseits länderweise unter-
schiedlich gestaltet werden können, ohne starke länderexterne Effekte (Spillovers) auszulö-
sen, und die gleichzeitig in den jeweils anderen Ländern imitiert werden könnten, wenn sie 
sich im Gestaltungswettbewerb als überlegene Lösungen herausstellen. Ob es solche Güter 
gibt, müsste empirisch festgestellt werden. Der Verweis darauf, dass man in Deutschland kei-
ne eigenständige Aufgaben der Regierungsbezirke für die Bürger erkennen kann, spricht eher 
gegen die These, dass eine Zuschlagsbesteuerung Lerneffekte verstärken würde; der Ver-
gleich mit den Verhältnissen in der Schweiz und den dortigen Reformvorstellungen spricht 
dagegen ebenso eher für diese These wie der Tenor der österreichischen Föderalismuslitera-
tur. 
 
Angesichts eines solchen Standes des Für und Wider und der Tatsache, dass aus ökonomi-
scher Sicht vor dem Hintergrund der guten Erfahrungen mit Wettbewerbsprozessen eigentlich 
immer die Zentralisierer/Harmonisierer die Beweislast schultern müssten, erscheint eine ver-
stärkte Zuschlagsbesteuerung auch für Österreich grundsätzlich wünschenswert. Da diese aber 
                                                                                                                                                                             
38 Die Ausgangsdaten für solch einen Vergleich findet man z.B. in Stalder (1999) oder in Österreichisches Sta-
tistisches Zentralamt (1999: 472 – 491). Die Bundesländer gelten in der NUTS-Statistik als NUTS-2-
Regionen. 
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politisch unbequem wäre (Landespolitiker überlassen dem Bund gerne die Besteuerungslast 
und „begnügen“ sich mit dem Verteilen von Wohltaten,  die aus Zuweisungen finanziert wer-
den, Bundespolitiker und die Ministerialbürokratie des Bundes verzichten dagegen ungern auf 
Macht aus dem Recht zur Verteilung von Mitteln an die Länder), müsste in der Finanzverfas-
sung ein Zwang zur Prüfung von Möglichkeiten zur Dezentralisierung von Aufgaben und zur 
Zuschlagsbesteuerung etabliert werden. Dies könnte dadurch erreicht werden, dass man in 
Art. 13 B-VG (der Basis für die Ausgliederung des FAG aus dem B-VG) eine Klausel auf-
nimmt, nach der unabhängig regelbare Materien der Länder nur dann über Bundeszuschüsse 
finanziert werden sollen, wenn der gleiche Zweck nicht auch über eine Zuschlagsbesteuerung 
der Länder erreichbar ist. Wegen des Desinteresses der Politiker an einer verstärkten Zu-
schlagsbesteuerung könnte eine solche Klausel aber gleichsam leerlaufen. Dem ließe sich 
dadurch vorbeugen, dass man per B-VG die Institution eines Föderalismusbeauftragten 
schafft, der Chancen für mehr Wettbewerbsföderalismus zu prüfen hat und der vom Bund 
Begründungen verlangen und vor dem Verfassungsgericht klagen kann. Müsste eine solche 
Position z.B. mit einem ehemaligen Verfassungsrichter besetzt werden, bestünde eine gute 
Chance, dass von der Wissenschaft vorgeschlagene Möglichkeiten zur Nutzung der Klausel 
tatsächlich aufgegriffen oder wenigstens dem Verfassungsgericht vorgelegt werden. Eine sol-
che Institution könnte auch in anderen Bereichen nützlich sein, in denen es gilt, dem Subsidia-
ritätsprinzip zu mehr praktischer Wirksamkeit zu verhelfen. 
 
 
5. Zusammenfassung und Fazit 
 
In diesem Aufsatz wurde die Funktionsfähigkeit der österreichischen Finanzverfassung vor 
dem Hintergrund des internationalen Standortwettbewerbs geprüft.  
 
Die Finanzverfassung umfaßt als rechtlich geregelter Teil der Wirtschaftsordnung eines Lan-
des alle formellen Institutionen, durch die im öffentlichen Bereich Kompetenzen verteilt so-
wie Informations- und Motivationsstrukturen gestaltet werden. Sie bildet damit den institutio-
nellen Rahmen für das wirtschaftliche Handeln der Zwangskörperschaften und den vorgela-
gerten Wettbewerb im politischen Kräftefeld und sollte aus den Theorien des Markt- und des 
Staatsversagens sowie den Erkenntnissen der Institutionenökonomik und der Gesetzgebungs-
lehre abgeleitet werden. 
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Die verfassungsrechtlichen Absicherungsaufgaben gegen Markt- und Staatsversagen und da-
mit verbundene pathologische Entwicklungen kann man in solche einteilen, die in allen Staa-
ten auftreten, und solche, die sich zusätzlich in föderalistischen Staaten ergeben.  
 
In allen Volkswirtschaften sind Maßnahmen gegen ein Marktversagen im Allokations-, Re-
distributions- und Stabilisierungsbereich erforderlich. Unterstellt man für einen Moment, dass 
der Staat wie ein voll informierter und wohlwollender Diktator agiert, muss ihn die Finanz-
verfassung kompetenzrechtlich in die Lage versetzen, Garanten- und Betreiberaufgaben über-
nehmen zu können.  
 
Die Garantenaufgaben können im Allokationsbereich mit den Stichworten Kollektivgüterbe-
reitstellung (einschließlich der Klubkollektivgüter natürlicher Monpole), Internalisierung ex-
terner Effekte und Bekämpfung von Schwächen im menschlichen Entscheidungsverhalten 
umschrieben werden, im Redistributionsbereich mit der Garantie eines funktionsfähigen Sozi-
alversicherungssystems und der Einhaltung von Generationenverträgen und im Stabilisie-
rungsbereich mit der Eröffnung der Möglichkeit, nationale Konjunktur- und regionale Struk-
turkrisen angemessen bekämpfen zu können. Betreiberfunktionen sollte der Staat dort wahr-
nehmen, wo er über Vorteile im Vergleich zu einer privaten Produktion verfügt. Diese beru-
hen in der Regel auf Transaktionskosten- und/oder Verfahrenspräferenzvorteilen. 
 
Der Staat unterscheidet sich von einem voll informierten und wohltätigen Diktator in der Rea-
lität nicht nur zufällig und wegen der generellen Unvollkommenheit unseres Wissens, sondern 
aus politikökonomischen Gründen auch systematisch. Hieraus resultieren die Möglichkeit des 
Staatsversagens und ein Bedarf nach verfassungsmäßiger Absicherung von Adaptions-, Re-
pressions- und Controllingerfordernissen. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass der 
Staat auf Marktversagen reagiert und sich z.B. nicht aus wahltaktischen Gründen vor Aufga-
ben mit einem „Kosten heute, Nutzen morgen“-Charakter drückt (Adaptionserfordernis), dass 
er seine eigene Tätigkeit nicht auf Gebiete ausdehnt, auf denen gar kein Marktversagen vor-
liegt, oder dass er Nachhaltigkeitsgrenzen in den Bereichen der Geld- oder der Verschul-
dungspolitik überschreitet (Repressionserfordernis) und dass er über die Handwerkzeuge ver-
fügt, die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind und sein Handeln für die Bürger 
transparent und kontrollierbar werden lassen (Controllingerfordernis). 
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Vergleicht man die im Abschnitt 3 dargestellten Regelungen der österreichischen Finanzver-
fassung mit dem vorstehenden Aufgabenkatalog und den verfügbaren Lösungsmöglichkeiten, 
zeigt sich, dass die heutige Finanzverfassung noch so konzipiert ist, als sei der österreichische 
Staat ein vollständig informierter und wohltätiger Diktator. Adaptions- und Repressionserfor-
dernissen wird kaum Rechnung getragen, obwohl dies über die verfassungsmäßige Veranke-
rung von Prinzipien, Begründungs- und Berichtspflichten und die Einführung von Beauftrag-
ten und Klagerechten geschehen könnte. Den Controllingerfordernissen wird faktisch in ei-
nem nicht unerheblichen Ausmaß Rechnung getragen; eine weitergehende verfassungsmäßige 
Absicherung wäre aber auch hier hilfreich. 
 
In einem föderalistischen Staat hat die Finanzverfassung zusätzlich die Aufgabe, für eine 
zweckmäßige Aufgaben- und Einnahmenverteilung im öffentlichen Bereich zu sorgen. Als 
Regelungsmöglichkeiten stehen hier die Realisation des Kongruenz- oder des Konnexi-
tätsprinzips und des Verbund- oder des Trennsteuersystems oder Mischungen daraus zur Ver-
fügung. Sie korrespondieren mit den Idealbildern eines wettbewerbsorientierten interstaatli-
chen Föderalismus (Kongruenzprinzip plus Trennsystem) und eines kooperationsorientierten 
intrastaatlichen Föderalismus (Konnexitätsprinzip plus Verbundsystem). Das Kongruenzprin-
zip strebt nach einer möglichst weitgehenden Deckung von Nutzungs- und Kontrollrechten 
sowie Finanzierungspflichten und damit auch nach der Deckung von Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenzen und der Realisation des Äquivalenzprinzips; das Konnexitätsprin-
zip geht von einer Finanzierung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip sowie der Aufspaltung 
von Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen aus und lässt die Finanzierungspflicht 
nach herrschender Lehre der Verwaltungskompetenz folgen.  
 
Der österreichische Finanzverfassungsgeber hat sich (wie der deutsche) grundsätzlich für die 
Realisation des Konnexitätsprinzips und eine Dominanz von Verbundsteuern entschieden. 
Dies hat zu einem Zentralisationsgrad der Entscheidungsbefugnisse geführt, der noch stärker 
ausgeprägt ist als in Deutschland und der sich seit dem EU-Beitritt noch verstärkt hat, weil 
der so genannten Privatwirtschaftsverwaltung (einer Domäne der Länder und Gemeinden) 
vom EU-Recht Grenzen gesetzt werden. Auf der Finanzierungsseite manifestiert sich die star-
ke Stellung des Bundes auch darin, dass der Finanzausgleich von ihm dominiert und in perio-
dischen Finanzausgleichsgesetzen nach dem System eines vertikalen Ausgleichs mit horizon-
talem Effekt ausgestaltet wird. Die damit einhergehende Verantwortungsverwischung und die 
Verschärfung des Standortwettbewerbs haben die Frage auftauchen lassen, wie man die Stel-
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lung der Länder stärken und vor allem einer autonomen Zuschlagsbesteuerung mehr Gewicht 
verschaffen könnte. 
 
Bei der Diskussion dieser Frage darf man die Bundesländer in Österreich nicht unkritisch mit 
denen in Deutschland oder gar mit den Staaten in den USA gleichsetzen, sondern muss die 
Größenunterschiede und die hieraus resultierenden Unterschiede in der Bedeutung von Spill-
overs und von Steuersatzdifferenzen beachten. Gleichwohl spricht manches dafür, dass etwa 
Vorarlberg ein anderes Verhältnis von Steuern und öffentlichen Leistungen aufweisen sollte 
als z.B. das Burgenland. Dies lässt sich durch eine systematische Suche nach Dezentralisie-
rungsmöglichkeiten für Aufgaben und eine verstärkte Zuschlagsbesteuerung erreichen (was 
insgesamt — ähnlich wie in der Schweiz — zu einer Annäherung an die Realisierung des 
Kongruenzprinzips führen würde). Da es nun aber typisch ist, das Bundes- und Landespoliti-
ker eine Finanzierung über Bundeszuschüsse vorziehen, benötigt man eine Einrichtung wie 
den vorgeschlagenen Föderalismusbeauftragten. Auch eine solche Institution fehlt in der ös-
terreichischen Finanzverfassung. 
 
Insgesamt zeigt sich damit, dass diese Verfassung zwar kompetenzrechtliche Möglichkeiten 
zur Korrektur von Marktversagen eröffnet, dass sie gleichzeitig aber zu wenig darauf zuge-
schnitten ist, zweckmäßige Informations- und Motivationsstrukturen zu schaffen und einem 
Staatsversagen sowie einer Überzentralisierung vorzubeugen. Dies gilt für die meisten ande-
ren Staaten der Welt allerdings ebenso und stellt somit keinen spezifisch österreichischen 
Nachteil dar. Er ließe sich über eine evolutionäre Vervollständigung der Finanzverfassung 
heilen, die darauf ausgerichtet ist, über eine verstärkte Nutzung von Prinzipien, Berichts- und 
Begründungspflichten sowie Klagerechten Ansatzpunkte für eine Verhinderung von patholo-
gischen Entwicklungen durch Einschaltung des verfassungsrechtlichen Konkretisierungs- und 






Ahlgrimm, Chr. (1999): Neugestaltung des öffentlichen Haushaltswesens auf der Grundlage 
des Ressourcenverbrauchs, Baden-Baden. 
Apolte, T. (1999): Die ökonomische Konstitution eines föderalen Systems. Dezentrale Wirt-
schaftspolitik zwischen Kooperation und institutionellem Wettbewerb, Tübingen. 
Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute (1999): Fis-
kalischer Föderalismus in Europa, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Heft 49. 
Baretti, Chr./R. Fenge/B. Huber/W. Leibfritz/M. Steinherr (2000): Chancen und Grenzen fö-
deralen Wettbewerbs, München. 
Bergmann, M. (1999): Steuerharmonisierung, Steuerwettbewerb und effektive Besteuerung in 
der Europäischen Union, in: M. Kübbeler/Chr. Langer (Hg.), Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik nach ordoliberalen Prinzipien, Berlin, S. 3 – 18. 
Böhm, F. (1933): Wettbewerb und Monopolkampf. Eine Untersuchung zur Frage des wirt-
schaftlichen Kampfrechts und zur Frage der rechtlichen Struktur der geltenden Wirt-
schaftsordnung, Berlin. 
Böhm, F. (1937): Die Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und rechtsschöpfe-
rische Leistung, Stuttgart/Berlin. 
Böhm, F. (1946): Die Bedeutung der Wirtschaftsordnung für die politische Verfassung, in: 
Süddeutsche Juristen Zeitung, S. 141 - 149. 
Bös, D. (1980): Das Finanzsystem, in: H. Schambeck (Hg.), Das österreichische Bundesver-
fassungsgesetz und seine Entwicklung, Berlin. 
Bös, D./B. Genser/R. Holzmann (1983): Die Entwicklung des Finanzausgleichs in Österreich, 
in: F. Neumark u. Mw. v. N. Andel u. H. Haller (Hg.), Handbuch der Finanzwissen-
schaft, Bd. IV, 3. Aufl., Tübingen, S. 123 - 162. 
Buchsteiner, S. (1998): Die Verpflichtung der Gebietskörperschaften zur Tragung ihres Auf-
wandes. Eine Analyse des bundesstaatlichen Kostentragungsgrundsatzes und der 
Kostenregelungskompetenz, Wien. 
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung (Hg., 1983): Praxis der Gesetzgebung, Regens-
burg. 
Bundesministerium für Finanzen (2000): Budgetprogramm 2000 - 2003, Wien. 
Burtscher, W. (1990): EG-Beitritt und Föderalismus. Folgen einer EG-Mitgliedschaft für die 
bundesstaatliche Ordnung Österreichs, Wien.  
Büttner, Th. (Hg., 2000): Finanzverfassung und Föderalismus in Deutschland und Europa, 
Baden-Baden. 
Döring, Th. (2000): Finanzföderalismus in den Vereinigten Staaten von Amerika und in der 
Bundesrepublik Deutschland im Vergleich, in: B. Wenzel/D. Wenzel (Hg.), Wirt-
schaftlicher Systemvergleich Deutschland/USA, Stuttgart, S. 53 - 112. 
Ellwein, Th./J.J. Hesse (1997): Staatsreform in Deutschland - das Beispiel Hessen, Berlin. 
Erlei, M./M. Leschke/D. Sauerland (1999): Neue Institutionenökonomik, Stuttgart. 
 64
Eucken, W. (1990): Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 6. Aufl. der 1952 von E. Eucken und 
K.P. Hensel herausgegebenen Erstausgabe, Tübingen. 
Europäische Kommission (1996): Portrait der Regionen, Luxemburg. 
Feld, L.P. (2000): Steuerwettbewerb und seine Auswirkungen auf Allokation und Distributi-
on. Ein Überblick und eine empirische Analyse für die Schweiz, Tübingen. 
Frerich, J./M. Frey (1996): Handbuch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland, Bd. 1: 
Von der vorindustriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Reiches, 2.Aufl., Mün-
chen/Wien. 
Funke, St.(1995): Die Verschuldungsordnung. Ein Beitrag zur finanzwirtschaftlichen Ord-
nungpolitik, Berlin. 
Gamper, A. (2000): Österreich - Das Paradoxon des zentralistischen Bundesstaates, in: Euro-
päisches Zentrum für Föderalismus-Forschung (Hg.), Jahrbuch des Föderalismus 
2000, Baden-Baden, S. 251 - 265. 
Genser, B. (1997): Auf der Suche nach einer föderativen Finanzverfassung für Europa, in: 
H.J. Vosgerau (Hg.), Zentrum und Peripherie — Zur Entwicklung der Arbeitsteilung 
in Europa, Schriften des Vereins für Socialpolitik, N.F. Band 250, Berlin, S. 101 - 127.  
Gersdorf, H. (2000): Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie- und 
Wirtschaftlichkeitsprinzip. Eine Studie zur verfassungsrechtlichen Legitimation der 
wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand, Berlin. 
Grimm, D. (1990): Die Zukunft der Verfassung, in: Staatswissenschaften und Staatspraxis, 
Heft 1.  
Groenewegen, P. (1998): Artikel „fiscal federalism“, in: J. Eatwell/M. Murray/P. Newman 
(Hg.), The New Palgrave. A Dictionary of Economics, Vol. 2, London /New York, S. 
366. 
Grossekettler, H. (1994): Die deutsche Finanzverfassung nach der Finanzausgleichsreform. 
Eine ökonomische Analyse des ab 1995 geltenden Rechts, in: Hamburger Jahrbuch für 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Bd. 39, S. 83 - 116. 
Grossekettler, H. (1997): Die Wirtschaftsordnung als Gestaltungsaufgabe. Entstehungsge-
schichte und Entwicklungsperspektiven des Ordoliberalismus nach 50 Jahren Sozialer 
Marktwirtschaft, Münster/Hamburg.  
Grossekettler, H. (1999a): Kritik der Sozialen Marktwirtschaft, aus der Perspektive der Neuen 
Institutionenökonomik, in: K.W. Nörr/J. Starbatty (Hg.), Soll und Haben. 50 Jahre So-
ziale Marktwirtschaft, Stuttgart, S. 53 - 81. 
Grossekettler, H. (1999b): „Öffentliche Finanzen“, in: D. Bender et al., Vahlens Kompendi-
um der Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik, Bd. 1, 7. Aufl., München, S. 519 - 
672. 
Grossekettler, H. (2000a): Ordnungstheorie und Recht. Die Rollen von Ökonomen und Juris-
ten bei der Entwicklung und Verteidigung einer koordinationseffizienten Wirtschafts-
verfassung, in: H. Leipold/I. Pies (Hg.), Ordnungstheorie und Ordnungspolitik. Kon-
zeptionen und Entwicklungsperspektiven, Stuttgart, S. 429 – 455. 
Grossekettler, H. (2000b): Strategien zur Implementation und Stabilisierung einer Wirt-
schaftsordnung. Das Beispiel der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland, Diskussi-
onsbeitrag Nr. 313 der Westfälischen Wilhelms-Universität, Münster (Institut für Fi-
nanzwissenschaft). 
 65
Grossekettler, H. (i.E.): Ursprünge und Entwicklungslinien sozialer Sicherungssysteme in 
Deutschland, in: Th. Apolte/U. Vollmer (Hg.), Arbeitsmärkte und soziale Sicherung. 
Fehlentwicklungen, Reformpotentiale und Reformerfahrungen, Stuttgart. 
Gutknecht, B. (1999): Vergaberecht — Kompetenzfragen und Probleme der Rechtszersplitte-
rung, in: P. Pernthaler (Hg.), Auswirkungen des EU-Rechts auf die Länder, Wien, S. 
97 - 114. 
Häberle, P. (1986). Verfassungsstaatliche Staatsaufgabenlehre, in: Archiv des öffentlichen 
Rechts, 111. Bd., S. 595 - 611. 
Herzog, R. (1996): Artikel „Ziele, Vorbehalte und Grenzen der Staatstätigkeit“, in: J. Isen-
see/P. Kirchhof (Hg.), Handbuch des Staatsrechts, Band 3: Das Handeln des Staates, 2. 
Aufl., Heidelberg 1996, S. 83 - 120. 
Holmes, S./S. Argy (1997): Reviewing Existing Regulations: Australia’s National Legislative 
Review, in: OECD, Regulatory Impact Analysis. Best Practices in OECD-Countries, 
Paris, S. 89 – 119. 
Huber, B. (1997): Der Steuerwettbewerb: Gefahr oder Chance?, in: List Forum für Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, Bd. 23, S. 242 - 256. 
Karpen, U. (1998): Zum gegenwärtigen Stand der Gesetzgebungslehre in der Bundesrepublik 
Deutschland, Heidelberg. 
Keuschnigg 
Krause-Junk, G. (1999): Steuerwettbewerb: Auf der Suche nach dem Offensichtlichen, in: 
Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute 
(1999: 143 - 160). 
Lakatos, I. (1974): Falsifikation und die Methodologie wissenschaftlicher Forschungspro-
gramme in: I. Lakatos/A. Musgrave (Hg.), Kritik und Erkenntnisfortschritt, Braun-
schweig, S. 89 - 189. 
Lersner, H. v. (2000): Die Interessen künftiger Generationen müssen von einer Kammer ver-
treten werden, in: Orientierungen zur Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Nr. 84 
(2/2000), S. 5f. 
Lichtenberger, E. (1997): Österreich, Darmstadt. 
Mändle, E. (1992): Artikel „Raiffeisengrundsätze“, in: E. Mändle/W. Swoboda (Hg.), Genos-
senschafts-Lexikon, Wiesbaden, S. 537 - 539. 
Mayer, H. (1997): Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht, Kurzkommentar, Wien. 
Mueller, P.C. (1997): Perspectives on public choice. A handbook, Cambridge/UK. 
Neuberger, E., u. W.J. Duffy (1976): Comparative Economic Systems: A Decision-Making 
Approach, Boston u.a.O. 
Ng, Y.-K. (1988): Economic Efficiency Versus Egalitarian Rights, in: Kyklos, Vol. 41, S. 215 
- 237. 
Nieder-Eichholz, M. (1993): Die Subventionsordnung. Ein Beitrag zur finanzwirtschaftlichen 
Ordnungspolitik, Berlin. 
Nörr, K.W. (1999): Die Republik der Wirtschaft. Recht, Wirtschaft und Staat in der Geschich-
te Westdeutschlands, Tübingen. 
Nowotny, E. (1991): Der öffentliche Sektor. Einführung in die Finanzwissenschaft (unter Mit-
arbeit von Chr. Scheer u. H. Walther), 2. Aufl., Berlin u.a.O. 
 66
Nowotny, E. (1994): Bundesstaatsreform und Neuordnung des Finanzausgleichs aus der Sicht 
des Bundes, in: P. Pernthaler (Hg.), Reform der föderalistischen Finanzordnung, 
Wien, S. 11 - 21. 
OECD (1994): Economic Survey Austria 1993 – 1994, Paris. 
Olson jr., M. (1992): Die Logik kollektiven Handelns. Kollektivgüter und die Theorie der 
Gruppen, 3. Aufl., Tübingen. 
Olson jr., M. (1998): Artikel „collective action“, in: J. Eatwell/M. Murray/P. Newman (Hg.), 
The New Palgrave. A Dictionary of Economics, Vol. 1, London /New York, S. 474 - 
477. 
Österreichisches Statistisches Zentralamt (Hg., 1999): Statistisches Jahrbuch  für die Repu-
blik Österreich, Wien. 
Otembra, W. (1997): Was ist unfair am Steuerwettbewerb?, in: List Forum für Wirtschafts- 
und Finanzpolitik, Bd. 23, S. 257 - 264. 
Pernthaler, P. (1984): Österreichische Finanzverfassung. Theorie-Praxis-Reform, Wien. 
Pernthaler, P. (1999): Das föderalistische System Österreichs, in: R.C. Meyer-Walser/G. Hir-
scher (Hg.), Krise und Reform des Föderalismus. Analysen zur Theorie und Praxis 
bundesstaatlicher Ordnungen, München, S. 210 - 225. 
Peters, H. (1965): Öffentliche und staatliche Aufgaben, in: R. Dietz/H. Hübner (Hg.), Fest-
schrift für Hans Carl Nipperdey zum 70. Geburtstag, Bd. II, München/Berlin, S. 877 
- 895. 
Pies, J./M. Leschke (Hg., 1997): Mancur Olsons Logik kollektiven Handelns, Tübingen. 
Pommerehne, W.W./A. Hart/F. Schneider (1997): Tragic Choices and Collective Decision-
Making: An Empirical Study of Voter Preferences for Alternative Collective Deci-
sion-Making-Mechanisms, in: Economic Journal, Vol. 107, S. 618 - 635. 
Rey, A. (Hg., 1999): Der neue Schweizer Finanzausgleich, Solothurn. 
Rose-Ackerman (1992): Rethinking the Progressive Agenda. The Reform of the American 
Regulatory State, New York/Toronto. 
Rosner, A. (2000): Koordinationsinstrumente der österreichischen Länder, Wien. 
Sacksofsky, U. (2000): Staatsfinanzierung durch Gebühren?, in: Sacksowsky/Wieland (2000: 
188 - 204). 
Sacksofsky, U./J. Wieland (Hg., 2000): Vom Steuerstaat zum Gebührenstaat, Baden-Baden. 
Schneider, F./D. H. Enste (2000): Shadow Economies: Size, Causes, and Consequences, in: 
JEcLit, Vol. XXXVIII, S. 77 - 114. 
Schneider, F./A. Wagner (2000): Korporatismus im europäischen Vergleich: Förderung mak-
roökonomischer Rahmenbedingungen?, in: Arbeitsgemeinschaft für wissenschaftli-
che Wirtschaftspolitik (Hg.), Internationale Unternehmenskonzentration: Konsequen-
zen für den Standort Österreich, Wien. 
Schultze, R.-O. (1990): Föderalismus als Alternative? Überlegungen zur territorialen Organi-
sation von Herrschaft, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 21. Jg., S. 475 - 490. 
Schulze, G.G./H.W. Ursprung (1999): Globalisation of the economy and the nation state, in: 
The World Economy, Vol. 22, S. 295 - 351. 
Schwarzner, G. (1991): Öffentliche Haushalts- und Finanzplanung bei Finanzierungsengpäs-
sen. Ein Beitrag zur finanzwirtschaftlichen Ordnungspolitik, Berlin. 
 67
Seitz, H. (2000): Fiscal Policy, deficits and politics of subnational governments: The case of 
the German Laender, in: Public Choice, Vol. 102, S. 183 - 218.  
Sinn, H.W. (1995): Implikationen der vier Grundfreiheiten für eine nationale Fiskalpolitik, in: 
Wirtschaftsdienst, 75. Jg., S. 240 - 249. 
Sinn, H.W. (1997): Das Selektionsprinzip und der Systemwettbewerb, in: A. Oberhauser 
(Hg.), Fiskalföderalismus in Europa, Schriften des Vereins für Socialpolitik, N.F. Bd. 
253, Berlin, S. 9 - 60. 
Smekal, Chr./Gantner (1983): Die öffentliche Finanzwirtschaft in Österreich, in: F. Neumark 
unter Mitwirkung von N. Andel u. H. Haller (Hg), Handbuch der Finanzwissen-
schaft, Bd. IV, 3. Aufl., Tübingen, S. 577 - 609. 
Stahl, D. (2000): Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern. Ökonomische Kriterien 
und Bewertung ausgewählter Reformvorschläge, Marburg. 
Stalder, K. (1999): Föderalismus und Finanzausgleich, Solothurn. 
Stern, K. (1984): Staatsziele und Staatsaufgaben in verfassungsrechtlicher Sicht, in: Gesell-
schaft für Rechtspolitik (Hg.), Bitburger Gespräche 1984, München. 
Stober, R. (1996): Wirtschaftsverwaltungsrecht, 10. Aufl., Stuttgart/Berlin/Köln. 
Thöni,E./St. Garbislander (1999): Konsultationsmechanismus und Stabilitätspakt im Bundes-
staat — Polit-ökonomische Konsequenzen der aktuellen Föderalismusdiskussion in 
Österreich, Diskussionsbeitrag 1999/4 des Instituts für Finanzwissenschaft der Uni-
versität Innsbruck. 
Tullock, G. (1998): Artikel „public choice“, in: J. Eatwell/M. Murray/P. Newman (Hg.), The 
New Palgrave. A Dictionary of Economics, Vol. 3, London /New York, S. 1040 - 
1044. 
Ulsenheimer, K. (1969): Untersuchungen zum Begriff „Finanzverfassung“, Stuttgart. 
Wagner, A. (1876): Allgemeine oder theoretische Volkswirtschaftslehre, Erster Theil: Grund-
legung, Leipzig und Heidelberg.  
Walter, R./H. Mayer (1996): Grundriß des österreichischen Bundesverfassungsrechts, 8. 
Aufl., Wien. 
Watrin, Chr. (2000): Brauchen wir neben Parlamenten „Dritte Kammern“?, in: Orientierun-
gen zur Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Nr. 84 (2/2000), S. 2 - 4. 
Werding, M. (1998): Zur Rekonstruktion des Generationenvertrages. Ökonomische Zusam-
menhänge zwischen Kindererziehung, sozialer Alterssicherung und Familienleis-
tungsausgleich, Tübingen. 
Wissenschaftlicher Beirat beim BMF (2000a): Stellungnahme zum Finanzausgleichsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 11. November 1999, Schriftenreihe des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen, Heft 68, Bonn.  
Wissenschaftlicher Beirat beim BMF (2000b): Freizügigkeit und soziale Sicherung in Europa, 
Schriftenreihe des Bundesministeriums der Finanzen, Heft 69, Bonn. 
Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi (2000): Aktuelle Formen des Korporatismus, BMWi-
Dokumentation Nr. 479, Berlin. 
Zimmermann, H. (1999): Kommunalfinanzen. Eine Einführung in die finanzwirtschaftliche 
Analyse der kommunalen Finanzwirtschaft, Baden-Baden. 
 
